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Der Eid - Verpflichtung und 
Grenzen aus ethischer Sicht 
/AMI 011 l-0/-,11C■1-1:111.cal: tit'l 
In Umbruchsituationen kommt Gewohntes ins 'Wanken. Daß Ein-
sitze der Bundeswehr außerhalb des NATO-Gebietes (out-of-area) 
einen solchen Umbruch ausmachen, legt nicht zuletzt die Fronten-
stellung im Deutschen Bundestag nahe. So fragt sich, welche 
Veränderungen sich aus der neuen Situation für den Soldateneid 
ergeben. 
I m folgenden seien ethische Kriterien zur Eidesinterpre-
tation erinnert — nicht abstrakt, sondern in einem je konkreten 
Kontext. in dem sie praktisch wurden. Die Klärung solcher Kri-
terien steht im Zentrum. ihre Anwendung auf die neue Situation 
versteht sich beispielhaft und diskussionseröffnend. 
1.  Vom religiösen zum politischen Eid 
Im Eid' sieht die Tradition eine Anrufung Gottes. Darüber, 
aber leider auch nur darüber. herrscht Einmütigkeit. Ansonsten 
begegnet uns ..Eid" in der Bandbreite von Selbstverfluchung bis 
Gebet. 
Sodann war die Tradition überzeugt, daß Rechtsordnungen 
den Glauben an Gott als Fundament benötigten. Dies hatte wenig-
stens in der Theorie zur Folge. daß Eidgeber wie -nehmer sich an 
die Gebote Gottes gebunden wußten. So kann Angelika Gerlach 
schreiben, der religiöse Eid sei „eine gottesdienstliche 1landlung 
und inkludiert ein Bekenntnis beider Partner zu Gott dem All- 
I Vgl. Otto liatiernleind, Eid und Friede. Fragen zur Anwendung und zum 
Wesen des Eides. Stuttgart 1956 
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wissenden ..., der beide, Eidgeber und Eidnehmer, einander 
zuordnet"2. 
Damit aber tat sich ein ernstes Problem auf: Wie war mit 
Atheisten zu verfahren? Gottlose hätten im Staatsdienst eigent-
lich keinen Platz. Diese Konsequenz wurde bisweilen gezogen: 
1 882 verlor der gewählte Abgeordnete Bradlaugh seinen Sitz im 
Unterhaus, weil er als Atheist zum Parlamentseid nicht zugelas-
sen wurde`. Bisweilen nahm man den Eid auf „Gott den All-
mächtigen und Allwissenden" auch von notorischen Atheisten 
entgegen. Beides, Konsequenz wie Inkonsequenz, erwies sich als 
untragbar. 
Die Lösungen fielen unterschiedlich aus: I fier wird eine 
Wahlmöglichkeit zwischen Eid und Versprechen eröffnet, dort der 
Eid vollends abgeschafft Die Weimarer Verfassung geht einen 
anderen Weg: Aufgrund der Religionsfreiheit kann ein religiöser 
Eid nicht mehr vorgeschrieben werden. Der Eid jedoch bleibt —
nun ohne zwingenden Bezug auf Gott. 
Am 14.8.1919 gab der Reichspräsident tieende Formel für 
den Soldateneid bekannt: 
„Ich schwöre Treue der Reichsverfassung und gelobe, daß ich 
als tapferer Soldat das deutsche Reich und seine gesetzmäßi-
gen Einrichtungen jederzeit schützen, dem Reichspräsidenten 
und meinen Vorgesetzten Gehorsam leisten will."' 
Dies war nun ein politischer Eid. Der Zusatz „so wahr mir Gott 
helfe" verkümmerte auf einen ersten Blick zu privater Devotion. 
Zugleich aber verschärfte sich ein Problem, das es — wenn nicht in 
der Theorie so doch in der Eidespraxis — immer schon gegeben 
hatte: Der Eidgeber ruft Gott an, der Nehmer hingegen hat nur 
den willfährigen Staatsdiener im Auge. Dem Eidnehmer kam die 
härteste Vorstellung über den Eid entgegen, der Eid als Selbst-
verfluchung. In ihr wird häufig der Kern des Eides gesehen. Dies 
2 Angelika Gerlach, Die Kirche vor der Eidesfrage. Die Diskussion um den 
Plarrercid im Dritten Reich. Göttingen 1967, 54 
politische Vgl. Ernst Friesenhahn. Der olitisc' Eid. Bonn 1928. 6 
4 Zit. n.: Theodor Schieder, Der Fahneneid als politisches Problem in der 
deutschen Geschichte, in: Die Stellung des Soldaten in Staat und Gesell-
schaft. Ein Cappenherger Gespräch, Köln und Berlin 1970, 15-34, 28 
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gilt für den assertorischen oder Aussageeid'. Und folgt man Hel-
mut Gollwitzer, steht es beim promissorischen Versprechenseid 
nicht anders - speziell aus dem Interesse des Eidnehmers: „Der Eid 
IST Selbstverfluchung tür den Fall des Eidbruchs. Darin, gerade 
darin und nur darin, hat er seinen Wert für den, der ihn ah-
nimmt ... Als konditionale Selbstverfluchung schafft der Eid 
innerste Bindung. innerste Unfreiheit, und eben das soll er.' 
In eine ähnliche Richtung deutet Martin 1 lonecker den Eid: 
Der Eidnehmer sieht im Eid ein „brauchbares Zwangsmittel, mit 
dessen I Wie wahrheitsgemäße Aussagen und unauflösbare 
Gehorsamsverhältnisse hergestellt werden können'. Und dieser 
„Nutzen" des Eides wäre gefährdet, verstünde auch der Eidnehmer 
den Eid als Gebet: „Eine Anrufung Gottes im Gebet beinhaltet 
nämlich zugleich das Bekenntnis, daß Gottes Gebot und Wille allen 
menschlichen Ansprüchen und Forderungen überlegen ist und 
vorgeht. Dadurch wird aber der Eid in einem Ausmaße relativiert, 
daß man sich fragen nun welches Interesse überhaupt daran be-
steht, ihn beizubehalten."(Honecker 221) Darum plädiert Ho-
necker für die Abschatiung des Eides. Eine „klare Lösung" sieht er 
darin, den Soldateneid durch eine „t-eierliche Inpflichtnahnte" zu 
ersetzen. Dies allein nehme den „säkularen Staat" ernst. 
Hier wird man einwenden, der an treuer Eidertiillung im 
Rahmen der Gebote Gottes interessierte Eidnehmer käme nicht 
mehr in den Blick. Dies erwiese sich als empirisch ebenso fraglich 
wie theologisch als problematisch. Jener Verfügungswahn, der in 
der Perversion von Politik droht, würde /um politischen Normal-
fall deklariert und der Kritik geradezu entzogen. Politische Ethik 
bewege sich damit am Rand der Kapitulation. 
Dieser Einwand hat gute Gründe für sich. Dennoch treffen 
Gollwitzer wie I lonecker sehr genau jenen Geist, in dem der 
politische Eid von Staatsrechtlern verstanden wurde. Über diesen 
5 J. Schneider, Art. „orkos". in: G. Kittel (I Irsg.). Theologisches Wörterbuch 
711111 Neuen Testament. Bd. 5, 458: „Der Eid ist primär Selbstverfluchung 
fair den Fall. daI1 man nicht die Wahrheit sagt." 
1 Minnt Gollw itzer. Zur Einführung, in: 1 lildburg Bethke (1 Irsg.), Eid, 
Gewissen. Treuepflicht, Frankfurt a. M. 1%5, 5-17, 7 
7 Martin 1 lonecker. Der Eid in der säkularisierten Gesellschaft, in: Christliche 
Daseinsgest.altung. Öl: •nische Stellungnahmen zu Fragen der Gegen-
wart, ausgewählt von 1 leinz-I lest Scha; Bremen 1971. 9-27, 22 
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neuen „politischen Eid" promoviert Ernst Friesenhahn 1928 hei 
Carl Schmitt. 
Friesenhahn macht keinen I lehl daraus, daß man 1919 
„Eid" und „schwören" besser aus dem Wortschatz der Politik elimi-
niert hätte. Seine Begründung ist bedenkenswert: „Es zeigt sich 
hier der problematische Wert jedes religiösen Eides, den der Staat 
aufrrlegt, um Verpflichtungen zu bestärken, der aber seine bin-
dende Kraft aus einer anderen Sphäre zieht, auf die der Staat keinen 
Einfluß hat." (Friesenhahn 127) I her liegt ein Grundproblem des 
Eides. Es steigert sich hei einem religiös neutralen Staat. Darum 
plädiert Friesenhahn — wie später 1 lonecker — dafür, an Stelle des 
Eides eine andere „höchste und feierlichste Beteuerunpformel" zu 
verwenden. Oh das jedoch zur Lösung des Problems ausgereicht 
hätte, wird noch zu bedenken sein. 
Friesenhahn definiert den politischen Eid so: „Man wird 
also als politische Eide im engeren Sinne die Eide bezeichnen kön-
nen, die dazu dienen, den Staat zur Einheit zu integrieren, die 
Gruppierung von Freund und Feind klar hervortreten zu lassen.' 
Der Eid erhält Sinn aus der Ausrichtung auf Staatsbildung und -
erhalt. 
Aus dieser Sicht findet sich Friesenhahn mit dem politi-
schen Eid ah. Entscheidend wird nun sein, in welcher Art und 
Intensität dieser Zweck „Staatserhalt" den Eid füllt. Und da läßt es 
Friesenhahn an Deutlichkeit nicht talen: „An die Stelle Gottes trat 
der Staat als letzte metaphysische Instanz." (Friesenhahn I I) In er-
schreckender Konsequenz hält er die Parallele Gott-Staat durch. 
— Religiöser wie politischer Eid binden den Eidgeber „im Gewis- 
sen". Die Gewissensbindung gilt unbedingt, gleicherweise im 
politischen wie im religiösen Eid: Es ist nämlich der „Zweck des 
politischen Eides, der gerade das, was seine Eidesnorm enthält, 
unbedingt und unter allen Umständen sichern will" (Friesen- 
hahn 26). 
Die Parallelisierung der Gewissensbindung in beiden Eiden legt 
die Problematik offen: Die religiöse Gewissensbindung blieb 
8 Friesenhalm 14. Das „einfache Versprechen getreuer Pflichterfüllung" hin-
gegen, wie es etwa der Schöffe ablegt, ist im Sinne Friesenhahns kein poli-
tischer Eid. denn zur Staatseinheit steht der Schölfeneid in mir sehr lockerer 
1k•riehung. 
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xvenigstens in der Theorie durch das Adjektiv „religiös" untrenn-
bar unter der inhaltlichen Suprematie der Gebote Gottes''. 
Bei der unbedingten Gewissensbindung durch den politischen 
Eid stellt sich dann mit letzter Aufdringlichkeit die Frage, oh der 
Eideserfüllung denn keinerlei Grenzen mehr gesetzt sind. 
Daß die Bindung an den politischen Eid in Konflikt gera- 
ten kann mit der Bindung an das christliche oder ein anderes 
Ethos, interessiert Friesenhahn 1928 nicht. Die Eidesfunktion Got- 
tes beschränkt sich darauf die Willfährigkeit des Schwörenden zu 
garantieren. In diese Erzwingungsfunktion kann der Staat dann 
leicht eintreten. 
- Gegen  mögliche Einwände besteht Friesenhahn darauf 
. . der Staat kann hier an die Stelle Gottes treten, da der Staat 
IST (nicht GILT). wie Gott IST: Nur hei einem SEIN kann man 
aber schwören. wed der Eid eine existenzielle Bindung des Men-
schen bezweckt." (Friesenhahn 12) Der politische Abschied von 
Gott macht so den Ort frei tiir den konsequenten Einmarsch des 
allesvertiigenden Staates. 
— Dies tritt nochmals deutlich in Erscheinung, wenn Friesenhahn 
auf „Vorbehalte" zu sprechen kommt, die hei Eiden von Bischö-
fen oder Geistlichen üblich sind: „wie es einem Bischof geziemt" 
oder „vorbehaltlich des Kirchenrechts". Beide Vorbehalte sind 
für Friesenhahn de facto Eidesverweigerungen, mehr noch kann 
er sie nur politisch deuten: „Wo Vorbehalte zugelassen werden, 
zeugen sie von der Machtlosigkeit des Staates gegen Mächte, die 
sich ihm entgegenstemmen.""I Vorbehalte werden nicht auf die 
Forderungen des Gewissens zurückbezogen. Sie sind nichts als 
die Begünstigung einer politischen Gegenmacht. 
— Auf gleicher Ebene sieht Friesenhahn zwei entgegengesetzte 
Anschauungen im Konflikt: Der Staat besteht auf „unbedingter 
Eidesleistung", die Kirche lehnt „aus prinzipiellen Erwägungen 
9 Oberkirchenrat Prof G. Wendt (Stichwort: „Eid", in: IZGG, Sp. 353): 
„Indem sich der Eid .111 die Autorität Gottes wendet und damit auch auf Sei-
ten des Eidnehmers die Anerkennung einer höchsten Instanz voraussetzt. 
durch die seiner eigenen Machtbefugnis bestimmte Grenicn gesetzt sind. 
macht die religiöse EidesfOrm•l zugleich dir (;lenze des Eides deutlich." 
10 Friesenhahn 27. So war es denn auch Schwäche. daß die preußische Regie-
rung 1850 für katholische Geistliche den Vorbehalt „salvis iuribus ecclesia-
stici.s" zuließ. 
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den unbedingten Eid der Geistlichen auf staatliche Gesetze ah. 
die den kirchlichen Anschauungen über das Verhältnis von Kir- 
che und Staat widersprechen". Wiederum gellt es lediglich um 
Machtkonfigurationen. Selbst wenn die Kirche eine Erklärung 
der Regierung fiedert, „daß die eidliche Angelobung den Geistli- 
chen zu keiner seinem Gewissen widerstrebenden Handlung 
verpflichten solle" (Friesenhalin 88), bleibt dies Anschauung der 
Kirche; der Staat fordert weiterhin unbedingte Eidesleistungn. 
Dies bildet die Eidesidee einer wirkmächtigen staatsrechtlichen 
Schule in der ersten deutschen Demokratie. Eines ist ihr folgenreich 
mißlungen, die Eigenart des Sittlichen und seines unbedingten Gel-
tungsanspruchs zu erkennen. Die Schmitt-Schule zeigt, wie man 
sich aus der AtEire ziehen kann: Der mögliche Konflikt zwischen 
staatlicher Verordnung und sittlichem Urteil des Bürgers wird igno-
riert, der sittliche Einspruch in politische Opposition unigedeutet. 
Sittlichkeit und Politik wird gleicher Geltungsrang zugedichtet. 
Damit aber steht die Schmitt-Schule keineswegs allein da, 
vielmehr führt sie eine große Tradition konsequent fOrt, die sich an 
den Begriff „Souveränität" und an Thomas 1 lobbes anschließt'': 
„Und wenn einige Leute wegen ihres Ungehorsams gegen ihren 
Souverän einen neuen, nicht mit Menschen, sondern mit Gott abge-
schlossenen Vertrag vorgegeben haben, so ist dies el)enfalls ungerecht. 
11 Die Fairness gebietet es, All den /erbrechlichen Zustand der ersten deut-
schen 11:nmkraue zu erinnern wie .111 die inneren (;ral•ikämpl•. bei denen 
es wirklich nur   Machtzuwachs ging. Und in diesem Zusammenhang 
wurde auch mit dem Eid mancher Mißbrauch getrieben. Illustrativ dafür ist 
das Verhalten der kommunistischen Stadtverordneten nach der Wahl von 
1 92-1, das Friesenhahn ausfüln hch skizziert. Die Abgeordneten wurden per 
Handschlag verpflichtet. „Fast in allen Stadtvero‘rdnetenversammlungen 
machten die Kommunisten lin diese Verpflichtung zur Konüidie, indem sie hei 
der Verpflichtung rote Fähnchen schwenkten. sich sofort nach dem 1 hand-
schlag die Hände wuschen usw. kurz durch solche 1 landlungen oder auch 
ausdrücklich dok •ntierten, daß sie die Verpflichtung nicht ernst nahmen 
und gewillt waren, die von der Zentrale der KI'l) als Instruktionen für die 
neugewählten kommunistischen Stadtverordneten herausgegebenen Anwei-
sungen zu befolgen. die im schärfsten Widerspruch zu ihren gesetzlichen 
Pflichten standen." (Friesenhahn 28) Doch stand diese Posse etwa auf glei-
cher Ebene wie der Gewissensvorbehalt der Geistlichen oder anderer aktiver 
Christen? 
1 2 Diese I hinweise auf I lobb es und Wilson verdanke ich meinem Institutskol-
legen Gerhard Westermüllkir. 
denn es gibt keinen Vertrag mit Gott außer durch Vermittlung irgend- 
eines Menschen, der die Person Gottes vertritt, was aber nur der 
Statthalter Gottes tut, der die Souveränität unter Gott innehat -13  
I lobbes wendet sich hier gegen die „Covenanters", die „im 17. 
Jahrhundert in Schottland einen feierlichen 'Bund' (Covenant) zur 
Erhaltung ihres Glaubens und zur Abwehr der Ansprüche der engli-
schen Krone geschlossen hatten"." In dieser schottischen Presbyte-
rianertradition stand die Familie des US-Präsidenten Woodrow Wil-
son, und der Präsident hat sich häufig zu ihr bekannt. Der Völker-
bund als „The Covenant ot the League ot Nations" deutet auf diesen 
Ursprung hin. In der Schmitt-Schule hingegen erfährt die 1 lohbes-
These eine Renaissance: Gottes Repräsentant auf Erden ist der Sou-
verän; über ihn und nur über ihn lauten Beziehungen des Bürgers zu 
Gott. Und wenn 1 lobbes wenigstens noch die tides (Glauben) dem 
Bürger selbst überläßt und lediglich die conlessio (Bekenntnis) zur 
Staatssache erklärt, sieht Carl Schmitt bereits in der Freigabe der Lides 
eine verhängnisvolle „Einbruchstelle" für die Zersetzung des Staa-
tes. Und offensichtlich bleibt er damit seinen Prämissen treu. 
Es liegt mir nun viel daran, zu zeigen, daß auch die Erset-
zung des Eides durch eine andere „höchste und feierlichste Beteue-
rungsformel" am Problem selbst nichts ändert. 
/.  Eid, Gelöbnis, Versprechen als sittliche 
Inpflichtnahnie 
Rudolf Ginters''' aus ethischer und Karl LarenzI7  aus juristischer 
Sicht stimmen überein, daß der Verpflichtung, das Versprochene 
13 Thomas 1 loblx.s. Leviathan oder Stoti, Form und Gewalt eines kirchlichen 
und bürgerlichen Staates, hrsg. u. eingel. v. Iring Fetscher. Frankbin a. M. , 
3. Autl., 1989, 137 1Kap. 181 
14 Klaus Schwabe, Wiiodrow Wilson. Ein Staatsmann zwischen Puritanertum 
und Liberalismus. Zürich und Frankfurt a. M. 1971. 8 
15 Carl Schmitt. 1)er Leviathan in der Staatslehre des Thomas 1 lobbes, 1 Lim-
burg 1938. rin. n.: Iring Erbseher, Einleitung, in: Thomas I lobbes. Leviathan, 
)0Q(111 
16 Rudolf (; ..... 'rs. Verspreclie ........1 ( kloben, 1)üsseldorl 1973 
!7 Karl Laren?. Allgemeiner -Teil des deutschen Bürgerlichen Rechts. München 
13 
einzuhalten, sittliche und nicht nur soziale oder strafrechtliche 
Qualität zukommt. Aber worin liegt der (rund dafür? 
Laren/ sieht im Eid eine willentliche Selbstbindung des 
Menschen als Person: .Der Mensch hat als Person die Fähigkeit, 
sich durch sein 'Wort' einer anderen Person gegenüber binden zu 
können." (zit. n.: (inters 80) Nun weiß Laren/ tun die Problema-
tik dieser These: Wie kann ein Wille sich selbst zum Gesetz wer-
den, wie kann Wollen Ursprung von Sollen sein? Doch Laren/ 
bleibt dabei, ein personales Wollen sei im Falle des Eides unmittel-
barer Grund einer sittlichen Verpflichtung. 
Die Folgen für unser Problem hegen auf der I hand: Dann 
könnte sich aus einem unbedingten Wollen bei der Eidesleistung 
auch ein unbedingtes Sollen für die Eideserffillung ergeben. Dem 
widerspricht Ginters mit einer eiidichen, aber stichhaltigen Begrün-
dung: Eine 1 landlung wird nicht dadurch sittlich richtig, daß der 
I handelnde sie will. Dies liekre die Ethik der Willkür aus. Die Frage 
nach der sittlichen Richtigkeit dieses Wollens (und dieser I landlung) 
bliebe nämlich ausgeklammert'. Sie aber muß gestellt werden. 
Die Verpflichtung, Versprechen einzuhalten, ergibt sich 
nicht aus meinem K ., n e.ast.i.nctingswillen, vielmehr daraus, daß die 
Einhaltung des Versprochenen mich und meinen Willen in Pflicht 
nimmt. Wer ein Versprechen abgibt, weiß sich den Regeln und 
Geltungsansprüchen dieser Institution unterworfen. Und der 
Bestand dieser Institution hat sittlichen Wert: Alle großen Gemein-
schaftswerke bedürfen jener gegenseitigen Verläßlichkeit, die wir 
der Institution Versprechen verdanken. Ihre Gemeinwohldien-
lichkeit ist der letzte Grund dafür, daß sie auch sittlich verpflichtet. 
Selbstverständlich ist jedermann frei, ein Versprechen abzu-
geben oder es zu unterlassen. Doch einmal abgelegt, nehmen ihn 
die konstitutiven Nonnen der Institution Versprechen in die 
Pflicht, an erster Stelle die Aufrichtigkeits- und die Erfüllungs-
pflicht. Diese sind dem Wollen Norm und Verpflichtung — unab-
hängig von nochmaliger Zustimmung und keineswegs auf diese 
angewiesen. 
1 8 Es wäre darüber hinaus in bedenken. wie sich eine noch so Inten.R e x%. d-
lenthche Selbstbindung 1111 Versprechensakt gegenülx.r einer 11(01 unenst-
%wen willentlichen Abneigung gegen die Versprechenserfüllung. dann. 
wenn es ernst wird, behaupten kann. 
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Wenn dem so ist, kann es auch nicht ausbleiben, daß die 
Verpflichtung, das Versprochene einzuhalten, mit anderen sittlich 
bedeutsamen Verpflichtungen in Konflikt gerät. Kein Versprechen 
kann per se davon entbinden, einem Schwerverletzten erste Hilfe 
zu leisten. Derartige Konflikte lösen sich nur dadurch, daß ich nach 
der dominanten Verpflichtung frage, die dann meine unbedingte. 
d.h. sittliche Pflicht wird. Ob religiöser oder politischer Eid, oh 
Gelöbnis oder Versprechen — die Verpflichtung des Versprechenden 
kann sich zum einen nie auf sittlich Verbotenes erstrecken. Zum 
anderen bedarf es im Falle der sog. Pflichtenkollision jeweils der 
Prüfling. welche der Verpflichtungen dominant ist. Diese Prüfung 
ist ein unbedingtes Apriori jeder Erfüllungspflicht. Sie wird weder 
durch einen Eid noch durch irgendeine andere Form des Verspre-
chens hülf'affig. 
Die Erfüllungspflicht ergibt sich nicht aus der Anrufüng 
Gottes. Sie geht ihr voraus und gründet darin, daß der Verspre-
chende sich dem Versprochenen in besonderer Form vor seinem 
Gewissen verpflichtet. Er kennt und anerkennt den humanen und 
sozialen Wert und Nutzen, den Gemeinwohlbeitrag von Institutio-
nen wie Versprechen. Geloben oder Schwören. Der Mißbrauch 
dieser Institutionen — sei es durch Unaufrichtigkeit oder Untreue —
ist wegen seiner (kmeinwohlschädlichkeit Gewissenssache. 
Kurzum. oh religiöser Eid oder weltliches Versprechen —
mit keinem von beiden entkommt der Versprechende der vorgege-
benen Ordnung sittlicher Forderungen und deren möglicher Kolli-
sion mit staatlichen Betales. Indem 1919 der Eid seiner religiösen 
Form entkleidet wurde, verlor er keineswegs den Bezug zur vor-
gegebenen Sittlichkeit. Irgendein Versprechen als „unbedingt" 
auszugeben, bedeutet insofern einen Widerspruch in sich selbst: In 
religiöser Form geleistet, nähme es Gott als Garanten für mög-
licherweise unsittliche I Lindlungen in Anspruch. In nicht-reli-
giöser Form geleistet, befreite der Eid den Schwörenden von der 
allein unbedingten Bindung an sittlich Werthaftes und an sein 
Gewissen. 
Die Kritik Gollwitzers und Honeckers, der Eidnehmer 
erwarte vom Eidgeber unbedingten Gehorsam und dies wider-
spräche dem Primat der Gebote Gottes, trifft exakt die Vorstellun-
gen eines politischen Eides, wie Ernst Friesenhahn sie definiert. 
Doch die Ersetzung des Eides durch ein feierliches Versprechen 
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beläßt das Problem ungelöst. Auch kein notorischer Atheist kann 
unbedingten Gehorsam versprechen und der Politik einen Primat 
über sein Gewissen einräumen. 
Dies ist allenfalls unter einer Bedingung möglich. daß näm-
lich eine politische Instanz sich selbst auch in der Praxis divinisiert. 
Dafür nun öffnete das oben vorgelegte Verständnis des politischen 
Eides — oh gewollt oder nicht — Tür und lor. 
3.  „Unbedingter Gehorsam" oder die 
Divinisierung des Politischen 
Der Soldateneid von 1934 lautete: 
„Ich schwöre hei Gott diesen heiligen Eid, daß ich dem Führer 
des Deutschen Reiches und Volkes, Adolf I Eilen dem Obersten 
BetithIshaber, unbedingten Gehorsam leisten und als Soldat be-
reit sein will, für diesen Eid jederzeit mein Leben einzusetzen.• 
Mancher unter den Frommen jubelte''': Gott war wieder im 
Eidesgeschehen. Doch in dem Maße, in dem I litler seine I lerr-
s•haft für alle offenkundig rechts- und sittenwidrig ausübte, wurde 
die ausweglose Widersprüchlichkeit dieses Eides bewußt. 
Dieses Problem betraf auch Geistliche. Gerade in der 
Auseinandersetzung uni deren Eid werden einige Kriterien dienli-
cher Eidesinterpretation deutlich. 
Die katholischen Bischöfe'" legten 1935 einen Eid auf 
das Deutsche Reich wie das entsprechende Land ah. Sie schwören 
vor Gott und auf die I leiligen Evangelien „so wie es einem 
Bischof geziemt" Treue gegenüber der verfassungsmäßig ge-
bildeten Regierung. Der Name Hitlers stand nicht in der Eides-
tiirmel. Dies jedoch war nicht entscheidend. Viel wichtiger 
19 Zu diesen und ähnlichen Motiven vgl. Friedrich Wilhelm Gral. Der dem-
sehe Protestantismus und der Zweite Weltkrieg. in: Der Zweite Weltkrieg 
und die Gesellschaft in Deutschland. 5)) labre danach. Eine Ringvorlesung 
der Universität München, hrsg. von Vertanz Schubert u. a., St. Ottilicn 
l'1`12. 217-267.222 
20 Vgl. hierzu neben Werner Schöllgen (I)er politische Eid. in: ders.. Aktuelle 
Moralprobleme. Düsseldorf 1955. 230-239) das informative Kapitel V von 
Angelika Gerlach. Der Eid im Codes uni', canonici. 50-55 
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wurde. daß sie ihren Eid deutlich auf der I lintergrundfolie des 
Codex weis Canonici (C.1(;) ablegten und dies dem Eidnehmer 
gerade durch die religiöse Formel signalisierten''. Einige canones 
über den Versprechenseid (can. 1317-1321) mögen dies verdeutli-
chen: 
— Kanon 1318, § 1: „Der Versprechenseid folgt der Natur und den 
Bedingungen des Aktes. dem er beigefügt ist." § 2: „Wenn der 
Eid einem Akt beigefügt wird, der unmittelbar zum Schaden an-
derer. zum Nachteil des öfti.ntlichen Wohls oder des ewigen 
Heils führt. erKihrt der Akt dadurch keine Bekräftigung..
22 
 So 
war deutlich. daß jedweder Gehorsamseid im Rahmen jener 
Gebote verblieb, die nach kirchlicher Lehre für den Katholiken 
Gebote Gottes sind. 
— Kanon 1321: „Der Eid ist eng auszulegen gemäß dem Recht und 
gemäß der Absicht des Schwörenden ..."23  Und dieser 
Schwörende ist eben ein Katholik. Welche Ideen das System mit 
dein Eid verband, blieb für die Geltungsansprüche an den Eidge-
ber fitlgenlos. 
Kanon 1319 besagt. daß die Verpflichtung aus einem promissori-
sehen Eid entüillt, „wenn die beschworene Sache sich wesentlich 
ändert oder infolge veränderter Umstände entweder schlecht 
oder völlig indifferent wird oder schließlich einem höheren Gut 
entgegensteht" und „wenn der Beweggrund oder die Bedingung, 
21 Eine ganz andere Frage lautet. wie bekannt diese canones in der Kirche 
selbst waren. I herzu Werner Schüllgen (237): lic.ommungen, die 
kaum k.k.min gewesen zu sein scheinen: ein ernstes Versäumnis von 
Kanzel und Unterricht!" 
22 Seit dem I. Advent 1983 ist der neue CIC in Kraft. Die canones über den 
Eid blieben gegenüber dein alten Codex von 1918 unverändert. Im folgen-
den werden die Ziffern des alten CJC vorangestellt. da sie zur traktierten 
Zeit gültig waren; die Übersetzung hingegen fingt dem neuen (JC Kodex 
des kanonischen Rechts. Lateinisch-deutsche Ausgabe. 2. Aufl.. Kevelaer 
1984). da sie heutigem Standard entspricht. Das Kapitel über den Eid im 
neuen (IC uinfaßt die canones 1199-1204. 
23 Der KA llll n fährt dann tim: bzw.. wenn dieser arglistig handelt, gemäß 
der Absicht dessen, dein der Eid geleistet wird." Dies interpretiert Eich-
inann-Mörsdorl (Lehrbuch des Kirchenrechts auf Grund des Codex luris 
Cmlimit-1. II. Bd., Paderborn 1950. 369) lapidar: Dann wäre der Eid so 
auszulegen. _wie ihn der Eidnehmende verstehen konnte und verstehen 
durfte". Arglist aber  lite zunächst einmal feststehen. 
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unter der der Eid etwa geleistet wurde, wegget-allen bzw. nicht 
eingetreten ist."-'a 
Wann aber liegt eine substantielle Veränderung des 
Eidgegenstandes vor? Franz Adam Göpfert2' hatte sich in einer eige-
nen Monographie mit dem Eid auseinandergesetzt, bevor er in sei-
nem moraltheologischen Lehrbuch''' vermerkte: „Die Verpflichtung 
des Eides hört auf ..., so oft eine der bei jedem Eide eingeschlossenen 
Bedingungen nicht erfüllt ist, also vor allem, wenn eine wesentliche 
Änderung des Gegenstandes eintritt, wenn der Gegenstand physisch 
oder moralisch unmöglich, schädlich oder unnütz wird, oder die zum 
eidlichen Versprechen bewegende Ursache gänzlich aufhört, 7.13. 
wenn man eidlich dem l'aulus als einem Armen ein reiches Almosen 
versprochen hat und dieser nun reich wird. Darum verpflichtet der 
Eid auch nicht bei jeder bedeutenden Veränderung, welche entweder, 
wenn vorhanden, von Anfing an das Eintreten der Verpflichtung 
gehindert oder bei deren Kenntnis man sich nicht verpflichtet hätte." 
Auf diesem Hintergrund kann der Episkopat 1935 weitere 
Eidesvorbehalte für unnötig erklären. Dies sei die Lehre der 
katholischen Kirche, „ein Recht, das auch im Reichskonkordat an-
erkannt ist"27. 
In den evangelischen Kirchen sah es anders aus'. Erheb-
liche Einmischungen des Staates in innerkirchliche Angelegenhei- 
24 Diese Bedingung gilt auch für das Staatsrecht: Jeder promissorische Eid steht 
unter der Clausula rehus sie stantibus. Die gegenwärtigen Verhältnisse sind die 
Basis des Eides. Sollten in ihnen wesentliche Veränderungen eintreten. so sind 
die stillschweigenden Voraussetzungen, unter denen der Eid geleistet wurde. 
weigeWlen, und der Eid verliert seine bindende Krah." (Eriesenhahn 12')) 
Friesenhahn wählt als Beispiel die Abdankung des Kaisers 1918: Mit dieser 
wesentlichen Veränderung der Umstände waren die Soldaten vom Eid befreit. 
25 Franz Adam Göpfert, Der Eid. 1883 
26 Franz Adam Göpfert, Moraltheologie. 3 13de., 2. Aufl.. Paderborn 1899. Bd. 2. 
Rn 362 
27 Erklärung des deutschen Episkopats. abgedruckt in: Bischöfliches Amtsblatt 
des Ordinariats Berlin, Stück 11. v. 4. 9. 35. /it. n.: Gerlach 55. So konnte 
der Episkopat den Anspruch des Regunc, gc1.1,...0) darstellen: _Nach Erlaß 
des I lern) Reichsministers für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung 
vom 12. Juli 1935 ist dieser Eid zu leisten ohne Vorbehalte und Einschrän-
kungen." Ein über Kirchenrecht und Konkordat hinausgehender Vorbehalt 
war nicht erforderlich. 
28 Über die Auswirkungen der ". ......•ren Pluralität" des deutschen Protestantis- 
mus gerade in dieser Zeit vgl. Graf 224 Il 
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ten waren bereits vorgefallen, als Oktober 1934 der Rektor der 
Bonner Unversität den Theologen Karl Barth zu folgendem 
Professoreneid aufforderte: 
„Ich schwöre: ich werde dem Führer des deutschen Reiches 
und Volkes, Adolf I litler, treu und gehorsam sein, die Gesetze 
beachten und meine Amtspflichten gewissenhaft erfüllen, so 
wahr mir Gott helfe." 
Karl Barth weigerte sich. Er verlangte den Zusatz, „soweit ich es als 
evangelischer Christ verantworten kann". Der Konflikt sollte sich 
zuspitzen. 
Folgt man Gerlach, ist „nach protestantischer Lehre der Eid 
immer im Sinne dessen, dem der Eid geschworen wird, auszulegen"29. 
1 her nun setzte Barth an: I litler konnte die vorgelegte Formel als Ver-
pflichtung deuten, „daß sich der Schwörende mit I laut und Haar, mit 
Leib und Seele diesem einen Mann verschreibt, über dem es keine 
Verfassung, kein Recht und Gesetz gibt, dem ich zum vornherein und 
unbedingt zutraue, daß er ganz Deutschlands und so auch mein Bestes 
unter allen Umständen weiß, will und vollbringt, von dein auch nur 
anzunehmen, daß er mich in einen Konflikt führen könnte, in dem er 
Unrecht und ich Recht hätte, schon Verrat wäre 
Damit antizipiert Barth exakt, was knappe drei Wochen spä-
ter Ministerialrat Kasper vor der Dienststrafkammer in Köln vor-
bringt: „Oh . .. das, was auf Grund dieser Treue- und Ge-
horsamspflicht von dem Beamten verlangt wird, im Einklang mit 
dem Gebot Gottes steht, — die Entscheidung darüber liegt nicht hei 
dem einzelnen Beamten, sondern allein und ausschließlich beim 
Führer selbst, den Gott auf seinen Platz gestellt hat und dem man 
daher auch das blinde Vertrauen schenken kann und muß, daß er 
auf Grund seines besonderen Verhältnisses zu Gott nichts von sei-
nen Untergebenen verlangen wird, was Gott verbietet."31  Dies ist 
29 Gerlach 69. Es bestehen jedoch nach Auskunft evangelischer Kollegen 
Zweifel, ob diese These in dieser Apodiktik berechtigt ist. Jedenfalls aber gab 
es solche Positionen in der protestantischen Theologie. Die Differenz z 
Kanon 1321 CJC besteht also wenigstens partiell. 
30 Brief an Hans von Soden vom 5. 12. 34, zit. n.: Gerlach 69 
31 Rekonstruktion der Rede, zit. Gerlach 76. Und dann folgen so wohl- 
klingende wie falsche Sätze: _Treue kann immer nur bedingungslos verspro-
chen werden. Eine Treue unter Vorbehalt gibt es nicht." 
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die krasseste, keineswegs aber die einzige Form einer Richtig-
keitsvermutung für staatliche Entscheidungen. 
Am 18. 12. 1934 erklärt sich Karl Barth bereit, von der 
Zusatzklausel abzusehen. Die theologische Diskussion hatte es als 
selbstverständlich herausgekehrt, daß — so faßt Barth es selbst 
zusammen — „die Verpflichtung auf den Führer Adolf I lider für den 
evangelischen Christen nur einen grundsätzlich durch das Gebot 
Gottes begrenzten Inhalt haben kann". Daß der Eidnehmer dem 
nicht t-olgte, zeigt die Kölner Verhandlung in aller Deutlichkeit. 
Barth wurde entlassen. In zweiter Instanz hob das Oberverwal-
tungsgericht Berlin die Amtsenthebung zwar auf Kultusminister 
Ruth jedoch versetzte Barth in den Ruhestand. Seine Begründung: 
Der Eid auf den Führer gilt bedingungslos oder gar nicht. 
Barths näherer Begründung dafiji% daß er einen Eideszusatz 
verlangte, kommt systematische Bedeutung zu: „Eine Eidesleistung 
ist nur da möglich, wo der Inhalt der durch den Eid zu bekräftigen-
den Verpflichtung dem zu Vereidigenden übersichtlich ist."-'2  Der 
Eid auf die Verfassung sei in hinreichendem Maße „übersichtlich" 
gewesen, der auf den Kaiser auch. Dem Eid auf I litler hingegen 
gehe diese Übersichtlichkeit ah'. 
In einer Art Zwischenbilanz läßt sich sagen: 
Erstens, die Clausula Sancti Petri, daß man Gott mehr 
gehorchen muß, als den Menschen (Apg 5,29), steht für den Chri-
sten außer Frage. Diese Klausel gilt mutatis mutandis auch für den 
nicht-religiösen Eid wie für das Versprechen, die stets unter dem 
Vorbehalt der Gewissenserlaubnis verbleiben. 
Zweitens stehen sich in den Traditionen der beiden Großkir-
chen möglicherweise zwei Positionen entgegen, oh nämlich das 
Vorverständnis des Eidgebers oder das des -nehmers den hermeneu-
tischen Schlüssel für die Eidesinterpretation bildet. Dieser Dissens 
kann ausgesprochen schwerwiegend und politisch folgenreich werden. 
32 Brief an Hans von Soden, zit. n.: Gerlach 69 
33 In der protestantischen Literatur wird Miefig der Marburger Lutheraner 
August Friedrich Christian Vihnar 0800-1868) zitiert: „Für die klare und 
einen Zweifel nicht übrig lassende Stellung des Eides (der Formel) ist der 
Eidauflegende. nicht der Eidleistende verantwortlich." (ZU. n.: Walter Fürst. 
Der Eid als Problem evangelischer Ethik. in: Bethke I I Irsg.1 63-78, 78) 
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Doch könnte er ein Stück weit erträglich werden, nimmt 
man drittens l3arths Forderung nach „Übersichtlichkeit" auf: Im 
Eid selbst — von der Formel bis zum Kontext — muß klar sein, was 
der Eidnehmende verlangt und was der Eidgeber verspricht. Diese 
Klarheit herzustellen. ist Aufgabe des Eidnehmers. Dennoch ist 
nicht auszuschließen. daß Unklarheiten verbleiben oder sich erst 
später herausstellen. Dann aber geht es darum. oh die Präzisierung 
Gegenstand erneuter Absprache oder autoritativer Regelung wird. 
Denn viertens besteht Konsens bzgl. der Klausel rehus-sic-
stantibus: Der Eid gilt nur unter den Bedingungen. unter denen er 
abgegeben wurde. Was aber sind „wesentliche Veränderungen" der 
Umstände. was „wesentliche Änderungen des Gegenstandes", die 
zur Beendigung der Eidesverpflichtung führen? Liegen Verän-
derungen vor. hei deren Kenntnis „man sich nicht verpflichtet hät-
te"? Und wer entscheidet dies? 
4.  Der Eid der Bundeswehr und Einsätze 
out-of-area 
Es steht außer Frage. daß sich der Völkergemeinschaft nach dem 
Ende des Ost-West-Konflikts neue Friedenschancen erathen. Die 
Kriegsächtung des Kellogg-Pakts. das Gewaltverbot der UNO-
Charta können heute ungleich realistischer ins Auge gefaßt werden. 
als es bisher die Veto-Mauer im Sicherheitsrat erlaubte. Und dies 
gilt trotz der Rückschläge. die wir gegenwärtig erleben und — mehr 
noch — befürchten. 
Die Grundidee weltweiter Kriegsächtung jedoch — faszinie-
rend und alternativlos — ersetzt weder ein 1 landlungskonzept, noch 
löst sie brennende Verfahrensfragen, sie gibt ebensowenig eine be-
friedigende Antwort auf die Frage nach unerwünschten Nebenwir-
kungen wie nach möglichem Mißbrauch. 
a) Substantielle leränderung von Gigenstand und Untständen? 
Der Deutsche Bundestag hält eine Verfassungsänderung zum Ein- 
satz der Bundeswehr out-of-area für ertiederlich, wenigstens aber 
für politisch ratsam. Schon dartun besteht eine realistische Vertun- 
tung dafür, daß Veränderungen des Eidgegenstandes und/oder ent-
scheidender Umstände vorliegen. 
Der Kontext, in dem sich heute die Forderung nach out-of-
area-Einsätzen stellt, war dem Eidgeher während des Ost-West-
Konflikts sicherlich nicht präsent. Er bekannte sich zu einem Ah-
schreckungsdienst, zur militärischen Stabilisierung eines Kon-
fliktes, in dem ein unfreies System, gegen das man die eigene Frei-
heitlichkeit mit Erfolg zu erhalten hoffte, klar ausmachbar war und 
die Aussicht auf effektive Kriegsverhinderung trug. So wenig Poli-
tik und Politikwissenschaft das wirkliche Ende des Ost-West-Kon-
flikts voraussahen, so wenig konnte sich der Eidgeher den heute 
von ihm geforderten Dienst vorstellen. Dies besagt gar nichts dar-
über, oh dieser Einsatz sinnvoll ist oder nicht. 
Gewiß ist die Bundesrepublik der UNO beigetreten. Inso-
fern kann man juristisch wie politisch die These vertreten, der Eid 
habe wenigstens seither auch UNO-Einsätze abgedeckt. Doch die 
Artikel 39 — 42 der Charta standen in der spärlichen öffentlichen 
Debatte keineswegs im Vordergrund. Die damaligen Motive, die 
zum Beitritt führten, waren ganz anderer Art. 
Eine Alles-oder-Nichts-Position führt hier nicht weiter. 
Praktische Vernunft ist gefragt: Für den out-of-area-Einsatz der 
Bundeswehr ist neu zu werben. Er bedarf in seinen Chancen wie 
in seinen Problemen einer ausführlichen Debatte. Die Deutschen 
brauchen einen neuen sicherheitspolitischen Grundkonsens, der 
ihrer veränderten Rolle sowohl in Europa wie global gerecht wird. 
Allenthalben ist diesbezüglich tiefe Verunsicherung und erhebliche 
Polarisierung anzutreffen, in der Gesellschaft nicht weniger als in 
der Bundeswehr selbst. Dieses neue Werben uni einen umfassen-
deren Konsens ist nicht zuletzt darum unverzichtbar, weil die Bun-
deswehr der Zukunft sich nicht lediglich aus einer Minorität der 
Gesellschaft rekrutieren darf Der Konsens kann auch nicht 
dadurch ersetzt werden, daß die Armee in derart kleinen Quanten 
mit aufsteigender Tendenz an UNO-Aktivitäten beteiligt wird, daß 
niemand das Bundesverfassungsgericht anruft. 
Dennoch bleibt zu erwarten, daß nicht alle, auch nicht alle 
Soldaten dem neuen Einsatz zustimmen werden. Wenn dann ver-
lautet, ein Zeit- oder Berufssoldat, der den neuen Kontext seines 
Dienstverständnisses nicht bejahe, solle sich aus der Bundeswehr 
zurückziehen, so wird man das im Prinzip akzeptieren. Doch blie- 
bi: zu klären, oh man dies als indirekte Rüge, gar als Disziplinarver-
gehen versteht oder als Konsequenz aus dem — wenigstens von vie-
len Soldaten so erfahrenen — Substanzwechsel des Eidgegenstandes, 
als Respekt vor dein Eidesverständnis des Eidgebers. 
b) Übersichtlich? 
Treffen die Bedenken von Karl Barth auf die Eidesverspilichtung 
der Bundeswehr zu? Barth zeigte sich mit jener Übersichtlichkeit 
zufrieden, die der Eid auf die Weimarer Verfassung geboten hatte. 
Ich kann mich des Eindrucks nicht erwehren, daß die entspre-
chende Bindung des Bundeswehreides an Völkerrecht, Grundge-
setz, vorgegebene Menschenrechte sowie an eine breite Gesetzge-
bung mit Appellationsmöglichkeiten vom Wehrbeauftragten bis 
zum Bundesverfassungsgericht dem nicht nachsteht, im Gegen- 
Demgegenüber liegt in der UN() selbst ein vergleichsweise 
hohes Maß an Unübersichtlichkeit. Dies gilt schon für die Ent-
scheidungsprozesse, die innerhalb der UNO zu „militärischen 
Maßnahmen" führen. Nicht umsonst werden die Stimmen, die 
eine UNO-Retiwni verlangen, immer lauter. 
Unübersichtlich ist bereits die Zuständigkeit des Sicher-
heitsrates. In seiner Kompetenz liegt es, Bedrohungen des Friedens 
mit entsprechenden Maßnahmen, letztlich auch militärisch entge-
genzuwirken (vgl. Art. 39). Auf dieser Rechtsbasis intervenierte die 
UNO hei der Kurdenverfolgung durch Saddam I lussein: Diese 
bedrohe den Weltfrieden, da sie große grenzüberschreitende 
Migrationen bewirke. Erhält der Sicherheitsrat nun überall, wo 
vergleichbare umfangreiche Migrationen vorliegen, ein Interven-
tionsrecht oder trifft ihn gar die Pflicht, im Namen der Gewalt-
ächtung immer dann einzugreit'en? 
34 Im tz dazu beklagt I I. Gollwitzer die Ureindeutigkeit des Bundes- 
wehreide.. Fr sei ungemein verschämt ftirmuliert. In der Eidesttimid würde 
nicht einmal deutlich. daß der Soldat im Grenzfall mit der Waffe zu kämp-
fen habe. I )ie Bundesrepublik „tapfer zu verteidigen" sei keineswegs Pro-
prium dc, Soldaten. sondern Auftrag eines jeden Beamten. Doch Mii-
sichtlich geht Goll•itzers Forderung hier über jenes Maß an Übersicht-
lichkeit hinaus. das Karl Barth genügt kitte — die Übersichtlichkeit der Wei-
marer Vert:INsting oder des Kaiserreiches. 
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Wird das Interventionsrecht des Sicherheitsrats derart exten-
siv interpretiert, entsteht gerade für den Soldaten als Folgeproblem 
die sich weitende Schere zwischen Auftrag und Mitteln. Ist die 
UNO in ihrer gegenwärtigen Gestalt überhaupt in der Lage. dem 
hochgesteckten Ziel des weltweiten Gewaltverbots zwischen Staaten 
gerecht zu werden? Es scheint, daß sie angesichts der Fülle weltwei-
ter Konflikte ihren hohen Anspruch nicht unif.inglich erfüllen 
kann. Wird sie aber zur Auswahl gezwungen, nach welchen Krite-
rien wird diese erti)Igen? Inwieweit wird die Bereitschaft mächtiger 
Staaten, Beschlüsse des Sicherheitsrats durchzuführen, dabei eine 
Rolle spielen? Wird dann der Sicherheitsrat nicht via tieti zur Agen-
tur für die Durchsetzung nationaler oder regionaler Interessen? 
Derartige Unübersichtlichkeiten bedrohen die Idee der 
Völkergemeinschaft und damit die Idee der Kriegsächtung. Die 
Zahl derjenigen, die der UNO schon heute so wenig Vertrauen 
schenken, wie der Völkerbund aufgrund gemachter Ernährung ver-
diente, ist erschreckend groß. Und ich betUrchte, daß sie drama-
tisch wachsen kann. Geradezu inbrünstig wird die Kluft ins Feld 
geführt, die zwischen dem couragierten und schnellen Einsatz in 
desert storm und dem späten, vermeintlich halbherzigen I landein 
in Jugoslawien, Somalia oder Kambodscha sowie der totalen Zu-
rückhaltung etwa im Sudan oder anderswo besteht. 
Unübersichtlichkeit zuzugeben zerstört angesichts des 
Qualitätssprungs, den Weltpolitik momentan durchmacht, keines-
wegs das Vertrauen in Friedens- und Sicherheitspolitik, im Gegen-
teil. Je offener die Probleme auch in der deutschen Debatte über 
die Verfassungsänderung bedacht und einer wirklichen Verbesse-
rung nahegebracht werden, tunso eher wird jener entscheidende 
Konsens wachsen, daß es hei der Kriegsächtung kein out-ot-area 
gibt und gehen darf. 
c) Gewissensvorbehalte? 
Beim Thema Gewissensvorbehalt Cillt es leicht, extrem 
subjektivistische Fälle zu konstruieren, bei denen ein Vorbehalt of-
fensichtlich auf mangelnder Einsicht beruht. Doch nicht jeder Ge-
wissensvorbehalt beruht auf Torheit und Uneinsichtigkeit. 
Zu Beginn der 50er Jahre demissionierte George F. Kennan 
aus dem diplomatischen Dienst der USA und übernahm einen 
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Lehrstuhl für Diplomatiegeschichte. Sein Dissens vor allem 
gegenüber der Position des jungen Paul Nitze und dessen Ein-
schätzung des Ost-West-Konflikts beruhte auf einer außen- und 
sicherheitspolitischen Schwerpunktsetzung. Kennan war beispiels-
weise gegen die Gründung der NATO, nicht weil er die finsteren 
Absichten Stalins unterschätzte`'. Vielmehr glaubte er, diesen 
durch Krisenprävention und frühzeitiges Krisenmanagement eher 
begegnen zu können äls durch militärische Vorsorge für den Fall, 
daß die Krise einmal aus dem Ruder gelaufen und in offene Gewalt 
eskaliert wäre. Der Ausbruch des Koreakrieges machte die 
Vorstellungen von Paul Nitze mehrheitsfähig. Sie fanden in der 
NSC 68 ihren Niederschlag. Die Lissaboner NATO-Konferenz 
von 1952 bestätigte diese Option noch dadurch, daß sie die Aufstel-
lung von weiteren 100 Divisionen beschloß. Diese militärische 
Bindung begrenzter Ressourcen war es, was Kennan nicht mittrug. 
Bei der inneren Festigung bedrohter Staaten - etwa im Sinne der 
Marshallplanhille - wähnte er die Mittel effektiver eingesetzt. 
Ähnliche Probleme stellen sich gegenwärtig, vor allem 
wenn man sich auf den härtesten Punkt der Kontroverse, auf klas-
sische Kamptiinsätze (peace-entincement) konzentriert'. 
Zunächst bestehen Zweifel, welchen Erfolg militärische 
Maßnahmen in den anstehenden Konflikten überhaupt ver- 
sprechen, oh sie wenigstens zur Entwaffnung des Aggressors 
führen und ein Ende des Kämpfens bewirken können. Einschlä- 
gige Erfahrungen von Vietnam bis Afghanistan wie auch hei klei- 
neren Einsätzen etwa in Panama erlauben Zweifel. Das Konzept 
für „Krisenreaktionskräfte-  muß sich dieser Zweifel annehmen, 
kann sie entschärkn. In welchem Umfang das gelingt, wird über 
die Akzeptanz der neuen Rolle von Streitkräften entscheiden. 
- Doc-li selbst wenn man diese Befürchtungen hintanstellt, leben 
militärische Maßnahmen von der Aussicht, daß nach dem Ende 
der Kampfeinsätze der Konflikt politisch und auf Dauer gelöst 
35 Im Gegenteil war es gerade Kennan. der schon früh in den mit Mr. X si-
gnierten Artikeln auf diese klähr hinwies. 
36 Bei J ....... anitären" oder lilauhelmeinsatzen (peace-keeping) stellt sich die 
Problematik weniger dramatisch. wenngleich zwischen all diesen Einsätzen 
ein fließender Übergang besteht. Auch lilanhelme verteidigen sich selbst. 
ihre Installationen und notf.alls ihren Auftrag (nission-delense). Damit aber 
wird die Abgrenzung zu klassischen Kampfeinsätzen bereits undeutlich. 
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werden kann. Und diese Aussicht ist heute selten gegeben. Sie 
bestätigte sich weder im Nahen Osten nach der Befreiung Ku-
weits, noch besteht realistische 1 loftbung auf politische Aus-
söhnung zwischen den Parteiungen im ehemaligen Jugoslawien. 
Die Qualität vieler Konflikte hat sich offensichtlich verändert. 
Verfeindungen vertiefen sich, politische Rationalität geht der 
Konfliktaustragung ungleich stärker ab, als selbst auf dem 1 löhe-
punkt des Ost-West-Konflikts, etwa während der Cuhakrise 
1 962. Andererseits bestehen I tofilmngen: Oh in Somalia ein sta-
biles politisches System entsteht, wird für das UN-Konzept 
wichtig sein. Hier könnte sich ein positiver Ausgang zeigen. 
Diese Ambivalenz jedenfalls verdunkelt gegenwärtig noch Sinn 
und Nutzen militärischer Maßnahmen. Ihr Anspruch verlangt 
nach Präzisierung, nach der Definition erreichbarer Zwi-
schenziele, nach der gesicherten Mittelzuweisung an die UNO —
unabhängig von Partikularinteressen der Mitglieder. 
— Bei all dem aber bleibt die Sorge, daß die Völkergemeinschaft 
sich zu stark auf die militärischen Maßnahmen des Sicherheits-
rates verläßt und präventiver Politik im Vorfeld der Konflikt-
eskalation zu wenig Aufmerksamkeit schenkt, für sie zu geringe 
Ressourcen einsetzt. Der innere Zusammenhang von Frieden 
und internationaler Gerechtigkeit trifft auf kollossale Zu-
stimmung, solange er kostenlos erfolgt oder seine Kosten ande-
ren aufgebürdet werden können. Selbst die „Friedensdividende", 
die nach erfolgter Abrüstung für weltweite Aufgaben zur Ver-
fügung stehen sollte, ist heute schon vielfach in nationalen Bud-
gets eingeplant. Dies alles nährt Zweifel, wie ernst und beharr-
lich wir uns nach einer stabilen Weltfriedensordnung ausstrecken. 
— Die Vorbehalte verschärfen sich noch, wenn die militärischen 
Maßnahmen der UNO nur dadurch edinderlich wurden, daß 
berechtigten Ansprüchen der Konfliktländer zuvor nicht nachge-
gangen wurde. Daß militärische Maßnahmen nur als ultima ratio 
getroffen werden dürfen, sagt sich so leicht. Was als ultima ratio 
erforderlich bleibt, wird leicht zur prima et unica ratio. Ist der 
Kampfeinsatz von Soldaten noch ultima ratio, wenn zuvor Zer-
strittenheit und Engherzigkeit der Staaten ein erfolgreiches 
Embargo verhindert haben? De facto aber haben wir heute in 
Jugoslawien schon den Fall, daß die konsequente Sicherung des 
Embargos der militärischen Flugraumsicherung über Bosnien 
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erst folgte. Die Bedingungen eines greifsicheren Embargos welt-
weit zu verbessern ist wenigstens so wichtig wie die Umstellung 
der Militärdoktrin für peace-enforcement. Die dazu erforderli-
chen Vorkehrungen werden nicht kostenneutral aust-allen. Bei-
spielsweise werden Lieferländer, deren 1 landein unter einem 
Embargo leidet. verständlicherweise Anspruch auf einen Aus-
gleich erheben. Auch diese Solidarität der Völkergemeinschaft ist 
ein wirksames Mittel, Gewalt in den internationalen Bezie-
hungen zu unterbinden. 
— Als Ausdruck eines prinzipiellen Pazifismus sowie aufgrund 
durchaus realistischen politischen Kalküls wird heute nicht zu-
letzt in der UNO-Charta selbst eine qualifizierte Gewaltlosig-
keitsfi► derung in den internationalen Beziehungen erhoben. Sie 
rückt nicht-militärische Maßnahmen der Friedensfestigung in 
den Vordergrund und bringt eine Schwerpunktverlagerung in-
nerhalb des militärischen Beitrags mit sich. Der heute öffentlich 
ausgetragene Streit, oh man den militärischen Einsatz auf peace-
keeping-Verwendungen begrenzen (kann und) soll oder oh pea-
ce-enforcement-Einsätze im Vordergrund stehen, erweist sich 
immer stärker als eine Scheindebatte. Es geht heute vielmehr 
darum, die Vielfalt ziviler und militärischer Optionen hei der 
Regulierung internationaler Konflikte von Grund auf neu auf-
einander abzustimmen. Dies ist logische Konsequenz aus dem 
vielzitierten und ungemein sinnvollen „umfassenden Sicher-
heitsbegriff". 
Die juristische Frage. oh der Soldateneid der Bundeswehr out-of-
area-Einsätze abdeckt oder nicht, steht für mich nicht im Vor-
dergrund. Mich fisziniert die 11er:tusforderung der neuen Situa-
tion. Gerade darum ist mir bewußt, daß ein umfassendes Konzept 
von Friedenspolitik nicht in Kürze geschaffen werden kann. Zu-
gleich nehme ich zur Kenntnis, daß nicht alle zum gleichen Urteil 
kommen und nicht jeder dasselbe Maß an Geduld aufbringt. Selbst 
wenn jene Mehrheit der Verfassungsjuristen sich durchsetzt, die 
out-of-area-Einsätze in allen vorgesehenen Formen für verlas-
sungskontiwm hält, bleibt die Politik erstens frei, mit jenen Solda-
ten klug und maßvoll zu verfahren, die derartige Einsätze nicht 
mittragen. Zweitens sollten deren Einwände zur Kenntnis genom-
men werden, denn sie würden — ernst genommen — das UNO-
Konzept qualifizieren und mit dafür sorgen, daß ihm nicht das 
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schlinunt.• Schicksal des Völkerbundes zuteil wird. Uni diese Qua-
lifizierung geht es, um Mut trotz der offensichtlichen Rückschläge 
und trotz geringer Effizienz des Sicherheitsrates. die wir gegenwär-
tig zu beklagen haben. 
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Allgemeine Wehrpflicht: 
Wieviel Pflichterfüllung kann 
der Staat verlangen? 
Für die einen ist es das legitime Kind der Demokratie', für 
andere „die Frucht jakobinischen und nationalstaatlichen Denkens-3s. 
Wieviel historische Wahrheit beiden Thesen zukommt, sei dahinge-
stellt, denn — und das ist wichtiger — beide sind belanglos. Die Proble-
me um die Allgemeine Wehrpflicht lassen sich nicht genealogisch 
über einen Stammbaum lösen. Selbst bei jakobinischer I lerkunft 
könnte die Allgemeine Wehrpflicht heute gut begründet sein; und 
auch die besten demokratischen Väter vermögen sie nicht davor zu 
schützen, unter neuen Rahmenbedingungen obsolet zu werden. 
Aus gutem Grund unterscheidet die Literatur zwischen 
Nehrptlicht" und „allgemeiner Wehrpflicht"). Die Wehrpflicht als 
die Pflicht und Zuständigkeit der Bürger, das sie schützende Ge-
meinwesen zu verteidigen, wird eigentlich nirgends bezweifelt. 
Doch das besagt — wie manche prinzipielle Einsicht — noch nicht 
viel. Problematisch und interessant zugleich wird es, wenn man 
sich den Formen und Modalitäten zuwendet, in die diese prinzi-
pielle Verpflichtung gegossen wird. Erst in diesem Rahmen stellt 
sich die Frage nach der Allgemeinen Wehrpflicht, durch die junge 
Männer jahrgangsweise zum Militärdienst verpflichtet werden. 
37 „Das Wort voll der allgemeinen Wehrpflicht als dem legitimen Kinde der 
Demokratie (T. l Icuss) ist 111 den sicherheitspolitischen Sprachschatz aufge-
n lllll men worden." Damit beschreibt Dietmar Schössler (I) den einen Teil 
unserer (Iesellschall. 
38 Walter Dirks 526. Noch pointierter Franz Rauhut: _Diese grundstürzende 
Neuerung war also nicht etwa das 'legitime Kind der Demokratie', wie 
geschichtsvert'alschenderweise behauptet wird. sondern das Werk totalitärer 
1. manker, die Vaterland und Staat vergötzten und das eigene Volk tyranni-
sierten." 
Maushach-Ermecke (148): .,So sicher der Bürger sittlich verpflichtet ist, bei 
der Verteidigung des Gemeinwohles auch durch militärischen Einsatz mit-
zuwirken. so problematisch ist jedoch die allgemeine Wehrpflicht." 
Dabei sind historische Erinnerungen daran, wie unter-
schiedliche Anforderungen der Verteidigungspflicht entstammen 
können und was sie dem Dienenden abverlangen, anregend, wenn-
gleich nicht maßgebend. Hans Fehr beschreibt sehr anschaulich die 
„Nacheile" und ihre Veränderung vom 13. bis zum 16. Jahrhundert 
in Bayern. Für unser Thema interessiert dabei vor allem „die Um-
wandlung einer genossenschaftlichen Pflicht in einen herr-
schaftlichen Dienst" (Fehr 44). 
Im 13. Jahrhundert muß jeder Dorfgenosse Verbrechen laut 
kundtun; durch Läuten der Glocken werden dann alle aufge-
fordert, sich mit Waffen und Knütteln ausgestattet zu versammeln, 
um dem Delinquenten nachzueilen und ihn zu ergreifen. Dasselbe 
kann auch vom Richter verordnet werden („Gerichtsfolge"). 
Eine Vielfalt von Faktoren führte in der Folgezeit zu einer 
substantiellen Veränderung dieses Genossenschaftsdienstes. Ein 
Teil der Bürger mußte zum Schutz des Dorfes zurückbleiben, die 
Fähigsten wurden zwecks schneller und effizienter Nacheile mit 
besonderem Auftrag belegt und dann auch fortwährend besser aus-
gestattet. Die Sicherheitsfürsorge sprengte den dörflichen Rahmen 
und entwickelte sich so von dein, was wir heute Polizeidienst nen-
nen würden, zum Dienst der Landesverteidigung, die aus viel-
fältigem Grund der 1 lerzog übernahm. 
Die Herzöge waren imstande, die beiden entscheidenden 
Instrumente, Landsturm und Landwehr, zu organisieren und zu 
besorgen. Beteiligten sich am Landsturm noch alle — der Dienst 
dauerte jeweils nur kurze Zeit, hatten doch die Bauern ihre Felder 
zu bestellen -, so rekrutierte sich die Landwehr bereits aus einer 
Auswahl, aus den Geschicktesten und Tüchtigsten. Dennoch blie-
ben auch zur Landwehr alle verpflichtet. Niemand konnte sich etwa 
gegen Geld auslösen. Die Landwehrleute standen für permanente 
Observationsdienste an den Grenzen oder für längere Belagerungen 
zur Verfügung. Zentral hatte sich bei all dem geändert: Der Land-
wehrdienst wurde zum „Zwangsdienst eines Untertan" (71). 
Darum, aber auch weil die Daheimgebliebenen die Acker der 
Landwehrmänner ohne Entgelt mitbestellen mußten (72), wird der 
Übergang zum Söldnerwesen4", zum für Sold Dienenden, als Enda- 
40 Christian Grimm (18) definiert Söldner als "... Soldaten. die ihr Kriegs-
handwerk gegen Bezahlung ausübten". Dies entspricht heutigem Sprachge- 
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stung emptUnden. Im Verlaufe des 15. Jahrhunderts werden auch 
viele Bauern Söldner: „Das abenteuerliche Leben, das frische Kriegs-
handwerk und der gute Gewinn lockten sie an." (77) Eine Belagerung 
war zudem weniger schwer als die Feld- und Bauernarbeit. An die 
Stelle der Untertanenverpflichtung trat so das Prinzip der Freiwil-
ligkeit, des Vertrages. Die vom I !erzog besoldete Armee, welche die 
Bürger nur noch über die Besteuerung in Pflicht nahm, konnte dann 
auch stärker den herzöglichen Zielen dienstbar gemacht werden. 
Fehr stellt die tief in die Verteidigungsmotivation hinein-
greifende Veränderung heraus: 
„Im 13. Jahrhundert überwog die Vorstellung, daß die Gerichts-
folge des einzelnen Dorfgenossen dem andern Genossen geleistet 
werden müsse. Ein gemeinsamer Zweck verband damals alle 
Dorfgenossen, der Zweck der Friedensbewahrung. Jeder garan-
tierte seinem Nachbarn den Frieden ... Aber im Laufe des 14. 
Jahrhunderts stirbt der genossenschaftliche Gedanke fast ganz ab. 
Der Bauer ordnet die Nacheileptlicht nicht mehr selbständig. Die 
I Ierrschati beginnt Verordnungen aufzustellen. Die Bauern zie-
hen aus kraft Befehls. Die gegenseitige Unterstützungspflicht hat 
an Kraft gewaltig eingebüßt; denn den nacheilenden Bauern muß 
Lohn versprochen werden, damit sie zu solchen sachen desto wil-
liger seyen.' ... An Stelle des Genossenverbandes ist der Unterta-
nenverband getreten, an Stelle der genossenschaftlichen Bereitwil-
ligkeit der herrschaftliche Zwang." (440 
Es war auch kaum zu erwarten, daß sich das genossenschaftliche 
Bewußtsein vom überschaubaren Bereich des Dorfes oder des Ge-
richtsbezirks linear auf die bereits makrosozialen Verhältnisse des 
gesamten Herzogtums übertragen ließe. Die Sicherheitserfor-
dernisse uferten aus, die herkömmlichen Mittel konnten ihre Be-
friedigung nicht mehr garantieren. Ihre Komplexität kontrastierte 
schmerzhaft mit der Überschaubarkeit und problemlosen Motiva-
tion der frühen Nacheile. 
brauch nicht mehr, wäre dann doch heute jeder Freiwillige ein Söldner. In 
der Zeit jedoch, die Grimm wie Fehr traktieren, tritt an die Stelle der all-
gemeinen Landwehrdienstpflicht — wobei dann nur die Tüchtigsten zum 
etIativen Dienst ausgewählt werden — ein I leer von Freiwilligen und Be-
soldeten, die darum auch als Söldner bezeichnet werden können. 
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An die Stelle erlebbaren gegenseitigen Angewiesenseins tritt 
ein anderes Wir-Gefühl, das noch schwer zu qualifizieren oder gar 
zu bewerten ist. Jedenfalls spricht das bayerische Nationalgefühl 
des ansonsten so sachlichen 1 lans Fehr für sich: "Das Zusammen-
treten des Volkes in Landsturm- und Landwehrmassen mußte 
notwendig den militärischen Sinn des begabten bayerischen Volkes 
mächtig heben. Aber mehr als das. Es mußte die staatliche Zusam-
mengehörigkeit wesentlich fördern. Der verlorengegangene Vater-
landsgedanke mußte aufs neue geboren werden... So wurden die 
I leeresorganisationen des 15. Jahrhunderts zum glänzenden Erzie-
hungsmittel im militärischen wie im staatsbürgerlichen Sinn." (74) 
An die Stelle unmittelbar erlebbarer Friedensvorsorge für den 
Genossen trat so eine abstraktere, kaum noch in eigener Erfihrung 
gründende Verpflichtung. Sie war dem Bürger weniger evident, in 
sie mußte der Untertan hineinerzogen werden. 
Dieses bayerisch-vaterländische Wir-Bewußtsein hatte dann 
eine nochmalige Hürde zu überwinden. Schränkte zunächst die 
Finanzbewilligung der Stände die herzogliche Verfügung über das be-
soldete 1 leer ein, so ging auch diese Brücke zwischen Volk und 1 lerr-
schati bald verloren. Die Kongruenz zwischen Sicherheitsbedürfnis 
der Untertanen und herrschaftlicher Militärpolitik schwand: „... 
schon zu Beginn des 16. Jahrhunderts nahm die Macht der Stände 
rasch ab. Die Brüder Ludwig und Wilhelm ... schritten rasch und 
rücksichtslos über die Landtage hinweg. Sie erhoben Steuern ohne 
deren Bewilligung. 1577 lagen die Dinge bereits so, daß die Stände 
die Bitte aussprachen, nicht mehr einberutim zu werden. Damit war 
die ständische Heergewalt gebrochen." (810 Untertanen und Herr-
scher traten auseinander. In der 1 land des I lerrschers verblieb das 
Heer, das nicht mehr nur dann nacheilte, wenn allen offenbares 
Unrecht geschah, sondern kämpfte, wenn es der Wille des 1 lerrschers 
bestimmte. Die Identität von Untertanen- und I lerrscherwillen zu 
simulieren wurde nun zur Propagandaaufgabe.". 
41 Immanuel  Kant (Frieden 2U) schreibt noch 17')5 über den Krieg: _Da hin-
gegen in einer Verfassung. wo der Untertan nicht Staatsbürger, die also nicht 
republikankch 1,t, es die unbedenklichste Sache von der Welt ist, weil da, 
Oberhaupt nicht Staatsgenosse, sondern Staatseigentümer ist, an winen 
Tafeln, Jagden, Lustschlössern, I lolksten u. d. gl. durch den Krieg nicht das 
mindeste einbüßt. diesen also wie eine Art von I ustpartie aus unbedeuten-
den Ursachen beschließen, und der Anständigkeit wegen dem dazu allezeit 
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Nicht die Lösungen, wohl aber die Probleme. die hier am 
Beispiel Bayerns deutlich werden, überdauern: Eine genossen-
schaftliche Organisation der Bürger in einem für sie überschauba-
ren Problemfeld eröffnet kaum noch Möglichkeiten hinreichender 
Sicherheitsfürsorge. Ihre subsidiäre Abtretung „nach oben" wird 
erforderlich, wenngleich nicht ohne Gefahren: Herrschaftlichem 
Mißbrauch der Sicherheitsinstrumente stehen timan Tür und Tor 
ofiCn. Die Armee. vor allem das Offizierskorps, konnte sich dem 
Volk entfremden und mit der I lerrschaft eine unheilige Allianz 
eingehen. All dies wurde dann spätestens im Absolutismus Wirk-
lichkeit. Daß sowohl die Französische Revolution'' wie auch die 
preußischen Retimner" diesen Riß zwischen Bürger bzw. Volk 
einerseits und Regierung sowie Armee andererseits kitten wollten, 
fertigen diplomatischen Korps die Recluti.rtigung desselben gleichgültig 
überlassen kann." 
42 Die erste Revolumnisgeneration lehnte die allgemeinen Wehrpflicht ab. 
„weil sie nm der 11-ollen und Würde des Individuums unvereinbar sei" 
(Wohlfeil 39). 1791 wurden Freiwilligenbataillone .rufgestellt: Sie waren 
getragen von der _Bereitschaft des einzelnen Soldaten, sich für die als ge-
recht empfundene Sache nicht nur ohne Zwang. sondern mit eigener Ini-
tiative einzusetzen" (Wohlfeil 411). Als dann aber im S r 1792 die 
Errungenschaften der Revolution wirklich bedroht waren. sah es anders aus: 
Trotz der zutretknden Parole „das Vaterland ist in (;et:thr" blieben die Frei-
willigen aus. Zur allgemeinen Wehrpflicht kam es in der Tat erst 1793 unter 
der jakobinisch-tyrannischen Konventsherrschali (1792-1794). 1)14...Jevet. en 
masse-  war alles andere als spontaner Ausbruch revolutionären Verteidi-
gungswillens des französischen Volkes: Auf Desertion stand die Todesstrafe 
(1 lohn 73). Und dies blieb nicht Theorie: „Zehntausendc von Köpfen muß-
ten die Guillotinen abhacken. um den geschlossenen Kampfwillen der 
französischen Nation zu sichern.-  (Ritter bl ) Und Ma‘ Jähns (375) drückt 
dasselbe geradezu sarkastisch aus: . und die Guillotine that das Übrige, 
........ lie Begeisterung zu wecken.-  Dennoch: _Als die Linienarmee ihren Er- 
satz nicht mehr anzuwerben braue hie, sondern mit geschlossenen 
Jahrgängen wehrfähiger Franzosen aufgefüllt wurde und dann mit den 
Freiwill ltzeitbataillonen verschmolzen ‘s tirde und .ils sich die neuen Verbän-
de in Kampf bewährten, war das nationale Volksheer gesch.dien." (Wohlfeil 
50) 
43 _Die Allgemeine Wehrpflicht mit dem Ziel. die .......•re Einheit As ischen Re- 
gie ........  I leer und Nation herzustellen. war Mittelpunkt und Kernstück 
aller militärischen Reliirm•n. Von ihrer Verwirklichung hing es ab, oh die 
StaatsfOrm gelang und oh die Wehrkraft Preußens ideell und materiell ver-
stärkt wurde. Der Befreiungskrieg gegen Napoleon schien den Reftirmern 
wenig erbilgversprechend, wenn ihn der Staat ohne Mitwirkung des 
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steht ebenso außer Zweifel wie, daß es ihnen nicht oder kaum ge-
lang. Zudem statteten sie Napoleon wie auch die Restauration in 
Preußen mit einem Rekrutierungsinstrument aus, das anderen als 
den intendierten Zwecken dienen sollte. 
So lohnt es, der Frage nachzugehen, wie die Allgemeine 
Wehrpflicht den Wehrpflichtigen betrifft: Jungen Bürgern werden 
Grundrechte vorenthalten und sie werden erhöhter Todesgefahr 
ausgesetzt (1.). Von welchem Zweck her kann diese Allgemeine 
Wehrpflicht ihre grundsätzliche Begründung erfahren (2.) und 
welchen weiteren Bedingungen unterliegt sie dann immer noch 
(3.)? Diese Fragen erübrigen sich keineswegs mit dem Verweis, wir 
lebten in einer Demokratie. kann man doch eine Demokratie gera-
dezu als die Form des Zusammenlebens definieren, in der alle Fra-
gen öffentlich gestellt und ernst genommen werden. 
I. Allgemeine 144.1► rpllichl — Menscheonviirde — ru ►drechte 
Die Allgemeine Wehrpflicht schränkt Menschenrechte der Solda-
ten ein. Nun sind Grundrechtseinschränkungen nicht stets und in 
jedem Fall verwerflich: Epidemien begründen Quarantänen. Doch 
bleibt die Vorenthaltung von Rechten, allemal von Grundrechten. 
begründungsbedürftig. Dieses Grundproblem stellt sich hei der 
Allgemeinen Wehrpflicht in unterschiedlicher Stufung und Dring-
lichkeit: 
a) Es beginnt mit Einschränkungen der Wahl der Lebenswelt oder 
der Berufswahl. Papst Leo XIII. (30) sagt es 1894 nicht in unse-
rer Sprache, beschreibt aber ein auch heute noch nennenswer-
tes Anliegen: „Die unerfihrene Jugend wird in die Gefahren des 
Militärlebens gestürzt, wo sie des Rathes der Eltern entbehren 
muß und ihrer Authorität entzogen ist. In der Blüthe und Kraft 
der Jahre wird die junge Männerwelt weg vom Ackerbau, von 
heilsamen Studien, von Handel und Gewerbe zu den Waffen 
gerufen." All dies ist auch heute noch problematisch, selbst 
Staatsbürgers mit einem kleinen standisch gesonderten stehenden Heer 
führte. Nur eine Armee. die auf der staatsbürgerlichen Idee. auf der positi-
ven I laltung nicht nur des Offiziers. sondern vor allem auch der Mann-
schaft zum Staat aufgebaut war. hielten sie für fähig. die Aufgabe zu lösen." 
(Wohlla 1151) 
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wenn es lediglich darum ginge, warum der Wehrpflichtige sein 
Gehalt gegen einen Wehrsold, seine langsam sich gestaltende 
eigene Lebenswelt gegen das Kasernenleben eintauschen muß. 
Dies sind begründungsbedürftige Einschränkungen der Bürger-
freiheit. 
1)) Die Fragen werden jedoch noch ernster: Jeder Mensch hat ein 
Recht auf Leben. Der Wehrdienstleistende muß damit rechnen, 
daß sein Leben im Falle eines militärischen Einsatzes erheblich 
gefährdet wird. Wie aber kann der Staat, zu dessen vornehmsten 
Zwecken der Schutz des Lebens seiner Bürger gehört, vom 
Wehrpflichtigen Todesbereitschaft und notfalls das Opfer des 
Lebens verlangen? Dieter Walz (91) hat deskriptiv vollkommen 
Recht: „Die mit einem solchen Einsatz einhergehende Gefähr-
dung des Lebens und der körperlichen Unversehrtheit der Sol-
daten ist auftragsimmanent." Doch das beweist noch nicht viel, 
im Gegenteil, nun beginnen die brisanten Fragen: Warum und 
unter welchen Bedingungen darf dann dieser Auftrag in der 
Form einer Allgemeinen Wehrpflicht erteilt werden? 
c) Nochmals delikater stellt sich das Verantwortungsproblem für 
den Wehrpflichtigen, wenn er nach der sittlichen Erlaubtheit 
jener Aktionen fragt, in die er als kämpfender Soldat involviert 
werden kann. Traditionellerweise lösten Ethiker das Problem 
über die Rechtsvermutung zugunsten der Regierung: Die Teil-
nahme an einem gerechten Krieg sei erlaubt und sogar Pflicht. 
Ungerechter Gewaltanwendung habe sich der Soldat zu entzie-
hen. Das letzte Urteil darüber, welcher Krieg gerechtfertigt sei, 
liege jedoch wiederum hei der Regierung. Sie verfüge über die 
notwendige Inftemation. Gewiß könne auch eine Regierung ir-
ren. Dieser Fall bliebe aber unwahrscheinlicher als der, daß sich 
der Bürger irrt. Die Rechtsvermutung wirkt also zugunsten der 
Regierune. Dies mag für die objektive Richtigkeit politischer 
44 Noch bei lobarmes I lirschmann (212) galt diese Rechtsvermutung sowohl 
für die Rüstungspolitik wie für den Ernstfäll: „Im Rahmen ihres 
Verteidigungsrechts hat die staatliche Autorität das Recht, eine ihrer 
Durchführung entsprechende Rüstung und Wehrmacht aufzubauen. Das 
Gemeinwohl verlangt, daß sie dabei die Freiheit der Bürger nicht mehr 
einschränke, als es die Notwendigkeit erheischt. Das Urteil über das Aus-
maß dieser Einschränkung muß dem gewissenhaften Ermessen der Träger 
staatlicher Autorität überlassen werden. Sie allein verfügen für gewöhnlich 
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Entscheidungen von Belang sein. Es kann dem Wehrpflichtigen 
auch im Vollzug seiner Urteilsbildung hilfreich werden. Von 
einem verbindlichen Gewissensspruch verbietender Art, zu 
dem der Einzelnen gelangt ist, kann es ihn jedoch keineswegs 
entlasten. I her beginnen dann die Probleme sehr ernst zu wer-
den. 
d) Erwähnung verdient in diesem Zusammenhang die theologi-
sche Problematisierung der Wehrpflicht durch Hans-Erich 
Hess. Auf dem Hintergrund einschlägiger Erfahrungen mit 
einem totalitären Staat bis hin zum Stuttgarter Schuldbekennt-
nis verurteilt 1 less niemanden, der seinem Staat jenes Vertrauen 
entgegenbringt, das zum Wehrdienst erforderlich ist. Allgemei-
ne Wehrpflicht aber bedeutet mehr: Der einzelne ist kaum in 
der Lage, sich selbst ein kompetentes Urteil über Recht oder 
Unrecht jeder Aktion zu bilden, die ihm befohlen wird. „Er 
wird deshalb verzichten müssen, aus eigner Verantwortung zu 
handeln. Und er wird es der Staatsführung blind zutrauen müs-
sen, daß sie ihn nicht mißbraucht. Das aber heißt: nicht mehr 
aus christlicher Freiheit handeln, sondern unsere christliche 
Existenz preisgeben." (353) Eine Miliz aus Freiwilligen hält 
liess um der äußeren Sicherheit willen für erforderlich. Und 
die Freiwilligkeit hat für ihn einen tiefen ethischen Sinn: Der 
Freiwillige bringt jenes Vertrauen in den Staat auf das nicht per 
Gesetz befohlen werden kann, ohne mögliche Gewissensvorbe-
halte hintanzustellen. 
c) Auch Josef Popper-Lynkeus ( 116) nimmt sich dieses Problems 
unter dem Freiheitspostulat an — weniger aus der Perspektive 
möglicher Gewissensvorbehalte, vielmehr aus der der Selbstver-
wirklichung: „Und nun aber das Furchtbarste von allem: Daß 
man überhaupt jemanden soll zwingen können, sein Leben zu 
riskieren und Menschen zu töten für Zwecke oder Ideale, die 
nicht e r hat, sondern die andere haben!" Popper-Lynkeus 
sowohl in der Frage nach dem Vorliegen des Fmsdills wie der dazu notwen-
digen Vorbereitungen über die notwendige Übersicht. Natürlich können sie 
irren. Die Irrtumswahrscheinlichkeit heim einzelnen Staatsbürger jedoch ist 
im allgemeinen unverhältnismäßig größer." Darinn fördert l lirschmann von 
den Politikern ein „Höchstmaß an Vertraucnwviirdigkeit hinsichtlich der 
gewissenhaften Prüfung dieser Rechtsfragen". 
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unterscheidet Kriegspflicht von Militärpflicht. Er kann sich den 
Fall vorstellen, daß man die Notwendigkeit der Allgemeinen 
Militärpflicht „nachweisen und jeden davon überzeugen könn-
te" (129). Dann wäre jede weitere Diskussion überflüssig und 
dem Prinzip der Freiwilligkeit Genüge getan, „denn jeder folgt 
dann, wenn auch durch tient& Argumente vermittelt, doch im 
letzten Grunde seiner eigenen Überzeugung". Für den Kriegs-
fall jedoch sieht er die einzig mögliche Lösung darin, daß jeder 
Wehrdienstleistende nochmals per Unterschrift darüber 
entscheidet, ob er sich am Krieg beteiligt''. Im übrigen ist Pop-
per-Lynkeus überzeugt: Wenngleich man mit Feigen und Ego-
isten rechnen muß — falls wirklich eine einsehbare Gefahr 
droht, werden sich auch hinreichend Freiwillige und Patrioten 
zum Kriegsdienst melden (197). In Lexika wird Popper-Lynke-
us bisweilen als Pazifist bezeichnet. Doch dies verkennt ihn, 
denn „dieses Werk hat durchaus nicht die Tendenz, jede Art von 
Krieg prinzipiell zu verdammen, denn es wäre doch sehr unan-
gebracht, Befreiungskriege oder Kriege in Notwehr gegen un-
erträgliche Situationen irgendwelcher Art tadeln zu wollen" 
(3850. Als 1 lauptzweck seines Buches bezeichnet er etwas ganz 
anderes, nämlich „die Überzeugung hervorzurut-en, daß es bis 
jetzt keine Institution gibt, die jedes menschliche Individuum 
vor den I lauptübelständen durch Kriege mit mehr Sicherheit 
bewahren kann, als der Ersatz der Wehrpflicht durch den 
freiwilligen Kriegsdienst" (385). 
t) Manfred Baldus setzt sich als Jurist mit der Verfassungskonfor-
mität der Allgemeinen Wehrpflicht auseinander und dies spe-
ziell bezogen auf die Würde des Menschen und auf das Recht 
auf Leben. Entgegen zahlreicher Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts wie der herrschenden Lehre hält 
Baldus dafür, es gehe nicht „überein, den einzelnen dem Tode 
45 „Nur jeder einzelne hat über die Bewahrung seiner physischen Integrität, d. 
i. hier darüber zu entschließen, ob er einen von der entscheidenden Staats-
instanz beabsichtigten Krieg mitmachen will oder nicht: niemand anderer. 
Also jeder für sich. niemand für ihn. Es gibt also nur Freiwillige im Kriege... 
Wird   ein Krieg beabsichtigt, so wird sich durch Unterschrift jedes ein-
zelnen Mitgliedes dieses Heeres zeigen, ob es die Situation als genügenden 
Anlaß erkennt, um im Feld seine Existenz oder seine Gesundheit zu riskie-
ren.• (Popper-Lynkeus 133) 
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preiszugeben, ihn sogar zur Todesbereitschaft zu zwingen und 
sich zur Rechtfertigung darauf zu berufen, daß nur auf diese 
Weise der Staat seine Rechte zu schützen vermag" (99). Darin 
sieht Baldus ein kollektivistisches, mit dem Grundgesetz nicht 
vereinbares Staatsverständnis, das den Staat zu einer Überper-
son hypostasiere. Eine „liberal-individualistische Staatsauffas-
sung" hingegen, welche Baldus im Grundgesetz erkennt, stehe 
vor dem Dilemma, „einerseits Pflichten begründen zu müssen, 
die für das Gemeinwesen so wichtig sind, daß sie jedem ein-
zelnen Individuum auferlegt werden sollten, sie andererseits 
aber vermeiden muß, diesem Gemeinwesen einen Eigenwert, 
einen höheren Wert als dem einzelnen Individuum beizumes-
sen" (102). Darum plädiert Baldus dezidiert für eine Freiwilli-
genarmee. 
Die ausgewählten Problematisierungen der Allgemeinen 
Wehrpflicht bündeln sich um die Werte Freiheit und Verantwort-
lichkeit des Einberufenen: Wie können beide in einem System All-
gemeiner Wehrpflicht so gewahrt bleiben, daß nur gut begründete 
Einschränkungen und Verpflichtungen ergehen? 
2. Alleetneüte Welwpflicht. Ikeründu► een 
Daß Staaten, da und insofern sie keinen Richter über sich haben, 
Krieg führen dürfen, bereitete der europäischen Neuzeit kein Pro-
blem. Zwischen Staaten herrschte eben der hohhesianische „Na-
turzustand" weiter. 
Dabei aber bleibt noch vollends ungeklärt, wen seiner Bür-
ger der Souverän wann zu diesen Kriegen verpflichten darf Kant 
sieht das hintergründige Problem: _Welches Recht hat der Staat 
gegen seine eigenen Untertanen, sie zum Kriege gegen andere 
Staaten zu gebrauchen, ihre Güter, ja ihr Leben dabei aufzuwenden, 
oder aufs Spiel zu setzen: so, daß es nicht von dieser ihrem eigenen 
Urteil abhängt, oh sie in den Krieg ziehen wollen oder nicht, son-
dern der Oberbefehl des Souveräns sie hineinschicken darf?" -"' 
Trotz aller Betonung der Souveränität hatte sich schon Tho-
mas 1 lobbes mit dieser Frage auseinandergesetzt. Im Staatsvertrag 
46 Metaphysik 4671. Auf diesen Zusammenhang machte mich dankens- 
werterweise mein Institutskollege ( krhard lieestermöller aufmerksam. 
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anerkennt der Untertan ohne jede Einschränkung die Ent-
scheidungen des Souveräns. 1 lobbes (168) läßt ihn sprechen: „Ich 
autorisiere alle ihre I landlangen oder nehme sie auf mich." Auf 
diesen Titel hin darf der Souverän den Untertan sogar töten. 
Anders jedoch verhält es sich mit der Gehorsamspflicht des Un-
tertan. Sie ist keineswegs unbegrenzt, folgt auch nicht aus dem 
Wortlaut der Unterwerfungserklärung, vielmehr aus „der damit 
ausgesprochenen Absicht, die sich aus ihrem Zweck ergibt" (169). 
Der Zweck aber besteht im Schutz und in der Existenzsicherung 
der Bürger. 
Der Zweck des Staatsvertrages entscheidet also über die 
Gehorsamspflicht des Untertan bzw. über sein Recht auf 
Gehorsamsverweigerung: „Vereitelt deshalb unsere Gehorsamsver-
weigerung den Zweck, zu dem die Souveränität eingesetzt worden 
war, dann ist keine Freiheit zur Verweigerung gegeben, andern-
falls durchaus." Diese Einsicht wirkt sich entscheidend auf die 
Begründung wie auf die Begrenzung der Wehrpflichtigkeit des 
Untertan aus. 
Der Soldat darf den Befehl zum Kampf verweigern, wenn 
er einen Ersatzmann stellt. Er mag dafür hingerichtet werden, 
begeht dennoch kein Unrecht, denn den Zweck des Staatsvertrags 
erfüllt der Ersatzmann wie er. Auch der von Natur aus Ängstliche, 
der flieht, findet hei 1 lobbes Verständnis: Er mag ehrlos werden, 
begeht aber wiederum kein Unrecht, denn über die eigene Lei-
stungsfähigkeit hinaus kann auch kein Vertrag verpflichten. 
So folgt hei 1 lobbes aus dem schieren Faktum des Staatsver-
trages und der Souveränitätsrechte keineswegs auch bereits die 
Allgemeine Wehrpflicht. Sie bleibt an einen partikulären Umstand 
gebunden, daß nämlich „die Verteidigung des Staates plötzlich die 
1 Wie aller Waffeidihiger erfinden". Dann und nur dann „ist jeder 
verpflichtet, da andendills die Errichtung des Staates umsonst 
war"'. der Staatsgründungszweck aufzugeben wäre und der Rück- 
47 Zinn anderen aber steht es dein Souverän und nur ilun zu. darüber zu ent-
scheiden. wann Krieg geführt werden soll „und wie groß die Streitkräfte 
sind, die zu diesem Zweck zu mobilisieren, zu bewaffnen und zu besolden 
sind, sowie die Erhebung von Steuern von den Untertanen, uni die nötigen 
Ausgaben zu bestreiten" (141). 1 her, hei den Rechten der Souveräne (Kap. 
1 8). bleibt jener äußerste Fall der Staatsbedrohung unerwähnt. 
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fall in den unbefriedigenden Naturzustand mit all seiner Ungesi-
chertheit für Leib und Leben eines jeden bevorstünde. 
Die Ablehung dieser Begründung führte tatsächlich in einen 
pragmatischen Widerspruch: Der Bürger will zugleich, was er nicht 
will. Diese Tradition wird fortgesetzt und verfeinert. Jean-Jacques 
Rousseau bringt das Argument auf die Formel: „Wer den Zweck will, 
will auch die Mittel, und diese Mittel sind mit einigen Gefahren, 
selbst mit einigen Verlusten. untrennbar verbunden. Wer sein Leben 
auf Kosten anderer erhalten will, muß es auch für sie hingeben. 
wenn es nötig ist."48  Selbst eine rein vertragstheoretisch-1' argumen-
tierende Staatslehre findet hier das entscheidende Argument: Das 
Recht auf Schutz und die Pflicht zu schützen entsprechen sich. 
Wie aber ist ein Dissident zu behandeln, der in der Ein-
schätzung der Staatsgefahr zu einem anderen Urteil gelangt als der 
Souverän? Im Leviathan hatte I lobbes darauf im Prinzip bereits 
eine Antwort gegeben: Wer den Staatsvertrag willentlich abschließt 
und dann nur bei der Bestimmung des Souveräns unterliegt, hat 
sich dem Mehrheitswillen zu fügen, „das heißt, sich mit der An-
erkennung aller zukünftigen Handlungen des Souveräns zu-
thedenzugeben" (138). Ein abweichendes Urteil des Einzelnen 
kann sich nur in zwei Richtungen auswirken: Entweder er fällt aus 
dem Staatsvertrag und dem in ihm gewährten Schutz heraus oder 
er unterwirft sich dem Urteil des Souveräns. Diese Antwort wird 
nach den Erfahrungen, die Europa mit dem Absolutismus machte, 
nicht mehr genügen. Die Wendung von der Fürsten- zur Volks-
souveränität eröffnet zugleich neue Lösungen. 
4K Rousseau 2%. Seine eigene Position entlarvend der Einwand von Kipper-
l ynkens (I%) gegen dieses Argument: „Es ist aber nicht richtig. daß man 
sein Leben 'auf- Kosten anderer' erhalten will. denn wenn jeder nur freiwillig 
sich zum Kriegsdienst meldet, so wird la niemand gezwungen. sich zu op-
f•rn, er kann also, wenn es ihm weht gut bekommt, auch niemandem Vor-
würfe machen. daß dieser auf seine Kosten lebe." Diesem Individuali.  
geht jeder Bezug zu Solidar- oder ( kmeinwohlveirtlichtungen ah. 
49 Eine naturrechtliche ..Staats"begründung. nach der die (kmein-
schaftsbezogenheft des Menschen immer schon Uli seiner Natur ist und 
nicht erst eines hinzukommenden Vertr.iges bedarf. in der folglich Einzel-
wohl und Gemeinwohl gleichursprünglich aufeinander bezogen bleiben, 
kommt zu dem gleichen Ergebnis. Und sie gelangt leichter dahin. da sie der 
individuellen Zustimmung, welche mit eiüeni Vertrag verbunden ist und 
stets die Möglichkeit der Vertragsautkündigung impliziert. nicht bedarf 
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Kant hält dann auch — unter den gedachten Bedingungen 
der Republik — dieses Problem für gelöst. 1 fier steht der Staatsbür-
ger im Mittelpunkt, der „zum Kriegführen nicht allein überhaupt, 
sondern auch zu jeder besondern Kriegserklärung, vermittelst sei-
ner Repräsentanten, seine freie Beistimmung gehen muß, unter 
welcher einschränkenden Bedingung allein der Staat über seinen 
gefahrvollen Dienst disponieren kann" (Metaphysik 469). Führt 
also eine Republik Krieg und verpflichtet sie alle Wehrfähigen zum 
Kampf dann geschieht dies aufgrund der repräsentativ vermittelten 
Zustimmung aller. Über den Wehrpflichtigen wird weder „bloß als 
Mittel" verfügt, noch unterliegt er staatlicher Fremdbestimmung, 
sokrn er als Staatsbürger stets „mitgesetzgebendes Glied" ist. 
Republikanischer Militärdienst — gleich welcher Form — wird so 
zum Freiwilligendienst, zur autonomen Entscheidung aller und 
jedes Einzelnen. 
Dies ist der eine Weg, auf dem Allgemeine Wehrpflicht und 
Bürgerfreiheit vermittelt wurden. Er steht und Killt mit dem Urteil 
darüber, wie weit repräsentativ-republikanisches Ideal und poli-
tische Wirklichkeit dergestalt übereinstimmen, daß man Bürger-
willen und Entscheidung der Repräsentanten für identisch erklären 
darf An dieser Identität bestehen sicherlich solange erhebliche 
Zweikl, als das Parlament nicht zu einem einstimmigen Urteil 
gelangt. Dix-h auch darüber hinaus bleibt der Dissens des Bürgers 
möglich, nicht zuletzt dann, wenn er vor der Alternative steht, ob er 
Menschen mehr gehorchen soll als seinem Gewissen. Diese Span-
nung ist unaufliebbar9', auch und gerade für eine Demokratie, die 
Gewissensfreiheit zu den notstandsfesten Menschenrechten' zählt. 
50 Emanuel 1 lirsch (14) benennt eines der bleibenden Probleme der Neuzeit 
unter dem Titel „Die Gemeinschaft und der Einzelne": „Seit der RefOr-
mation ist in den Tiefenschichten unsers geistigen Lebens ein unlöslich 
scheinender Widerstreit zwischen der Gemeinschaft und dem Einzelnen 
entstanden. Er hat sich immer deutlicher als ein Schicksal in der Geschichte 
unsers sittlichen Bewußtseins erwiesen. Seit der französischen Revolution 
vollends ist diese Antinomie zu einer ständigen Macht der Unruhe in Staat 
und Gesellschaft geworden. Die Pendelschläge des allgemeinen Bewußtseins 
gehen heftig hin und her in dem Streit zwischen den beiden in dieser Anti-
nomie unauflöslich aneinander gefesselten Partnern." 
51 Vgl. Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte vom 19. 
Dezember 1966, Art. 4, wobei an einen Notstand gedacht ist, „der das Leben 
der Nation bedroht". 
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All diesen Problemen glaubte die Begründung der Allge-
meinen Wehrpflicht auf der Grundlage des Nationalismus zu ent-
gehen. Die Allgemeine Wehrpflicht wurde mit anderen als Vertei-
digungsaufgaben in Verbindung gebracht. Ein bezeichnender Arti-
kel im „I lochland"52  drückt aus, was sich bald zu den „Ideen von 
1 914" (vgl. Hans Maier) entwickelte und was zahlreichen Großen 
unserer jüngeren Geschichte im Zeitalter des Imperialismus 
durchaus gut begründet erschien. Der I lochlandartikel stellt sich 
die Frage: „Ist also das deutsche I leer ein Kulturfaktor nur in dem 
beschränkten Sinne, daß es ein unentbehrlichstes Schutz- und Si-
cherungsmittel aller übrigen Kulturgüter darstellt?" (241) Die Am-
wort fällt negativ aus: Als reines Sicherheitsinstrument genügte ein 
Söldnerheer oder eine Miliz. Sie mag für die kleine Schweiz pas-
sen. Für Großmächte bleibt dies jedoch Illusion, denn in ihnen hat 
sich „die Durchtiihrung der allgemeinen Wehrpflicht als eine un-
bedingte Lebensnotwendigkeit erwiesen". Doch auch dieses immer 
noch teleologisch-strategische Argument genügt nicht, uni den tie-
feren Kultursinn der Allgemeinen Wehrpflicht zu erkennen: „Gera-
de die allgemeine Wehrpflicht. zu deren folgerichtigerer Durch-
führung sich unser Volk nunmehr genötigt findet, gibt dem I leer-
wesen sofort ganz neue, höhere und positive Kulturbedeutung über 
die Rolle eines bloßen Abwehrmittels hinaus. Das ergibt sich schon 
ohne weiteres aus deni engen Zusammenhang, in dem die allge-
meine Wehrpflicht mit den sonstigen bürgerlichen Pflichten und 
Rechten eines konstitutionellen Staatswesens steht." Als unabhän-
gig von Verteidigungsnotwendigkeiten bestehender Kulturwert 
konnte die Allgemeine Wehrpflicht dann auch kaum nationaler Pa-
tentierung entgehen, zumal sie für Deutschland deni Ziel der na-
tionalen Einheit zugeordnet wurde, einem Problem, das sich im 
Frankreich von 1789 nicht stellte: „Und dieser Gedanke der all-
gemeinen Wehrpflicht ist zuerst beim deutschen Volke zum 
Durchbruch gekommen; er hat am allermeisten dazu beigetragen. 
es aus seiner Zersplitterung zur nationalen Einheit und Freiheit 
zu führen." Die Verkoppelung mit dem Nationalbewußtsein ent-
hob die Allgemeine Wehrpflicht der Begründungsnot: Ihre Proble-
matik zu benennen stempelte bereits zum vaterlandslosen Gesellen 
oder — schlimmer noch — zum ultramontanen Nichtpatrioten. 
52 „Das deutsche 1 leer als Kulm! tAtor." 
So wird verständlich, daß führende 1 Landbücher der Moral-
theologie bis in die Völkerbundzeit hinein die Wehrpflicht wenn 
nicht als Unrecht verwerfen, so doch wenigstens als reines 
„Poenalgesetz"'3  deuteten. Besonders wird interessieren, wie die 
prinzipielle Verteidigungspflicht unter sich wandelnden Rahmen-
bedingungen zu einer anderen Bewertung der Allgemeinen Wehr-
pflicht führte. Dies sei an ausgewählten I landbüchern der Moral-
theologie dargestellt. 
Noldin-Schnitt halten ganz im Sinne der Tradition sowohl 
den Angriffs- wie den Verteidigungskrieg unter den Einschränkun-
gen der „Lehre vom gerechten Krieg" für erlaubt. Dann begeben 
sie sich auf die Ebene der Mittel, die in einem Krieg eingesetzt 
werden dürfen: „... wer das Recht auf ein Ziel hat, hat auch das 
Recht auf die nötigen oder dienlichen Mittel." Daraus ergibt sich 
zugleich die einschränkende Konsequenz: „Was aber zum Ziel des 
Krieges weder nötig noch nützlich ist, was von Natur- oder Völ-
kerrecht verboten, darf dem Feind ohne Unrecht zu begehen nicht 
zugefügt werden ..." 
Die Argumentation verläuft also auch hier teleologisch, vom 
Ziel her. Dies wird die Antwort prägen, welche Konskriptionsgesetze 
zulässig sind. In der Auflage von 1928 beziehen sich Noldin-Schnitt 
aufein anderes berühmtes moraltheologisches 1 landhuch, das von L. 
Artnys. Dieser berichtete in der 5. Auflage von 1898 — ohne zu 
widersprechen — von Autoren, die Gesetze über eine Allgemeine 
Wehrpflicht als zweifellos ungerecht (leges certo iniustae) bewerten. 
In der 10. Auflage von 1919 jedoch hält er die Allgemeine Wehr-
pflicht per se nicht mehr tiir Unrecht, da sie sich allgemein durchge-
setzt habe und insofern auch für den einzelnen Staat zur Notwen-
digkeit geworden sei. Dies gerade bezweifeln Noldin-Schnitt 1928: 
Da es immer noch Staaten ohne Allgemeine Wehrpflicht gäbe, bleibe 
zweifelhaft, warum sie für andere notwendig sei. 
Der Abschnitt über die „Verpflichtung aus einem Militär-
dienstgesetz" (De ohligatione legis militaris) wird dann 1939 in der 
26. Auflage von Noldin-Schnitt gänzlich verändert. Die Allgemei-
ne Wehrpflicht tritt noch deutlicher in einen außenpolitischen 
53 Eberhard Weli (328) stellt diese Position, der er ansonsten widerspricht, so 
dar: -  niemand ist im Gewissen null Wehrdienst verpflichtet; nur muß 
er uni Weigerungsfalle die Strafe abbüßen, zu der er verurteilt wird." 
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Kontext: Eine radikale Absage erfahrt der Versuch, sich durch 
Hochrüstung anderen Staaten gegenüber militärische Überlegen-
heit zu beschaffet-04. Als Gründe werden angeführt zum einen die 
Kosten, die den Bürger stark belasten, dann aber auch, daß dadurch 
Anlässe zu immer neuen Kriegen (occasiones novorum btAlortn) 
geschaffen würden. Deutlich wird auch die anzustrebende Alterna-
tive: Die Verbündung aller Staaten (foederationes (minium natio-
num) und mit ihr entweder die absolute Kriegsächtung oder 
wenigstens die höchstmögliche Abwendung der Kriegsgefahr. 
Auf diesem 1 lintergrund sind dann die Ausführungen zur 
Wehrpflicht zu verstehen: Noldin-Schmitt unterscheiden Freiwilli-
ge (conducti, voluntarii) von Gezogenen (conscripti), hei Letzteren 
nochmals die allgemeine (conscriptio universalis) von der parti-
kulären Wehrpflicht (conscriptio particularis), die sich zumeist auf 
vom Los Ausgewählte begrenze. 
Über die partikuläre Wehrpflicht sieht das Manuale einen 
großen Konsens in die Richtung, daß sie im Gewissen verpflichte. 
Diese Einmütigkeit läge bezogen auf die Allgemeine Wehrpflicht 
jedoch nicht vor. Viele hielten sie immer noch für ein Poenalgesetz 
und begründen dies: Sie sei nicht nötig, da nicht alle Staaten sie 
eingeführt haben; sie beschleunige 1 lochrüstungsprozesse; sie bela-
ste die Bürger, vor allem Familien mit vielen Söhnen in un-
gerechter Weise usw. 
Für Noldin-Schmitt sprechen nun jedoch die gewichtige-
ren Gründe für die Gewissensverpflichtung zur Allgemeinen 
Wehrpflicht — „wenn das Gemeinwohl von außen in Gefahr gerät" 
(quando bonuni commune ab extra in periculum adducitur). Dies 
wird dann auch die These sein, auf die sich die I Landbücher mehr-
heitlich einigen5s: Für die Allgemeine Wehrpflicht sind also „zwin- 
54 Dies war 1939 wohl eine mutige Aussage, da niemand unterstellen konnte. 
das Deutsche Reich habe unterrüstet. 
55 Mausbach-Ermecke (148): „Auch die Teilnahme am Militärdienst bildet 
eine ernste Verpflichtung in den Staaten, die aus zwingenden Gründen eine 
Wehrpflicht der Männer eingeführt haben. In der Pflicht, dem Vaterland u. 
U. auch im Wehr- und Kriegsdienst zur Verfügung zu stehen, kommt 
besonders die Bedeutung des (kmeinwohls gegenüber dein Privatwohl zum 
Ausdruck." Welty (327): "Die allgemeine Wehrpflicht ist in dem Maße 
gerechtfertigt, wie der Staat aus Gründen der Verteidigung auf sie ange-
wiesen ist." 
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wilde Gründe" ertiederlich, der Staat muß „aus Gründen der Ver-
teidigung auf sie angewiesen (sein)". Dann kommt in der Allge-
meinen Wehrpflicht „besonders die Bedeutung des Gemeinwohls 
gegenüber dem Privatwohl zum Ausdruck"5". 
Insofern steht das ethische Argument deutlich jener juristi-
schen Position entgegen, die aus der Verortung des Art. 12a in den 
Grundrechtsteil des Grundgesetzes darauf schließt, bei der Ver-
teidigungsptlicht handle es sich um eine „Grundpflicht"57, die glei-
chen Ranges neben den Grundrechten stünde und darum gegen-
über Grundrechteinschränkungen der Beweispflicht nicht mehr 
unterliege. 
Als friedensethisches Argument kommt dann verstärkend 
hinzu, daß die Allgemeine Wehrpflicht nicht nur in nationalem 
Rahmen betrachtet werden darf Gerade jener Nationalismus, der 
5ü Marsbach-Erstecke 148. Daß nach dieser Tradition der Soldat eine befohle-
ne I landlung, die er vor seinem Gewissen nicht verantworten kann, nicht 
ausführen darf. wurde bereits erwähnt wie ebenso die häufig verwendete 
Rechtsvermutung zugunsten der Autorität. Daß hier seitens des Staates eine 
Lücke klath. die auch nicht durch das Knegsdienstverweigerungsrecht 
geschlossen wird, nennt deutlich Walter Dirks (526), wenn er beklagt, daß 
man _da, nu Grundgesetz festgelegte Recht zur Kriegsdienstverweigerung 
in einer Weise verengt hat, daß nur `.ektierer sich darauf berufen können. 
Die Lage ist grotesk: gerade dieleingen Kriegsdienstverweigerer. von denen 
die katholische Kirche erklärt. daß ihr Gewissen besti lllll lt irrig sei, nämlich 
die Bekenner der absoluten Kriegsgegnerschati, werden durch das ange-
nommene Gesetz in ihrem irrigen Gewissen geschützt, nicht dagegen etwa 
Katholiken. die von der kirchlichen Lehre über den gerechten und unge-
rechten Krieg ausgehen und den Krieg. in dem sie kämpfen sollen, als un-
gerecht beurteilen, bei denen also neben der Möglichkeit, daß auch ihr 
'Gewissen irrig ist. jederzeit die andere Möglichkeit besteht, daß sie auch ob-
jektiv gegen tim kriegführenden Staat int sittlichen Recht sind." 
57 Diese Position wird dargestellt (und widerlegt) bei 1 larald Doris 351f; Dörig 
hält mit dem Wort von Knut Ipsen dafür. der Art. 12a sei im Grundgesetz 
eher eine _Verbsstingsgestattung". die dein Gesetzgeber die Einführung der 
allgemeinen Wehrpflicht und die damit verbundene Grundrechtseinschrän-
kung erlaubt. So unterscheide .ich juristisch die allgemeine Wehrpflicht von 
Grundrechten erheblich. da diese Rechte nicht erst durch eine gesetzliche 
Regelung Geltung beanspruchen. nölig folgert auch für den Bereich des 
Rechts: _Die Freiheit des einzelnen (ist) prinzipiell unbegrenzt. während die 
Befugnis des Staates zu Eingriffen in diese Sphäre prinzipiell begrenzt ist. 
Das bedeutet, daß den Staat die Beweislast für die Rechtmäßigkeit von 
Eingriffen in die individuelle Freiheit trifii." Aus ethischer Sicht kann man 
dies nur unterstützen. 
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die eigene Nation nicht mehr als Teil eines Ganzen versteht, son-
dern an die Stelle des Ganzen setzt58, hat in der europäischen Neu-
zeit den politischen Ausgleich verhindert, unsinnige Rüstung 
bewirkt und deren Einsatz in Kriegen wenn nicht favorisiert, so 
doch erst ermöglicht. 
Und so sind es vorrangig drei Perspektiven, in denen 
gemeinwohlabträgliche Nebenwirkungen der Allgemeinen Wehr-
pflicht gesehen werden: I lochrüstung und damit verbunden 
Rüstungswettläufe sowie erhöhte Kriegsgefahr: Ressourcenbin-
dung und damit Fortbestand gewichtiger Kriegsursachen: 
Beschränkung auf nationale (oder regionale) Interessenpolitik und 
damit Verzicht auf eine übergreifendere Friedensordnung. Diese 
drei Perspektiven sind hei der Einschätzung der Allgemeinen 
Wehrpflicht gesondert wie in ihren gegenseitigen Interrelationen 
zu berücksichtigen. 
3. Allgemeine Wehrpflicht und Friedenspolitik 
Den ersten Schlesischen Krieg begründete Friedrich der Große 
so: „Der Ehrgeiz, mein Vorteil, der Wunsch, mir einen Namen zu 
machen, gaben den Ausschlag, und der Krieg war beschlossen."" 
Diese Position, die Friedrich später nicht mehr vertrat, verwun-
dert nicht, verfügte doch der Souverän im „klassischen" Völker-
recht (bis 1920) über das freie Kriegsführungsrecht. Dieser be-
dauerliche Zustand des internationalen Systems schien jedoch 
vielen bis in das aufgeklärte 18. Jahrhundert hinein aus zwei 
58 Joseph Ratzinger (88) sieht im Nationalismus. in der _mythischen Über-
höhung der eigenen Nation", einen der beiden Sündenrille des neuzeit-
lichen Europas. Die Nation _empfand sich nun willst als malistäblich für die 
Verwirklichung des eigentlich Humanen und crhi 41 darum den Anspruch. 
ihre eigene Lebenstörin und damit ihre Macht in der ganzen übrigen Welt 
zur Geltung zu bringen. Man könnte von einer eigentümlichen Verbindung 
zwischen Nationalismus und Universali,nms sprechen: Die Einheit der 
Welt sollte im Zeichen der eigenen Nation entstehen; sie beruhte auf dem 
Vorrang des Eigenen und nicht auf dein Ausgleich des Ganzen. Das 'Gott 
mit uns' war Ausdruck einer Vereinnahmung de, I leiligen, in der man die 
Krätie des Christlichen für das Nationale zu mobili.ieren versuchte." 
59 Denkwürdigkeiten (1742). Abschnitt: Regicning,antritt. (Werke in dem-
scher Übersetzung lug. von Vol-z, Bd. II, S. 5f). nt. n.: Ritter 30 
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Erwartungen heraus erträglich. Zum einen schien die Aussicht 
auf eine I lu ►anisierung des Krieges unbegrenzt. Die I loffinin-
gen der Französischen Revolution, wenigstens in der Frühphase 
eines Mirabeau, gingen noch weiter in Richtung auf ewigen Frie-
den. Doch aller aufklärerische Optimismus konnte die dann fol-
gende unendliche Kette von Revolutionskriegen nicht verhin-
dern: „Niemals sind Hoffnungen grausamer enttäuscht worden 
als die des aufgeklärten Jahrhunderts auf den Anbruch einer Zeit 
des 'Ewigen Friedens'." (Ritter 60) Weder gelang die Humani-
sierung des Krieges noch dessen sichere Verhütung durch Ver-
nunft. 
Bei den politischen Bemühungen nun, die nach dem 
nochmaligen Schock des Ersten Weltkrieges begannen, dem Krieg 
Rechtsschranken tnzutun, stand das Thema „Abrüstung" auf der 
strategischen Ebene ganz im Vordergrund. Beide Elemente rücken 
im Versuch von Benedikt XV., 1917 den Krieg zu beenden, eng 
beieinander: „Der allererste und wichtigste Punkt muß sein: an die 
Stelle der materiellen Gewalt der Waffen tritt die moralische Macht 
des Rechts; infolgedessen soll eine gerechte Verständigung aller 
über die gleichzeitige und gegenseitige Abrüstung nach zu ver-
einbarenden Regeln und Garantien erfolgen, und zwar nach Maß-
gabe dessen, was zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung 
in den einzelnen Staaten notwendig und ausreichend ist; dann 
käme an Stelle der Armeen die Einrichtung eines Schiedsgerichts 
mit seiner erhabenen friedensstiftenden Tätigkeit nach zu verein-
barenden Normen und festzulegenden Sicherungen gegenüber 
dem Staat. der sich weigern sollte, die internationalen Fragen dem 
Schiedsgericht zu unterwerti•n oder seine Entscheidungen anzu-
nehmen." 
Entsprechende Hoffnungen bestanden in der Politik. US-
Präsident Woodrow Wilson faßte seine berühmten „Vier Punkte" in 
dem einen Satz zusammen: „Was wir suchen, ist die Herrschaft des 
Rechts, gegründet auf die Zustimmung der Regierten und getragen 
von der organisierten Meinung der Menschheit." Und in den noch 
berühmteren „Vierzehn Punkten" vom 8. Januar 1918 steht die 
Abrüstung in engem Zusammenhang mit diesem Ziel: „Angemes-
sene Garantien, gegeben und genommen, daß die nationalen 
Rüstungen auf den niedrigsten Grad, der mit der inneren Sicher-
heit vereinbar ist, herabgesetzt werden." 
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Folgt man Philip Noel-Baker, so waren es europäische „Fal-
ken", die nach dem ersten Weltkrieg mehrheitsfähige Rüstungs-
beschränkung zu Fall brachten. Vor allem Präsident I loovers 
Abrüstungsvorschlag vom Juni 1932 verdient Beachtung: In Fort-
führung des Kriegsverbots aus dem Briand-Kellogg-Pakt sei neben 
der quantitativen auch qualitative Abrüstung erforderlich. Das qua-
litative Element bestand darin, daß Verteidigungsoptionen gestärkt. 
Angritisoptionen hingegen massiv abgebaut werden sollten. Für 
das I leer bedeutete dies 1932 die Abrüstung aller Panzer, chemi-
scher Waffen und schwerer Artillerie. Die Luftwatie verzichtete auf 
Bomber. Die Zahl der Kampfflugzeuge sollte begrenzt werden. 
Und die Marine hätte zunächst ihre Schlachtschiffe und U-Boote 
um ein Drittel zu reduzieren. 
Homers Plan wurde zerredet und schließlich vereitelt: 
Kriege würden in der Zukunft so sicher kommen wie in der Ver-
gangenheit. und die beste Sicherung sei nationale militärische Stär-
ke — die Idee des Vökerbundes sei tot. Im Nachhinein ist man stets 
klüger. Winston Churchill schrieb 1944 zum 80. Geburtstag an 
Lord Robert Cecil, den britischen Vorkämpfer des Völkerbundes: 
„Dieser Krieg hätte leicht verhindert werden können, wenn die 
verbündeten Nationen den Völkerbund mit Mut und Loyalität ge-
nutzt hätten.""' Und kein geringerer als Basil Lidell l lart urteilte 
1 961: „Wenn Panzer und Bomber weltweit vernichtet, wie es 1932 
vorgeschlagen und fast angenommen wurde, und ein System inter-
nationaler Inspektion eingerichtet worden wären, hätte es 1939-
1 9411 keinen erfolgreichen Blitzkrieg geben können."''' 
Der innere Zusammenhang zwischen einer stabilen Frie-
densordnung und der Begrenzung nationaler Rüstungen steht 
außer Frage. Bleibt zu klären, wie sich die Allgemeine Wehrpflicht 
in diesem Zusammenhang auswirkt. Auf einer generellen Ebene 
besteht die Chance, den Trend. der im vergangenen Jahrhundert in 
Richtung Allgemeine Wehrpflicht und entsprechend zu ..Massen-
heeren" führte, umzukehren und eine deutliche quantitative Abrü-
stung einzuleiten. Und glücklicherweise wird diese Chance von 
zahlreichen Staaten genutzt'. 
60 Zit. n.: Noel-Baker 411 
61 Zit. n.: Noel-liaker 136 
62 Und dies nicht erst seit dein Ende des Ost-Wist-Konflikts: Nach Jacques 
van Doom haben westeuropäische Staaten ihre Personalstärke bereits 
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In diesem Zusammenhang verdient die Frage der 
Wehrgerechtigkeit Erwähnung. Sie könnte de facto als Katalysator 
zur Aufhebung der Allgemeinen Wehrpflicht wirken. Dies jedoch 
hängt wieder von den Prämissen ab, von denen her man sich der 
Frage nähert. Juristisch verstößt es nicht notwendigerweise gegen 
den Gleichheitsgrundsatz, wenn nur ein Teil der Wehrpflichtigen 
und Geniusterten dann auch tatsächlich einberufen wird. Dies 
jedoch nur unter der Bedingung, daß „sich die Wehrersatzbehörde 
hei der Auswahl der Einzuberufenden von sachlichen Erwägungen 
leiten ließ" (Hinz 154). Wie das Bundesverfassungsgericht 1958 
entschied, wäre es rechtens, diejenigen auszuwählen, die „beruflich 
wie körperlich" am tauglichsten schienen. Gerhard L. Hinz (1600 
hegt daran dennoch erhebliche Zweifel. Er sieht richtigerweise „das 
staatsethisch unbehagliche und auf längere Sicht die seelische 
Verteidigungsbereitschaft schädigende Empfinden, die Verfassung 
habe etwas verkündet, was in der Wirklichkeit überwiegend ,nur 
auf dein Papier stehe." 
Dies führt Hinz jedoch keineswegs dazu, die Allgemeine 
Wehrpflicht in Frage zu stellen. Sein Einwand gegen den Duktus 
der Urteils von 1958 rekurriert (leider) wieder auf die Idee der 
„Grundptlicht", derzufolge „die Wehrpflicht ... nicht nur eine 
gewöhnliche öffentliche Leistung schlechthin, sondern eine staats-
bürgerliche Grundpflicht besonderer Art darstellt, die in einem 
Junktim zu den Grundrechten steht". Von daher beklagt er, daß 
Deutschland im Gegensatz etwa zur Schweiz oder zum Frankreich 
des beginnenden Jahrhunderts die Allgemeine Wehrpflicht nie 
konsequent realisiert habe: Im Kaiserreich wurden nur 54 — 60% 
der Gestellungspflichtigen eingezogen, in Frankreich hingegen 
85% und in der Schweiz praktisch alle. Hinz schlägt vor: „Es ver-
trüge sich ohne weiteres mit demokratischer Partnerschaft, wenn 
der eine zur Truppe einrückt, der andere zu einem der Gesamtver-
teidigung mindestens mittelbar nützenden Arbeitsdienst oder ei-
nem sonstigen Zivildienst (z.B. Luftschutz). Das Kriterium für 
eine faire Durchführung des Dienstptlichtgebotes ist aber, daß 
jeder Leistungsfähige das dem Staate geschuldete Opfer so oder so 
während des Kalten Krieges nicht unerheblich reduziert: Zwischen 1967 
und 1975 reduzierten Belgien von 102 MO auf ti7 000, Dänemark von 45 
5110 auf 34 4110, ( ;n Aibritan inen von 429 300 auf 345 100 Soldaten. 
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erbringt." Bei Binz wird deutlich, in welche Richtung die These 
von der Allgemeinen Wehrpflicht als „Grundpflicht" wirkt: Sie 
muß Bestand behalten, selbst wenn sie mit Sicherheitsbedrohung 
und -vorsorge nicht mehr in einsichtiger Beziehung steht. Die 
Allgemeine Wehrpflicht hat sich dann als A Priori von ihrem mög-
lichen Sinn und Zweck gelöst. 
Anders jedoch sind sehr praktische Einwände zu bewerten, 
die sich aus einer Aussetzung der Allgemeinen Wehrpflicht und der 
Einführung einer Freiwilligenarmee ergehen werden. Jacques van 
Doorn hält mit den Massenarmeen auch die Zeit der Allgemeinen 
Wehrpflicht für beendet. Er befürchtet weniger, daß sich eine Frei-
willligenarmee zu einer Kaste abschottet, sieht eher deren ollinnig 
für Werte, die in der Industriegesellschaft dominieren. Doch gerade 
dann beginnen akute Probleme: Die Werbung für diese Armee 
geschieht auf dem öffentlichen Arbeitsmarkt. Dort „bedarf es 
stärkerer ökonomischer Anreize, uni den Personalbedarf zu 
decken. Besoldung, Arbeitsbedingungen, Karriereaussichten und 
Pensionen werden die I laupullziehungspunkte sein" (van l)oorn 
57). Besonders hei Vollbeschäftigung besteht dann eine harte 
Konkurrenz mit der Wirtschaft. Dies ist nicht nur teuer, sondern 
auch problematisch für einen Dienst, der sich ja keineswegs aus 
„bloßem Geldverdienen" verstehen und rechtfertigen kann, will er 
nicht wenigstens in der öffentlichen Wahrnehmung „in Richtung 
Söldnerturn" umgedeutet werden. Besonders prekär wird es, „aus-
reichendes Personal für die weniger qualifizierten militärischen 
Funktionen zu finden" (van Doorn 58). Derlei Arbeiten verrichten 
in der Industrie Gastarbeiter. Die Repräsentativität wird ohnehin 
abnehmen. In der Freiwilligenarmee sind bestimmte Segmente der 
Gesellschaft überrepräsentiert — meist die unterprivilegierten 
Gruppen. Noch problematischer wird es, wenn in einer Armee 
ethnische Minderheiten dominieren — wie in den USA. 
All diese Probleme verdienen Aufmerksamkeit und müssen 
gelöst, wenigstens aber erträglich gemacht werden. Daß die Beibe-
haltung der Allgemeinen Wehrpflicht den einzigen Weg ausmachte, 
ihrer I lerr zu werden, ist wenig plausibel und wäre selbst dann 
nicht hinreichend, denn Rüstung ist — wie oben dargelegt — stets 
und streng dem Prinzip der I linlänglichkeit unterworfen, d.h. an 
einer ausweisbaren Gefährdung der eigenen Sicherheit zu bemes-
sen. 
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1 972, in der üblichen Ansprache an das Diplomatische 
Korps sagte der damalige Kardinalstaatssekretär Casaroli (21): „... 
der Wettkampf um ein 'sicheres' Gleichgewicht (also mit ein wenig 
Übergewicht) wird so zur Ursache einer noch größeren Unsicher-
heit." Und er beklagte „... die allgemein verbreitete und tief ver-
wurzelte Überzeugung, daß es eines Staates unwürdig wäre, seine 
Verteidigung anderen anzuvertrauen" (19). War es 1972 noch 
schwierig, daraus konkrete politische Konsequenzen zu ziehen, so 
wird die neue Situation, in der wir uns glücklicherweise befinden, 
zur 1 lerausfiffderung: Gerade wenn man nationale Sicherheit 
lediglich noch im Rahmen regionaler oder überregionaler Sicher-
heitssysteme erreichen kann, wird die Reduktion nationaler Streit-
kräfte wesentlich dazu beitragen, daß die übernationalen 
Sicherheitsstrukturen an Effektivität gewinnenTM. Gerade der stabile 
NATO-Bereich könnte exemplarisch Konzepte erarbeiten und 
daheim verwirklichen, wonach Sicherheit durch nationale Abrü-
stung nicht bedroht, vielmehr gestärkt wird. Wenn sich dann die 
Allgemeine Wehrpflicht als nötig erweist und gut begründen läßt, 
wird sie Zukunft haben. Dabei wird es auf die Forderung von 
1 lobbes hinauslaufen, daß nämlich „die Verteidigung des Staates 
plötzlich die Hilfe aller Waffenfähiger erfiedert". Es besteht eine 
begründete Vermutung dafür, daß dieser Beweis heute nicht mehr 
angetreten werden kann. 
(13 Und auch die traurigen Vorgänge im ehemaligen Jugoslawien wiederlegen 
dies nicht. lin Gegenteil gründet deren Ausukrn gerade darin, daß Belgrad 
über eine sehr starke nationale Armee verfügte. 
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Das Suffizienzprinzip als Maßstab 
militärischer Planung 
1. Zinn Problem 
1 971 veröffentlichten zwei US-Amerikaner die Studie „I low Much 
is Enough?M" Dieser Titel ist einem Zitat von Verteidigungsmini-
ster McNamara von 1963 entnommen: „You cannot make decisions 
simply hy asking yourself whether something might he nice to 
have. You have to 'Bake a judgment out how tauch is enough." Folgt 
man den Autoren. so war die öffentliche Meinung in den USA in 
den Jahren nach dem Sputnik-Schock bereit, alles zu finanzieren. 
was irgendwie der nationalen Sicherheit zu dienen versprach. Die-
ser Druck setzte sich bis in den Kongreß fier Wann immer Vertei-
digungsminister und Kongreß über den Etat in Konflikt gerieten. 
beschloß der Kongreß höhere Ausgaben. 
Daß McNamara sich mit seiner Frage „I low rauch is 
enough?" durchsetzte, ergab sich aus einem Umschlag der öffentli-
chen Meinung in den USA: Nicht zuletzt die Kostenexplosion der 
Waffensysteme zusammen mit wachsendem Finanzbedarf im zivi-
len Bereich nährten die Forderung nach einem Umdenken über 
Verteidigungsausgaben. 
Nun konnten die von McNamara berufenen Systemanalyti-
ker eine — wie auch immer gesicherte — Antwort auf die Frage ge-
ben, wieviele und welche militärischen Optionen gegenüber dem 
Sowjetblock hinreichten. Unbeantwortet blich jedoch, warum man 
nur diese beschaffen durfte. Warum darf ein Staat nicht soviel rü-
sten wie er finanzieren kann? Warum darf er das Sicherheitsbe-
dürfnis seiner Bürger nicht zu 150 sättigen? Und warum hätten 
die USA in den 60er Jahren nicht im gewohnten Maße weiterrü- 
64 Alain (:. Entkoyen and K. Wayne Smith, 110W MUCI 1 IS ENOUGI I?, 
New York, Evanston. and London 1971 
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sten dürfen. wenn dies für sie ökonomisch vorteilhaft gewesen 
wäre, Arbeitsplätze ebenso geschalt-L.1i hätte wie technologischen 
Vorsprung vor den Weltmarktkonkurrenten? 
2. Zur ethischen Beeriinihtue Eies Stiffizienzprinzips 
Dieses Prinzip der 1 linlänglichkeit verlangt eine Begrenzung mili-
tärischer Optionen auf das Notwendige. Dem wird jeder zu-
stimmen, zumal damit konkret noch nichts ausgesagt ist. Das ganze 
Prinzip steht und fällt mit der Bezugsgröße und dem Maßstab, an 
dem sich Rüstung als notwendig auszuweisen hat. 
In seinem Politischen Testament von 1667 preist der Große 
Kurfürst die Bedeutung militärischer Stärke. Sie habe ihn in Euro-
pa ..considerabell" gemacht. Weil militärisch stark, sei er unter den 
lerrschern Europas angesehen. Diesen Rat haben seine Nach-
folger beherzigt. So entstand eine gewaltige preußische Armee. Die 
I lohenzollern hielten sie für notwendig, um Preußens politische 
Bedeutsamkeit zu steigern. Dies schien ihnen ein hohes und eh-
renhaftes. eigentlich auch ein unkriegerisches Ziel. Mit dieser 
Armee jedoch wird Friedrich der Große bald die Landkarte Eu-
ropas verändern. Daß hierbei Menschen starben und ganze Völker 
unbefragt preußisch wurden, nur weil Preußen über eine starke 
Armee verfügte, schien problemlos. 
Die Napoleonischen Kriege führten zu einem Neudenken 
der Politik über den Krieg. Eine 1 lumanisierung des Krieges, diese 
große Holtinnig der Aufklärung, war mißlungen. Dennoch ver-
blieb der Wiener Kongress innerhalb der alten Denkmuster von 
absoluter Souveränität. ja er verschärfte die moralische Problematik 
der Sicherheitsvorsorge nicht unerheblich: Das bleibende Gleich-
gewicht der fünf Großmächte sollte Krieg verhindern. Die kleine-
ren Staaten waren Pufferzonen. Ihrer durften sich die Großen be-
dienen, wenn dies nur das Gleichgewicht insgesamt nicht zerstörte. 
Die Puffer in Europa waren bald aufgebraucht. Dann setzte sich 
der Kampf uni die gleichgewichtige Aufteilung der Kolonien 1111 
Zeitalter des Imperialismus fort. Streitkräfte nahmen Maß an den 
imperialen Gelüsten der Großmächte. 
Dabei glaubten die Großen, dieses Ausmaß an Rüstung sei 
erforderlich und gut begründet. Wer sich am imperialen Kampf 
nicht beteiligt, würde bald ins zweite Glied zurückfallen. Darum 
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mußte Deutschland ein riesiges Flottenprogramm auflegen. wollte 
es nicht im europäischen Kräftekonzert die eigene Bedeutungs-
losigkeit vorbereiten. Der Rat des Großen Kurfürsten griff noch 
und verband sich mit einer gewagten Deutung des Suffizienz-
prinzips: Soviel Rüstung wie möglich schien zur Verteidigung der 
eigenen Weltmachtstellung gut begründet und ertiederlich. Und 
Weltmachtstellung bedeutete viel; wer sie verlor, fiel nach der Lo-
gik des Wiener Kongresses in den Status eines Pufferstaates zurück. 
Ihm drohte Fremdbestimmung. Verlust nationaler Subjektivität 
und Identität. 
Was unter diesem politischen Argument gerüstet wurde, 
kam dann im 1. Weltkrieg militärisch zum Einsatz. Die Kriegsschä-
den wuchsen sprunghaft. Allein 1915 starben 1.4 Millionen 
Franzosen'''. Die Waffen, die angeblich zur nationalen Selbstbe-
hauptung beschafft wurden. kamen im Krieg zum Einsatz und 
forderten 10 Millionen Menschen das Leben. 
Sei es auf Initiative des Völkerbundes oder der USA standen 
die Jahre zwischen Versailles und der Machtübernahme durch 1 lit-
ler deutlich unter dem Zeichen substantieller Abrüstungsbemühun-
gen. Folgt man Philip Nocl-Baker', so waren es europäische ..Fal-
ken", die mehrheitsCihige Rüstungsbeschränkung zu Fall brachten. 
Vor allem Präsident I loovers Abrüstungsvorschlag vom Juni 1932 
verdient Beachtung: In Fortführung Lies Kriegsverbots aus dem Bri-
and-Kellogg-Pakt sei neben der quantitativen auch qualitative Abrü-
stung erforderlich: Das qualitative Element bestand darin, daß 
Verteidigungsoptionen gestärkt, Angriffsoptionen hingegen massiv 
abgebaut werden sollten. Für das I leer bedeutete dies 1932 die Ab-
rüstung aller Panzer, chemischer Wiffen und schwerer Artillerie. 
Die Luftwaffe verzichtete auf Bomber. Die Zahl der Kampfflug-
zeuge sollte begrenzt werden. Und die Marine hätte zunächst ihre 
Schlachtschiffe und U-Boote uni ein Drittel zu reduzieren. 
l loovers Plan wurde zerredet und schließlich vereitelt: 
Kriege würden in der Zukunft so sicher kommen wie in der Ver- 
65 Vgl. Dan Caldwell. Einleitung in: Arms Control & Disannanl•in Agree-
inents, cd. by United State, Arms Control and Disarinainent Agency. with a 
New Introduction bs I >an Caldwell. New Ifriinswick 1984, XII 
66 Philip Noel-liaker. 'Flic First World Disarnianient Conference 1932-33. And 
Why n Failed, Cbitiird 1979 
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gangenheit, und die beste Sicherung sei nationale militärische Stär-
ke — die Idee des Vökerhundes sei tot. Im Nachhinein ist man stets 
klüger: Winston Churchill schrieb 1944 zum 80. Geburtstag an 
Lord Robert Cecil, den britischen Vorkämpti-r des Völkerhundes: 
„Dieser Krieg hätte leicht verhindert werden können, wenn die 
verbündeten Nationen den Völkerbund mit Mut und Loyalität ge-
nutzt hätten." (Noel-Baker 41t) Und kein geringerer als Basil Li-
dell 1 lart (Noel-Baker 136) urteilte 1961: „Wenn Panzer und Bom-
ber weltweit vernichtet, wie es 1932 vorgeschlagen und fast 
angenommen wurde, und ein System internationaler Inspektion 
eingerichtet worden wären, hätte es 1939-1940 keinen er-
folgreichen Blitzkrieg gehen können." 
Aus diesen wenigen Beispielen kann man erstens ersehen, 
daß nicht jede Rüstungsbegründung dem Suffizienzprinzip 
genügt. Die Mehrung des nationalen Prestiges ist kein hinrei-
chender Grund. Der Rat des Großen Kurfürsten verdient auch 
politisch kein Gehör mehr — aus ethischer Perspektive verdiente er 
es bereits damals nicht. Denn die zur Steigerung der Konsidera-
hilität beschafften Waltsen waren Tötungsinstrumente, aus ihrer 
Natur gegen den timdamentalen Wert „Leben" gerichtet. Demge-
genüber bleibt die nachträgliche und subjektive Verzweckung auf 
das gesteigerte Nationalprestige sekundär und unerheblich. Das 
internationale Ansehen, diese vermeintlich unblutige Zielsetzung 
militärischer Optionen, kann die immanente Zielsetzung von Wal-
len und militärischen Optionen nicht überspielen. Sie sind Ver-
nichtungs- und Tötungspotentiale. Und das Suffizienzprinzip ver-
langt eine hinreichend qualifizierte Begründung dafür, daß diese 
Gefahr in Kauf genommen werden darf Ein anderes Argument als 
die Abwendung wirklicher Kriegsgefahr, elementarer Freiheitsbe-
drohung für das eigene oder verbündete Völker kann hier nicht 
gelten. 
Im sittlichen Anspruch des Tötungsverbots liegt ein erstes 
grundlegendes Rationale des Suffizienzprinzips wie aller 
Abrüstungsbemühungen. Darauf bezogen ist Rüstung „Gelegen-
heit zur Sünde", die man zwar nicht in jedem Falle meiden muß, 
für die man jedoch stets unter strenger Beweispflicht verbleibt. Der 
technologische spin-off genügt diesem Anspruch so wenig wie die 
Sicherung von Arbeitsplätzen — politische Ziele, die auch anders als 
durch Rüstung erreicht werden können. 
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Die I lochrüstung, die dem 1. Weltkrieg vorausging, war 
offensichtlich anders begründet. Blieb die Rüstung Preußens eine 
rein nationale Entscheidung, so erfuhren sich das Kaiserreich wie 
alle Großmächte um die Jahrhundertwende im Zwang einer impe-
rialen Uniwelt. Militärische Stärke wurde zur Bedingung für 
Selbstbestimmung und Freiheit. Dies hielt man für einen guten 
Grund. Und das mag ein Stück weit auch zutreffen. Hier deutet 
sich jedoch eine zweite Facette des Suffizienprinzips an. Es geht 
nicht nur um Entscheidungen, die innerhalb des nationalen Be-
reichs verbleiben, sondern auch um die Gestaltung des interna-
tionalen Systems und seiner Bedingungen für Rüstungskontrolle 
und Abrüstung. Das Zeitalter des Imperialismus ging — der Tradi-
tion des Wiener Kongresses folgend — wie selbstverständlich davon 
aus, daß nur die Großmächte ein Recht auf Selbstbestinmu 
besäßen. Es fehlte jedwede Schranke, durch die Gelüste eines star-
ken gegenüber einem schwachen Staat begrenzt würden. Zwischen 
absolut souveränen Staaten bestand der Naturzustand weiter. Wer 
dieses System tolerierte und sich als Starker in der ihm zuge-
wiesenen Täterrolle sonnte, verstieß gegen eines der timdamen-
talsten moralischen Prinzipien, das der Unparteilichkeit oder der 
Goldenen Regel. 
Im Matthäusevangelium dient die Goldene Regel als ein Ar-
gument für das Ethos der Bergpredigt: „Alles, was ihr wollt, daß 
euch die Menschen tun, das tut auch ihnen." (Mt 7,12) Diese Gol-
dene Regel fordert Unparteilichkeit: Niemand darf für sich ein 
Recht beanspruchen, das unter gleichen Bedingungen nicht auch 
allen anderen zukäme. Sie verpflichtet individuell wie sozial zur 
Generalisierung von Rechten und Pflichten: Auch kein Staat darf 
sich Rechte nehmen, nur weil er er ist, und sie ceteris parihus 
anderen Staaten absprechen. Diese Verpflichtung gilt sittlich, d.h. 
unbedingt, in der Sprache Kants als „kategorischer Imperativ". 
Hieraus ergeben sich unmittelbare Auswirkungen auf die Suffi-
zienzforderung an nationale Rüstung: I)as Recht auf gesicherte 
Selbstbestimmung kommt jedem Staat zu — gleich oh groß oder 
klein. I)as internationale System hat sich an diesem Ziel auszu-
richten. 
Nicht streng an Suffizienz ausgerichtete Beschaffung mili-
tärischer Optionen bewirkt hei anderen Gefihrdungsängste, die 
durch verbale Beteuerungen eigener Friedlichkeit nicht behoben 
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werden können. Bei Rüstungsvorhaben muß die Völkergemein-
schaft, müssen allen voran die Nachbarn ein halbwegs vernünftiges 
Rationale erkennen können. Dies zu verlangen bedeutet keine 
Einmischung in innere Angelegenheiten eines souveränen Staates. 
Rüstung transzendiert aus seiner Natur heraus nationale Grenzen. 
Und wenn die Völkergemeinschaft sich auf ein absolutes Gewalt-
verbot in den internationalen Beziehungen festgelegt hat, kann sie 
Rüstungen nicht zu inneren Angelegenheiten souveräner Staaten 
zählen. 
Drittens treffen wir im Völkerbund erstmals in der Neu-
zeit eine Internationale Organisation, deren Satzung das Recht zum 
Krieg (ius ad bellum) einer Regelung unterwirft und so der freien 
Entscheidung nationaler Souveräne entzieht. Dieser Ansatz wird 
1 928 im Briand-Kellogg-Pakt zur Kriegsächtung und 1945 in der 
UNO-Satzung zum Verbot von Gewaltandrohung und -anwen-
dung im internationalen Verkehr weiterentwickelt. Verteidigung 
wird so internationalisiert, zur Aufgabe der organisierten 
Staatengemeinschaft. Nationale Sicherheitspolitik steht fortan 
gebieterisch vor der Frage, welche Sicherheit auf welcher Ebene 
erhältlich ist: Je glaubwürdiger regionale oder globale Sicherheits-
systeme werden, umso mehr wird sich nationale Rüstung auf deren 
Stärkung reduzieren und in Bündnisoptionen vernetzen müssen. 
Nationalstaatlich enges Denken wird sich zwingend zu universaler 
Solidarität öffnen müssen. Diese Forderung nach Universalismus 
gründet letztlich in der gleichen Würde aller Menschen wie im 
gleichen Recht jedes Staates, das Gemeinwohl seines Volkes zu 
besorgen. 
Unmittelbar im Zusammenhang mit dieser globalen Sicht 
steht viertens das Gerechtigkeitsargument. Rüstung bindet hu-
mane wie materielle Ressourcen, die anderweitig fehlen und so in 
einen circulus vitiosus hineinführen: Die zur friedlichen Lösung 
internationaler Konflikte erforderlichen Mittel bleiben durch Rü-
stung gebunden und umverfügbar, folglich eskalieren die Konflikte, 
was seinerseits wieder zur Begründung von noch mehr Rüstung 
führt. Dieses Argument verfängt heute umso mehr, als von den 
Politikwissenschaften bis zum Völkerrecht der friedenspolitische 
Schwerpunkt von der Intervention auf die Prävention verlagert 
wird. Bauten die Väter der UNO-Charta noch auf die militärische 
Übermacht der fünf Siegermächte und deren Fähigkeit, Vergehen 
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gegen das Gewaltverbot der Charta weltweit und effektiv entge-
genzuhalten, so wächst heute die Überzeugung, daß eine effiziente 
militärische Konfliktbeendigung eher die Ausnahme sein wird. 
Darüber hinaus gerät das vielbeschworene Kriterium der ultima 
ratio für militärische Einsätze im Rahmen der UN in eine geflihrli-
che Schieflage, wenn man Mittel, mit denen der anstehende Kon-
flikt friedlich hätte gelöst werden können, für militärische Optio-
nen gebunden hat. Die Sozialbindung des Eigentums endet nicht 
an den nationalen Grenzen. Galt dies immer schon als sittliches 
Prinzip, so erhält es heute erhöhte friedenspolitische Bedeutung: 
„Gerechtigkeit schallt Frieden" überschrieb die Deutsche Bischofs-
konferenz 1983 ihr Friedenswort; man kann diesen Titel wei-
terführen: „Ungerechtigkeit schafft Krieg". Übersuffiziente 
Rüstung bindet Ressourcen, läßt damit Armut und Ungerech-
tigkeit bestehen und bedroht in einer klein gewordenen Welt die 
Sicherheit aller. 
3. Sqflizienzaspekte in politischen Ii.rniien 
Interessanterweise trifft sich diese ethische Analyse weitgehend 
wenigstens mit der deklarierten Logik politischer Rüstungskon-
troll- und Abrüstungsverträge. 
Erstens argumentiert der „Vertrag über die Nichtver-
breitung von Kernwaffen"' von 1968, es würde „die Verbreitung 
von Kernwaffen die Gefahr eines Atomkrieges ernstlich erhöhen" 
(Einleitung). Die Beurteilung von Waffen setzt nicht an irgendwel-
chen sekundären Verzweckungen an, sondern an deren ureigenem 
Telos, an den Kriegsschäden und der Tötung von Menschenleben. 
Zweitens finden wir „Allgemeine und vollständige Ab-
rüstung"' als Ziel in der Präambel zahlreicher Rüstungskontroll-
und Abrüstungsverträge. So benennt Sah I die „Absicht, zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt die Beendigung des nuklearen Wett- 
67 in: Völkerrechtliche Verträge. hrsg. v. Albrecht Randelzhoti.r. 5. neubvarbei-
wte Autl., Nordfingen 1991, 445-452, Art. VI 
68 Wenngleich Medley Bull (The Objectives o1 Arms Control, in: Dis-
arm:  •nt and Econontic Development, cd. hy Richard A. Falk ,und Saul 11. 
Mendlovitz, New York 196(7, 93-119) darin keine „totale" Abrüstung sieht, 
so dürften doch   solche militärische Optionen erhalten bleiben, die vom 
Konsens der Völkergeil•illschall getragen sind. 
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rüstens herbeizuführen und wirksame Maßnahmen zur Verminde-
rung der strategischen Waffen, zur nuklearen Abrüstung und zur 
allgemeinen und vollständigen Abrüstung zu treffen". 
Drittens binden sich im NPT-Vertrag nicht nur die 
Nichtbesitzer von Nuklearwaffen, sondern auch die Besitzer. Nach 
Art. VI, zu dem es auf Drängen der Nichtbesitzer kam, nehmen die 
Besitzer von Nuklearwaffen die Verpflichtung auf sich, ihre nu-
klearen Bestände abzubauen. Damit erkennen auch die Großen die 
Forderung nach Unparteilichkeit an: Wenn Gründe der Staatsräson 
den Nuklearmächten den Besitz erlauben, dann erlaubt dieselbe 
Räson den Nicht-Nuklearmächten wenigstens im Prinzip die Be-
schaftimg. 
Viertens erklärten die Vertragspartner sich 1968 „einge-
denk, ... daß die Ilerstellung und Wahrung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit unter möglichst geringer Abzwei-
gung menschlicher und wirtschaftlicher Ililisquellen der Welt für 
Rüstungszwecke zu fördern ist" (ebd.). Was sich ein reicher Staat 
an Rüstung zu leisten vermag, dient nicht als Meßlatte. Die Res-
sourcen „der Welt" bilden den Bezugspunkt. Wer sie durch Rü-
stung verbraucht, fällt keine nur nationale Entscheidung. 
Diese universalistische Perspektive zeigt sich fünftens auch 
wenigstens als Anspruch in der Erklärung der Staats- und Regie-
rungschefs auf dem Londoner Weltwirtschaftsgipfel 1991. Mit 
Blick auf den Golfkrieg und die ihn ermöglichende Überrüstung 
des Irak heißt es in der „Erklärung über den Transfer konventio-
neller Waffen und die Nichtverbreitung von ABC-Waffen (16. Juli 
1991)": „Die Verantwortung dafür, das erneute Auftreten solcher 
Gefahren zu verhindern, muß sowohl von Waffenlieferanten als 
auch Empfängerländern sowie von der Völkergemeinschaft ins-
gesamt getragen werden." (Europa-Archiv 1991, 1)415-418, 415) 
Die Völkergemeinschaft ist folglich involviert. 
Auf demselben Gipfel wird dann sechstens wenigstens 
bezogen auf den Irak das Suffizienzprinzip in der hier vorgelegten 
Form unterstrichen. Die irakische Waffenbeschaffung wird so 
charakterisiert, daß sie „die Selbstverteidigungsbedürfnisse weit 
überschreitet und seine Nachbarn bedroht". 
Siebtens wird auch in politischen Dokumenten der innere 
Zusammenhang zwischen Kriegsächtung und Abrüstung deutlich. 
Das Madrider KSZE-Folgetreffen vom 6. September 1983 verlangt 
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Abrüstung, „um der Pflicht der Staaten, sich der Androhung oder 
Anwendung von Gewalt in ihren gegenseitigen Beziehungen zu 
enthalten, Wirkung und Ausdruck zu verleihen". (Abschließendes 
Dokument des Madrider KSZE-Folgetreffens, in: Abrüstung —
Nachrüstung — Friedenssicherung, Textausgabe hrsg. v. Ingo von 
Mönch, Nördlingen 1983, 182-185, 1831). 
Militärische Optionen sind Tötungsoptionen, erlaubt nur, 
soweit erforderlich uni der Freiheit und Selbstbestimmung der 
Völker willen. Die Forderung nach „Allgemeiner und vollständiger 
Abrüstung" ist politisches Ziel, keineswegs Utopie, von der man 
heute schon weiß, daß sie stets anzustreben, nie jedoch erreichbar 
sein wird. Der Weg zu diesem Ziel liegt gewiß noch im Dunkel, er 
wird aber sicherlich lange und fallenreich sein. Was die Wehrpflicht 
betrifft, wird zu prüfen sein, ob ein ganzer Jahrgang junger Männer 
unter Waffen unbedingt erforderlich ist — aus nationaler Perspekti-
ve, aus der der NATO, letztlich aber aus der Sicht der Völkerge-
meinschaft, in der trotz aller gegenwärtiger Rückschläge Aussicht 
besteht, daß internationale Sicherheit zunehmend unabhängig wird 
von militärischen Optionen. Alle Begründungen der Wehrpflicht, 
sei es die „Schule der Nation" bei den preußischen Retiirmern, sei 
es das gerne zitierte dictuni des Bundespräsidenten Theodor 1 leuß 
vom „legitimen Kind der Demokratie" vermögen kein eigenständi-
ges Rationale für übersuffiziente Rüstung zu schaffen, erweisen 
sich vielmehr als moderne sekundäre Verzweckungen. 
Ethische Perspektiven einer 
europäischen Friedensordnung 
1. Zur 1:Hallosiel:dr im ,egi'mpiirtigen Europa 
Kürzlich herrschte eine Fernsehmoderatorin den Abgeordneten 
1 lins-Dietrich Genscher geradezu an, wann die europäische Politik 
in Jugoslawien den großen Worten endlich Taten fidgen lasse. Der 
ehemalige Außenminister fragte zurück, an welche Taten die Dame 
dächte. Mehr als die militärische Karte fiel ihr nicht ein. Doch 
gerade Militärexperten warnen im Fall Jugoslawiens vor großen 
1 toifirnngen auf eine substantielle Problemreduktion via 
Kampfeinsätze. Der Krieg in Jugoslawien und der Krieg um Kuwait 
sind militärstrategisch kaum vergleichbar. Der Golfkrieg bildete 
eher eine Episode, die Ausnahme. Die Erfahrungen der USA in 
Vietnam, die der Sowjetpolitik in Afghanistan setzen sich in Jugo-
slawien fort: Die ultima ratio militärischer Kampfbeendigung ist 
keine panurgia, kein Alleskönner, der in jeder politisch entglittenen 
Situation der Zerstörung ein Ende setzen könnte. Damit geht eine 
Epoche zu Ende, ein Kernstück des Politikverständnisses im Euro-
pa der Neuzeit. Diesem Typ von Außen- und Sicherheitspolitik, 
dessen Leistungsgrenze nun erreicht ist, möchte ich etwas aus-
führlicher nachgehen. 
1 640 bestieg Friedrich Wilhelm, später der Große Kurfürst 
genannt, den brandenburgischen Thron. Sein Vater hatte während 
des 30-jährigen Kriegs den Versuch unternommen, Brandenburg 
und seine verstreuten Besitzungen durch neutrale Politik und 
geschickte Diplomatie aus den Kriegswirren herauszuhalten'. Die-
ser Versuch scheiterte. 1640 waren die rheinischen Besitzungen 
Brandenburgs von holländischen und spanischen Truppen ein- 
69 VtI. Gordon A. Craig, Die preußisch-deutsche Armre 1640-1945, Düssel-
dorf 1980, 1911 
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geschlossen, Ostpreußen drohte sich zu trennen, Brandenburg 
selbst war bis auf Berlin und einige Festungen von ausländischen 
Truppen besetzt. Friedrich Wilhelm reagierte in äußerstem Staats-
notstand. Was fiel ihm ein? Er rt.stimnierte die Armee, entließ 
unfähige und marodierende Söldner, befreite dadurch die Bevöl-
kerung von deren Erpressungen und erwirkte von den Landständen 
die Steuerbewilligungen zum Aufbau eines qualifizierten, diszipli-
nierten und kampftüchtigen 1 leeres. Anfangs bestand es aus ledig-
lich 2 500 Soldaten, noch im Laufe des Krieges wuchs es dann auf 
80N) Mann an. In seinem Politischen Testament von 1667 bemerkt 
der Große Kurfürst 11 Jahre vor seinem Tixl, politische Allianzen 
seien gut, doch eigene Stärke sei besser. Diese habe ihn in Europa 
„considerabell" gemacht. Weil militärisch stark, war der I lohenzol-
ler auch unter den I lerrschern Europas angesehen. Und diese Lehre 
haben seine Nachfolger dann ad verbuni beherzigt. Ihr zentrales 
politisches Anliegen blieb die Armee. Auf sie hin zielte die Orga-
nisation der Staatsverwaltung wie zugleich die Politik gegenüber 
den Ständen, die für Steuerbewilligungen zuständig blieben. Und 
daß dann gerade der „Antimachiavelli" Friedrich der Große sich die 
Frage stellte, warum sein Vater eigentlich eine so starke Armee auf-
gebaut habe, wenn er sie nicht zum Krieg, zur Eroberung, zur Aus-
weitung Preußens benutzte, verwundert eigentlich nicht mehr. 
Der oft beschriebene preußische Militarismus war dabei 
keineswegs ein Exot im neuzeitlichen Politikverständnis Europas. 
Frankreich hatte als erster Staat die Zeichen der Neuzeit erkannt, 
verwirklichte in Perfektion den souveränen Nationalstaat, wie ihn 
der Friede von Münster und Osnabrück geschaffen, Jean Bodin 
und Thomas 1 lobbes theoretisch dargetan hatten. Es war ein Staat 
mit straffer Verwaltung und schlagkräftiger Armee, getragen von 
einer nationalen Idee, der „Staatsraison", und von «  merkantilisti-
schem Denken, in dem eines sicher schied": Die ökonomischen 
Interessen der Staaten stehen notwendigerweise einander entgegen. 
Gewinne des einen bedingen Verluste des anderen. Außenhandel 
wird zum Nullsummenspiel. So ist für Colbert der ständige I fan-
delskrieg unvermeidbar. In der Mitte des 18. Jahrhunderts werden 
70 Heinz Gollwitzer, Geschichte des weltpolitischen Denkens, 11d. I: Vom 
Zeitalter der Entdeckungen bis zum Beginn des Imperialismus, Göttingen 
1972, 148 
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ihm David I lume und Adam Smith widersprechen und für den 
Freihandel kämpfen. Do(-11 der souveräne Staat Frankreich erreich-
te über Richelieu und Mazarin im Reich Ludwigs XIV. zunächst 
einmal die Machtfülle einer vermeintlichen „Universalmonarchie". 
Und der Niedergang wurde wiederum militärisch eingeläutet. 
In dieses Bild paßt das sog. freie Kriegsführungsrecht des 
souveränen Nationalstaates der Neuzeit, der absolut souveräne 
Fürst, den der Friede von 1648 gebar. Die mittelalterlich-universa-
listischen Ordnungsvorstellungen hatten einem langen Autlö-
sungsprozeIP unterlegen. Er beginnt bereits im 13. Jahrhundert 
mit den italienischen Fürstentümern und Stadtrepubliken. 1270 
läßt Karl von Anjou, König von Neapel und Sizilien, die Gesetze 
seines Vorgängers Friedrichs II. sammeln. Demnach bleibt der Kai-
ser rechtlich (de itire) alleiniger Weltherrscher, tatsächlich (de 
facto) aber regiert der König von Sizilien als „Kaiser in seinem 
Reich" (imperator in regno suo). Dem tölgen andere. Sie lösen sich 
aus feudalen Bindungen und verstehen sich als Gemeinwesen, die 
auf Erden keinen I löheren anerkennen (civitates superiorem in 
terris non recognoscentes). Diese Praxis wird dreihundert Jahre 
später durch Jean Bodin und dann durch Thomas l lobbes zu Ende 
gedacht und zu Papier gebracht. Sie mündet ein in den absolut 
souveränen Territorialstaat der Neuzeit. Daß er auf Erden keinen 
Höheren anzuerkennen hatte, implizierte vieles, nicht zuletzt eben 
jenes absolut freie Recht zum Krieg (ius ad bellum). 
Jedenfalls findet sich die Neuzeit weitgehend damit ab, 
daß es im zwischenstaatlichen Streit keinen Richter gibt und geben 
kann. So schränkt auch der Wiener Kongreß das Kriegsrecht der 
Staaten keineswegs ein. Lediglich hofft er, Kriege dadurch weniger 
attraktiv zu machen, daß ein Kräftegleichgewicht der fünf euro-
päischen Großmächte die Aussicht auf Sieg und Gewinne redu-
ziert. Und wie weit die christlichen Fürsten auf dem Wiener Kon-
greß von unseren Vorstellungen über eine tragfähige Friedensord-
nung entfernt waren, wird darin deutlich, daß jede der Großmächte 
ihr Reich auch kriegerisch erweitern durfte, wenn nur das Gleich-
gewicht insgesamt nicht angetastet würde, d.h. wenn auch andere 
71 Paulus A. 1 lausmann, Die Spuren der Treuga Dei im Völkerrecht, oder: vorn 
Wandel des Friedensverständnisses, in: Georg Pickt und Constanze Eisen-
hart (I lrsg.), Frieden und Völkerrecht, Stuttgart 1973, 235-294, 238 
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Staaten ihre Machtsphäre in vergleichbarer Weise vergrößern könn-
ten. Die kleinen Staaten Europas waren Pufferzonen der großen". 
Das war der Preis des Friedens im Jahre 1815. Man sieht, wie 
unendlich weit der Weg war bis Pius XII. das Selbstbestimmungs-
recht für alle Völker — „oh groß oder klein" — verlangen konnte. 
So wird auch verständlich, daß das Prinzip der „Nichtein-
mischung in die inneren Angelegenheiten eines souveränen Staa-
tes", betont von der UNO-Charta bis zur KSZE-Schlußakte von 
lelsinki, einen positiven Meilenstein bildete — die Absage an Jahr-
hunderte, in denen sich die Mächtigen unter missionarischen oder 
zivilisatorischen Vorwänden nahezu beliebig bei den Machtloseren 
einmischen und bedienen durften. 
Und war diese „souveräne Gleichheit aller Staaten" gewiß 
historisch gesehen ein erheblicher Fortschritt, so wird die Ambiva-
lenz dieser These heute in Jugoslawien wie weltweit deutlich. Darf 
oder muß die Staatenwelt wenngleich empört hei Pogromen 
zuschauen, wenn sie denn von einer souveränen Staatsmacht 
begangen werden? I landelt es sich hei Menschenrechtsverletzun-
gen überhaupt um nicht-justitiable innere Angelegenheiten souve-
räner Staaten? Diese Fragen sind keineswegs originell. In der „Kon-
vention über die Verhütung und Bestrafung des Völkermords" vom 
9.12.1948 wurde der Völkermord nicht nur zum Delikt erklärt. Es 
wurden auch Verfahren vorgesehen, diesen selbst dann zu sanktio-
nieren, wenn er von einer souveränen Staatsführung begangen 
wurde. Die entsprechenden Gerichtshöfe wurden zwar nicht ein-
gerichtet, doch Dachau oder Buchenwald können timan nicht 
mehr als „innere Angelegenheiten" gewertet werden. Auch das Ver-
hältnis von staatlicher Souveränität und Menschenrechtsver-
letzungen wurde in der letzten Zeit in höchsten politischen Gre-
mien einer Klärung nähergebracht — beim Rat der KSZE, im „Aus-
schuß hoher Beamter". Und die Antwort lautet: Ein Vorgehen 
gegen Menschenrechtsverletzungen 1:int nicht unter das 
Einmischungsverbot. Diese Antwort ist richtig. Ohne sie wäre eine 
tragfähige Friedensordnung in Europa nicht möglich. Doch sie ist 
nicht hinreichend — sie muß in zwingendes Europarecht umgesetzt 
und institutionell gesichert werden. Und dies bedeutet eben mehr 
72 Vgl. Gordon A. (:rafft; und Alexander L. George, Zwischen Krieg und Frie-
den. Konfliktlösung in Geschichte und Gegenwart. München l98-f 
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als notfalls „Krisenreaktionskräfte" zu entsenden. Was hier möglich 
und zu leisten ist, wer damit welche Probleme hat, wird uns weiter 
unten nochmals beschäftigen. 
Kehren wir zunächst zurück zum entscheidenden 
Umbruch des westlichen Politikverständnisses. vor allem zu dessen 
Entmilitarisierung. Woodrow Wilson war bekanntlich der Präsi-
dent, unter dem die USA in den ersten Weltkrieg eintraten. Wilson 
war vor seiner politischen Karriere 20 Jahre lang Professor der 
Rechtswissenschaften an der Universität Princeton, hatte Kant im 
Original gelesen und blieb zeitlebens von dessen Friedensvor-
stellungen beeinflußt. Mehr noch als die Napoleonischen Kriege 
ein Jahrhundert zuvor hatte der Erste Weltkrieg die Denkenden 
aufgerüttelt: Er war ungemein überflüssig und zugleich Quelle 
unglaublicher Verluste und Schäden. Er hatte den 11ot-timngen, 
man könne den Krieg bis zur Erträglichkeit einhegen und humani-
sieren. ein Ende gesetzt"'. Zugleich hat er die entsetzlich kriegsbe-
geisterte Literatur dem Reißwolf überantwortet, die um die Jahr-
hundertwende den Frieden als kulturelle Erschlaftimg diskreditier-
te und dann im Weltkrieg beispielsweise die epochale Auseinander-
setzung zwischen deutschem I leiden- und englischem Händler-
geist sah". 
1 917 unternimmt Wilson einen Versuch, den Krieg zu 
beenden. Doch strebt er nicht nur einen Waffenstillstand wie so oft 
an. Ihm schwebt eine substantiell neue Art künftiger internationa-
ler Beziehungen vor. Es geht ihm wie Kant dartun, nicht nur die-
sen, sondern jeden Krieg in einem Friedensbund zu überwinden. 
Der Versuch der Kriegsbeendigung scheiterte zwar ebenso wie 
73 Zwar gab es auch nach 1918 noch IwIlizistische Verharmlosungen der 
Kriegs,:chäden: Wilhelm Steinmetz hatte in _Philosophie des Krieges" (Leip-
zig 1907) die in künftigen Kriegen zu erwartenden Verluste als eher klang-
los prognostiziert. D.  kam die Erfahrung des Ersten Weltkrieges. In der 
neubearbeiteten Zweitauflage _Soziologie des Krieges" (Leipzig I928) singu-
larisiert Steinmetz dann diesen Krieg zur Ausnahme - die folgenden Kriege 
würden seiner ursprünglichen Prognose folgend ..... erträgliche Schäden 
zur Folge haben. Doch im Gegenatz zur jahrl ...... lertwende mangelte es 
derartigen Prognosen nun an ( ;Link% tirdigkeit. 
74 Werner.  Sombart. Händler und I leiden. Patrionsdic liesinnung. München 
1915. Doch bleibt Sombart in dieser Richtung keineswcgs 1:111 Unikat. Selbst 
bedeutende Kirchenmäner haben sieh außerordentlich _patriotisch" zu die-
sem Krieg geäußert. 
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danach der von Papst Benedikt XV. in "Des les dehuts". Doch 
bedeutete dies nicht das politische Ende der Wilsonschen Politik-
vorstellungen und Ideale. 
Die Satzung des Völkerhundes blieb zwar weit hinter den 
Ideen Wilsons zurück, doch in einem Punkt tilgte sie ihm und 
beendete damit eine ganze Epoche, die nämlich des „freien Kriegs-
führungsrechts" und damit die des "klassischen" Völkerrechtsm. 
Die Mitgliedsstaaten unterwerfen ihr ins ad bellum erstmals einem 
internationalen Regelwerk und beschneiden damit ein Stück ihrer 
absoluten Staatssouveränität. Dies ist das epochal Neue, das Ende 
des freien Kriegsführungsrechts. Und wenn auch Wilson für den 
Beitritt zum Völkerbund im eigenen Land keine Mehrheit findet, 
wirken seine Ideen weiter. Im Briand-Kellogg-Pakt von 1928 
gelingt erstmals eine absolute Kriegsächtung. Und da die weit 
überwiegende Mehrheit der damals souveränen Staaten diesen Pakt 
unterzeichnete, ist der Krieg fortan geächtet im Sinne eines zwin-
genden Völkerrechts (ins cogens). Einen Krieg zu beginnen — oder 
in den Worten der UNO-Charta die Androhung oder Anwendung 
von Gewalt in den internationalen Beziehungen -, steht nicht mehr 
im Beliehen des Nationalstaats, unterliegt vielmehr supranatio-
nalem Recht, einer neuen Qualität von Völkerrecht. I her werden 
die Planungen einer regionalen oder globalen Friedensordnung 
ansetzen müssen. 
Nun käme es einem tragischen Irrtum gleich, in einer 
neuen Form von Militarisierung des Friedensdenkens die umfassen-
de UNO-Ordnung oder auch die regional-europäische Friedens-
ordnung auf die beiden naheliegenden Elemente einzuengen: Völ-
kerrechtlich verbindliche Kriegsächtung plus militärisches Vorgehen 
gegen den Staat, der dennoch Gewalt in seiner Außenpolitik 
androht oder gar anwendet. Beide Elemente sind in einer effektiven 
Friedensordnung unerläßlich, konstituieren sie jedoch noch keines-
wegs. Und die Frage der Fragen lautet dann: Was muß hinzukom-
men? Welches Politikverständnis, welche zusätzlichen Ansätze hie- 
75 Vgl. hierzu die einschlägigen Passagen bei Otto Kimminich, Religionsfrei-
heit als Menschenrecht. Untersucl g zum gegenwärtigen Stand des 
Völkerrechts, Mainz und München 1990 (Entwicklung und Frieden 52) 
sowie ders., Einführung in das Völkerrecht. 4. Aufl.. München-London-
New York-Paris 1990 
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ten sich an, um Konflikte, mit denen Politik stets rechnen muß, 
möglichst sicher, auf Dauer friedlich und gewaltfrei zu lösen? Dies 
alles erwartet man nämlich zu Recht von einer europäischen oder 
irgendeiner anderen regionalen oder globalen Friedensordnung. 
In einer Art Zwischenbilanz läßt sich sagen: Die Friedens-
herausforderung, vor der wir uns gegenwärtig befinden, ist eigent-
lich nicht neu, keineswegs das Produkt des beendeten Ost-West-
Konflikts. Dieser war eher ein unerfreuliches Intermezzo. Gewiß 
wirkte er für eine umfassende Friedensordnung insofern störend, 
als beispielsweise in den politischen Strukturen wie im breiten 
Bewußtsein demokratische Entwicklungen nicht stattgefunden 
haben, Lernzeit vergeudet wurde. Zugleich hat der Ost-West-Kon-
flikt für uns im Westen die Friedensherausforderung erheblich ver-
zerrt und verniedlicht. Wir konnten uns als Verfechter der Men-
schenrechte, des Selbstbestimmungsrechts der Völker und ähnlich 
hoher Werte darstellen und in uns die Überzeugung nähren, die 
Friedensgefährdung entstamme ausschließlich und lediglich der 
ideologischen Sowjetpolitik, friedensdienliche Strukturreformen 
des internationalen Systems unterblieben lediglich auf Grund 
uneinsichtiger Politik des Kremls. Auf der I lintergrundfolie des 
Stalinismus war westliche Politik in der Tat die bessere Alternative 
— auch in Sachen Frieden. Nun aber steht sie auf dem Prüfstand, 
oh sie wirklich die Krati zu einer neuen Qualität aufbringt und den 
Erfordernissen einer stabilen supranationalen Friedensordnung 
gerecht wird. 
Nicht um Pessimismus zu fördern, vielmehr um die eigenen 
Probleme und Defizite, die zugleich Aufgaben sind, zu verdeutlichen 
— nochmals eine kurze Erinnerung an unsere politischen Vorstellun-
gen selbst im Umbruch des Ostblocks. Allgemein war das Bedauern 
über den Zerfall des Staates Jugoslawien, ja selbst der Warschauer Ver-
tragsorganisation, erst recht der Sowjetunion. Pate stand hierbei ein 
Modell neuzeitlicher Staatsentwicklung: Drei Etappen führten vom 
ständischen über den absolutistischen zum konstitutionellen Staat`'. 
Zunächst erhob sich ein Territorium über die mittelalterliche Diversi-
fikation von 1 lerrschaft bei Kaiser, Fürsten, Bischöfen, Ständen, Parla- 
76 Vgl. Heinrich Otto Meisner, Staats- und Regierungstimnen in Deutschland 
seit dem 16. Jahrhundert, in: Die Entstehung des modernen souveränen 
Staates, hrsg. v. l lanns 1 lullen 11ot-wann, Köln-Berlin 1967, 321-350, 321. 
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Parlamenten oder Städten'. Herrschaft wurde in dieser ersten Phase 
beim Territorialstaat monopolisiert. Es tilgte in einer zweiten Etappe 
die gewaltsame Zusammenschmelzung mehrerer Territorien unter 
einem 1 Ierrscher — wie die Literatur gewählt sagt, wurden diese Gebie-
te „herrschaftlich zusammengefügt", was sachlich dasselbe meint. In 
einer dritten und letzten Etappe erreichte die Entwicklung ihren 1 löhe-
punkt. Auf ihr „schließen sich die bisher nur nach außen als Ganzes 
erscheinenden ‚Linder und Provinzen' auch innerlich im Bewußtsein 
der Regierten ... zu einer Einheit zusammen". Was sowjetische und 
jugoslawische Selbstdarstellung lange Jahre irrigerweise propagierte. 
diese dritte Etappe habe sich auch dort ereignet, es gäbe nun eine 
sowjetische oder eine jugoslawische Nation, erhielt plötzlich auch im 
westlichen Lager den Rang eines Friedensessentials. Erste Autlö-
sungstendenzen in diesen Staaten wurden als „Tribalisnms", als Rückfall 
in überholtes Stammesdenken gebrandmarkt. Allenfalls die Abspal-
tungstendenzen der baltischen Staaten stießen auf einen Rest an Ver-
ständnis. Ansonsten schien zu genügen, daß Gorbatschow sich zur 
Demokratie bekannte und ein Ende der destruktiven Sowjetpolitik hei 
der UNO in Aussicht stellte. Uni mit Kant zu sprechen. konnte man 
so hoffen, daß nicht nur dieser, sondern jeder Krieg angesichts dieser 
Machtkonzentration der Super machte verhindert werden könnte. Erst 
recht würde sich diese 1 lottitung auf Europa beziehen. zu dem im 
Rahmen der KSZE ja auch die USA und Kanada gehören. M.a.W. wie-
derum stand ein Machtfriede in Aussicht. Ob er den ethischen Vor-
stellungen über eine Friedensordnung entspricht, bleibt ebenso die 
Frage wie, oh er sich denn als politisch vernünftig erweist. 
2. Zielkonturen aus ethischer Perspektim 
Gewiß ist und bleibt es ratsam, sich mit dem II. Vatikanischen Konzil 
zu gewärtigen, daß Krieg droht, solange die Menschen Sünder sind. 
77 1 her genau kommt Jürgen Dennert (Ursprung und Begriff der Souveräni-
tät, Stuttgart 1964. 58) der Souveränitätsbegriff zur Wirkung. Souveränität als 
„Gleichst...ming von Gemeinwesen und I lerrschaftsausübung bedeutet schon 
auf den ersten Blick eine Absage an die Antfissiang. daß res publica ein 
Gegen- und Miteinander voll geistlichen Fürsten, Kammbern, Ständen und 
Parlamenten ist. Nach der neuen I )rtinmoll ist das Gemeinwesen kein schier 
unüberschaubar verwickeltes Netzwerk ccm Rechten. Gewalten und 
Immunitäten mehr." Jlerrschati über mehrere I Uishalte", ja über .dle I laus-
halte \\ rd spätestens bei Boden zum Strukturprinzip des Staates. 
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Doch nicht weniger gewichtig ist der Folgesatz, daß die Gefahr des 
Krieges in dem Maße überwunden wird, als sich die Menschen „in 
Liebe vereinen". Dies mag auf einen ersten Blick zwar fromm, aber 
politisch unbrauchbar erscheinen. Und tatsächlich ist es eine der 
schwierigen Aufgaben einer theologischen Ethik, derartige 
Grundsätze in eine Form zu übersetzen, die auch außerhalb der eige-
nen Glaubensgemeinschaft als gehaltvoll erkannt und konsensfähig 
wird. Die katholische Soziallehre' wie auch die offizielle kirchliche 
Friedenslehre sehen in den Menschenrechten als Entfaltung der 
menschlichen Würde eine solche Übersetzung für unsere Zeit. 
Dabei hat sich gerade die katholische Kirche über lange 
Zeit gegen die gängigen Menschenrechtspositivierungen ausge-
sprochen. Sie hat dabei Fehler begangen und sich korrigiert, etwa 
mit Bezug auf die Religionsfreiheit. Andererseits aber hat die Ent-
wicklung der Menschenrechte gerade hei den Vereinten Nationen 
eine Richtung eingeschlagen, die sie für meine Kirche immer 
akzeptabler und attraktiver machte. Dies wurde bereits hei Plus 
XII. deutlich, weltweit augenCillig jedoch in der Friedensenzyklika 
„Pacem in terris" von Papst Johannes XXIII. 
Schon hei der UNO-Konstitution 1945 in San Francisco 
und zuvor bei der Erarbeitung der Charta war es deutlich, daß die-
ses Friedenskonzept einer Menschenrechtsdeklaration bedarf 
Doch die dazu erforderliche Einmütigkeit lag nicht vor. So dele-
gierten es die Gründer an die UNO, sich uni einen solchen Men-
schenrechtskatalog zu bemühen. Erstes Ergebnis war die 
Menschenrechtsdeklaration von 1948. Es handelte sich im Schwer-
punkt um die klassischen Freiheitsrechte der westlich-liberalen 
Tradition. In der zweiten Dekade''' strömte bekanntermaßen eine 
78 Dies ist dabei keineswegs im exklusiven Sinne gemeint. Auch für viele Ver-
treter der Evangelischen Sozialethik dienen die Menschenrechte als Brücke 
zwischen der biblischen Liellesünderung und einer systematischen Sozial- 
ethik. Vgl. Gerhard Beeste ....... 11er, Möglichkeiten und Grenzen einer 
ök .......•Wischen Sozialethik. Eine Tagungsnachlese, in: Catholica 4/1991, 290- 
308 sowie ders., Ökumenische Sozialethik: Konfessionelle Pluralität in der 
Einheit einer Theologie der Menschenwürde und -rechte?, in: Catholica 
4/1992, 273-2811 
79 Zur Entwicklung der Vereinten Nationen seit 1945 vgl. Wilhelm G. Grewe, 
Entstehung und Wandlungen der Vereinten Nationen, in: Bruno Si llllll a 
(Hrsg.), Charta der Vereinten Nationen. Kommentar, München 1991, 
XXIII-XLIII 
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Vielzahl junger, aus kolonialer Bevormundung entlassener Staaten 
in die UNO ein. Sie negierten die 48-er Deklaration nicht, hielten 
sie jedoch dezidiert für erweiterungsbedürftig. Dies führte 1 966 zu 
den beiden sog. Menschenrechtspakten'. Dies war ein entschei-
dender Durchbruch, der 1961 hei der Veröffentlichung von „Pacem 
in terris" vorauszusehen war und dort bereits antizipiert wurde: 
Nun war deutlich, daß Menschenrechtskataloge stets nach vorne 
offen sind, daß in keinem von ihnen die Würde des Menschen 
umfassend dargestellt ist, daß tickre Einsicht in diese Würde auch 
zu immer neuen Rechten und Pflichten führen wird. 
Wie Benedikt XV. es 1917 an die Regierungschefs schrieb, 
soll in einer umfassenden Friedensordnung an die Stelle der Wal-
fengewalt die Macht des Rechts treten. In diese Richtung bedeutet 
die UNO-Arbeit an den Menschenrechten einen Meilenstein. 
Dennoch, häufig hört man den Einwand, die Menschenrechtstradi-
tion sei typisch abendländisch, schon der islamischen Welt fremd. 
Und diese Welt ragte immer schon mit der Türkei weit nach Euro-
pa hinein. Heute verschärft sich das Problem noch dadurch, daß 
die vielen Millionen Moslems im Süden der ehemaligen Sowjet-
union eigene Staaten bilden. Gewiß wird die islamische Welt sich 
nicht leicht mit der Gleichberechtigung von Mann und Frau oder 
mit der Religionsfreiheit abfinden. Sie werden die Menschenrechte 
lediglich nach Maßgabe der Scharia annehmen. Darin liegt ein 
schwieriges Problem, das sich jedoch vielleicht in der Praxis leich-
ter angehen läßt als in der Theorie. Und meine These würde dies-
bezüglich besagen, daß die Konsequenz, mit der die abendländische 
Staatenwelt die umfassenden Forderungen der Menschenrechte 
selbst umsetzt, darüber entscheiden wird, oh diese Rechtsbasis des 
internationalen Friedens zum Tragen kommt oder nicht. 
Um es an zwei Beispielen zu verdeutlichen: Wenn in der 
südlichen Welt der Eindruck entsteht, daß der UNO-Sicherheitsrat 
sich des Kurdenpogroms im Irak ergriffen annimmt, zugleich aber 
vielleicht schlimmere Pogrome in Nordosten Afrikas unbehandelt 
läßt, muß sich der Eindruck festigen, die Menschenrechtspolitik 
der UNO erfolge nicht aus dem universalen Respekt vor der 
811 ,,Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte vom 19.1k-
zeinher 1966" sowie „Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte vorn 19. Dezember 1966" 
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Würde aller Menschen, sondern in der Verfolgung westlicher Inter-
essen. Dann würde in den Augen vieler das Menschenrechtskon-
zept zu nichts anderem, als zu einer finessierten Schönfärberei alter 
nationaler Machtpolitik — wenn auch heute auf regionaler Ebene. 
Und ebenso argwöhnisch wird der Beobachter des Jugoslawien-
kontlikts fragen, warum denn das Embargo nicht konsequent 
durchgesetzt wurde, warum es trotz des weitergehenden Antrags 
durch die USA heim Verbot von militärischen Flugbewegungen im 
Sichereitsrat lediglich hei Wortforderungen blieb und keine Konse-
quenzen hei Nichtbeachtung genannt wurden. Gelten die Men-
schenrechte so wenig, daß selbst indiskriminatorische Bomberflüge 
gegen Zivilbevölkerung geduldet werden, um traditionell gute 
diplomatische und I landelsbeziehungen mit kriegführenden Staa-
ten nicht zu gefährden? 
Insofern steht und fällt die Chance einer regionalen Frie-
densordnung tiir Europa damit, daß die Menschenrechte in ihrer 
ganzen Breite ernstgenommen werden. Und wenn das Gemeinwohl 
eines Staates geradezu dadurch definiert wird, daß seine innere Ord-
nung allen Bürgern ein Leben in Würde und in Respekt vor ihren 
Rechten ermöglicht, dann stellt sich die Frage nach einer supranatio-
nalen Friedensordnung tiir Europa in ihrem Kern. Dann wird die 
Souveränität eines Staates immer dann an seine Grenzen stoßen, 
wenn sein Außenverhalten tiir einen anderen Staat gemeinwohl-
abträglich ist. Genau diesen Weg ist die Politik mit Kellogg-Pakt und 
UNO-Charta bezüglich des Krieges gegangen: Die Entscheidung 
zum Krieg unterliegt nicht mehr einzelstaatlicher Souveränität. Was 
aber, wenn es um die sozialen oder politischen Rechte geht? 
Seit Benedikt XV. verlangt die kirchliche Lehre, daß alle 
Staaten nicht nur ein Friedensrecht entwickeln, sondern dann auch 
nicht mehr Richter in eigener Sache bleiben, vielmehr ihre Konflikte 
bindend einem supranationalen Schiedsgericht unterwerfen. Dieser 
Ansatz wurde auch im 1 lelsinkiprozeß von der Schweiz eingebracht 
und zwar in aller Vorsicht: Mehr als die Informierung der Welt-
öffentlichkeit über den Schiedsspruch war nicht vorgesehen, und 
selbst dies nochmals nur mit Zustimmung aller Betroffenen. Der I II. 
Stuhl (Casaroli) unterstützte diese Initiative und begleitet sie seither. 
Eine solche Schiedsgerichtsbarkeit konnte 1973 in I lelsin-
ki vor allem angesichts sowjetischer Einwände nicht eingerichtet 
werden. Darüber hinaus zeigte das Expertentreffen von La Valletta 
73 
— Anfing 1991, also nach dem Ende des Kalten Krieges —, daß auch 
die demokratisch-liberalen Staaten des Westens begierig jedes Stück 
nationaler Souveränität verteidigen und sich nur äußerst zurück-
haltend supranationaler Rechtssprechung unterwerfen. Dies ist zu 
bedauern, entsteht doch der Eindruck, daß die europäische Frie-
densordnung letztlich der Sättigung immer noch nationaler Inter-
essen dient und keineswegs den Weg zu umfassender Solidarität 
und adäquater Problemlösung beschreitet. 
Auf diese Gefahr ist aus ethischer Perspektive hinzuweisen, 
doch eine andere Engführung des Friedensdenkens droht in gleicher 
Weise. Rechtssprechung und Rechtsdurchsetzung werden in einer 
Friedensordnung immer wieder die ultima ratio bilden. Doch eben 
ultima, nicht prima et unica ratio. Auch die Straßenverkehrsordnung 
lebt nicht nur von Verkehrsgerichten und -polizei. Sie bedarf der 
Akzeptanz durch die Bürger, der Verkehrserziehung für Kinder und 
Erwachsene, der Aufklärung, der Verkehrsberuhigung von Straßen. 
Und so gehört zur supranationalen Friedensordnung ein breiter 
Köcher an Strategien. Die Pariser Charta der KSZE-Staaten ist dies-
bezüglich lesenswert: Es werden Institutionen gefordert, zugleich 
aber zu „Foren" heruntergestuft. Man mag argwöhnen, dahinter 
stehe Angst vor der eigenen Courage. Doch in Wirklichkeit zeigt sich 
hierin viel politische Vernunft: Konflikte im Vorfeld zu bereinigen, 
ist die hervorragendste Leistung einer Friedensordnung. Dem dient 
beispielsweise das Konfliktverhütungszentrum, die Einrichtung des 
Rates der Außenminister, die sich wenigstens halbjährlich treffen. 
Ihm dient der Ausschuß hoher Beamter. Dies ist ein kluger Ansatz, 
Konflikte friedlich zu regeln, sich aus erster 1 land über Motive, Pro-
bleme und Entscheidungen zu infOrmieren, notwendigen Ausgleich 
zu vereinbaren, Kompromissfähigkeit zu entwickeln, Konflikten ihre 
Eskalationsdynamik zu nehmen. 
So berechtigt dieses behutsame I lerangehen sein mag, so 
wichtig es bleibt, Konflikte zu managen statt machtpolitisch zu 
regeln, wenn sie aus dem Ruder gelaufen sind — die letzte Glaub-
würdigkeit, an einer stabilen Friedensordnung interessiert zu sein, 
verleiht den Staaten die Bereitschaft, sich auch dann dem Recht zu 
unterwerfen, wenn es von ihnen Solidaritätsopfer verlangt. Und 
hier wird für mich unverständlich, wie gerade aus der neuesten 
Europapolitik die Bereiche Außen- und Sicherheitspolitik ausge-
klammert wurden. Offensichtlich ist die Verklammerung von 
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nationaler Souveränität und nationaler Verfügung über die Armee 
politisch noch so tief verankert, daß man hier lieber Richter in 
eigener Sache bleiben will. 
Bliebe dies auf Dauer, würde Europa auf die 1 lotThungen 
des Wiener Kongresses zurückfallen: Die christlichen Fürsten — das 
heutige Äquivalent hieße: demokratische Regierungen — garantie-
ren den Frieden. Zu Recht wird immer wieder darauf hingewiesen, 
daß die Chancen für eine supranationale Friedensordnung in Euro-
pa am besten stehen. Ungleich schwieriger stellt sich das 
Friedensproblem in anderen Weltregionen — nicht zuletzt im 
Nahen Osten. Der Fortschritt in Europa könnte dort anregen. 
Doch der Mißerti4 wird ebenso gewiß entmutigen. Dabei geht es 
in Europa wie im Nahen Osten darum, weit im Vorfeld die 
militärische Eskalation von Konflikten zu verhindern und für den 
Fall, daß dies nicht gelingt, noch über Instrumente zur frühen 
Beendigung eines Krieges zu verfügen. 
Entscheidend wird die Einsicht sein, daß der souveräne 
Nationalstaat an seine Leistungsgrenze gestoßen ist. Über Jahrhun-
derte konnte er das Gemeinwohl seines Volkes besser bedienen als 
politische Alternativkonzepte. In dem Maße, in dem er das heute 
nicht mehr vermag, muß gerade er nach Alternativen suchen, will er 
seiner bleibenden Gemeinwohlverptlichtung gerecht werden. Und 
offensichtlich kann der einzelne Nationalstaat weder die Umwelt-
probleme lösen noch Krieg mit nationalen Mitteln verhüten, weder 
den Drogenhandel noch multinationale Konzerne sicher innerhalb 
der Rechtsordnung halten. Darum ist die Forderung nach einer 
europäischen Friedensordnung keine Kampfansage an den Staat. 
Vielmehr wird der heutige Staat durch sie daran erinnert, seiner 
Gemeinwohlverptlichtung unter veränderten Bedingungen gerecht 
zu werden. Dies ist gewiß leichter gefordert als getan. 
3. .-Iteaben, Gnusem Gifihnvt 
Eine ein für allemal stabile Friedensordnung wird es nicht geben. 
Dies zeugt nicht tiir Pessimismus, sondern reflektiere die Tatsache, 
daß der politische Kontext, in dem sich Friedensbedrohungen stel-
len, schon regional, erst recht global unvorhersehbaren Ver-
änderungen unterworfen bleibt. Die völlig unerwartete Renais-
sance eines völkischen Nationalismus im Europa der letzten Jahre 
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und das Auseinanderbrechen vormals stabil erscheinender Staaten 
mögen datiir als Beispiele genügen. Insofern legt es sich nahe, statt 
globaler Ordnungsmodelle exemplarische Aufgaben zu benennen. 
Der Friedensprozeß lebt davon, daß Chancen genutzt und stets 
immanente Gefahren erkannt werden. 
( I) Die Staatenwerdung des frühneuzeitlichen Europas 
steht deutlich auf den Schultern von Thomas I lobbes, dessen 
Anthropologe' hier besondere Bedeutung zukommen soll. 
Bei I lobbes kommt der Mensch als vorsoziales Indi-
viduum in den Blick. das sein Grundproblem lösen muß, die 
individuelle Existenzsicherung. Der vertragliche Zusammenschluß 
zu einem Staat bildet dann das erste factum sociale in seinem Le-
ben. Daß weit im Vorfeld eines allfälligen Staatsvertrags der 
Mensch immer schon sozial in Familie, Gemeinde oder Stamm. 
kurz in Gesellschaft eingebunden ist, übersieht I lobbes und er 
muß es übersehen, da sonst seiner Anthropologie der vorsozialen 
Existenz wie der Rückbindung aller menschlichen Strebungen an 
die Überlebenssicherung der Boden entzogen wäre. Staatliches 
Wir-Gefühl erhält so eine besondere Dignität: Es bedeutet Anfang, 
leider aber auch Grenze von Solidarität. Konsequenterweise setzt 
sich im Verhältnis zwischen den absolut souveränen Staaten der 
Naturzustand getArdeter Existenz — nun der Völker — frei. Die 
Forderung nach supranationalem Recht, das in Sachen Krieg auch 
die „souveränen Machthaber" bindet, erhebt darüber hinaus I lobbes 
auch darum nicht, weil die kriegerische I laltung der Souveräne den 
Fleiß der Untertanen etwa heim Festungshau tiirdert und den 
Naturzustand zwischen Staaten geradezu als ideal darstellt`'. 
Nun schließt der lesenswerte Artikel „Staat und Sou-
veränität"K' unter Verweis auf die neu entstandene Debatte über den 
81 Vgl. Jürgen Dennert. a. a. O. 1 laus Maier. 1 lobbes. In: Klassiker des politi-
schen Denkens. hrsg. v. Hans Maier, I fein/ Rausch. Horst Denzer, Mün-
chen 1%8. Bd. 1. 350-375; Ferdinand Tönnies in seiner Einführung zu dein 
von ihm erstimls edierten Werk von "Thomas 1 lohbes. Naturrecht und all-
gemeines Staatsrecht in den Anfangsgründen. Essen 1926, Neudruck: 
Darmstadt 1983; Iring Fetscher in seiner Einleitung zu: Thomas I lobbes, 
Leviathan, Frankfurt 198-1. IX-LXVI 
82 Vgl. Thomas 1 lobbes, Leviathan. a. a. 0., 97 f 
83 In: Geschichtliche Grundbegriffe. 1 listorisches Lexikon zur politisch-so-
zialen Sprache in Deutschland. 13d. 6., Stuttgart 1990. 1-154. 153 
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zivilen Ungehorsam. auf die transnationalen Wirtschaftsverflech-
tungen wie auf die Umweltproblematik mit dem I linweis: mit 
welchen Schwierigkeiten der zu rechnen hat, der die Souveränität als 
ein auch heute noch plausibles und gültiges Konzept erweisen will." 
Das trifft spätestens seit der Kriegsächtung im Briand-Kellogg-Pakt 
von 1928 zu: Das Konzept der absoluten staatlichen Souveränität 
wurde wenigstens insofern durchbrochen, als es nicht mehr im 
Ermessen der Staaten steht, aulklipolitische Konflikte gewaltsam zu 
lösen. An diesem Punkt wird das hobbesianische Staatskonzept von 
der absoluten Souveränität völkerrechtlich aufgehoben. 
Im Gegensatz dazu kommt. wenn auch auf Umwegen. 
seine Anthropologie doch wieder in unsere politische Landschaft 
zurück: Der Staat als Wohfahrtsgarant im Verbund mit der gerade-
zu merkantilistischen Gewißheit. Volkswirtschaften kooperierten 
nach den Regeln eines Nullsummnenspiels, schaffen ein subregio-
nales Wir-Gefühl als Basis für national-egoistische Optionen. Über 
die tatsächliche Lage informiert die Demoskopie die Gewerk-
schaftsführungen und zeigt ihnen. wo die Grenze umfassender 
Solidarität im Bewußtsein der Mitglieder verläuft. Umfragen zei-
gen Politikern die Schmerzgrenze der Wähler, wenn europäische 
Solidarität mit nationalem Wirtschaftsinteresse in Konflikt gerät. 
Selbst Entwicklungspolitiker sehen sich gezwungen. der Öffent-
lichkeit darzulegen. daß jede entwicklungspolitisch investierte 
Mark daheim für mehr als eine Mark Arbeitsplätze schafft. 
Dies mag man beklagen und an die jüdisch-christliche 
Tradition erinnern. in der der Mensch, und das heißt: jeder 
Mensch. Bild Gottes genannt wird. Man wird aus gutem Grund 
auf das durchgehend universalistische _für alle" der Christusbot-
schaft verweisen und es in die politische Sprache übersetzen, daß 
die Würde _des" Menschen unantastbar ist. Doch kann man darum 
einem Politiker oder Gewerkschaftsführer zu einem Programm 
raten. dem sicher ist, daß ihm bei der Wählerschaft jede Chance auf 
Akzeptanz und Mehrheit abgeht? Möglicherweise bildet es einen 
Glücksilill, daß die US-amerikanischen Bischöfe in ihrem Frie-
denshirtenbrief aus dem Jahr 1983 die eigene Regierung rügen 
können, sie schätze die Hilfsbereitschaft der Bürger zu gering ein 
und nähme sie darum nicht hinreichend in Anspruch. 
Was immer die Demoskopen zu diesem Optimismus 
sagen mögen. hier wird eine Aufgabe von Kirche deutlich: Sie 
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selbst darf sich mit einer national oder regional ausgrenzenden 
Anthropologie nicht abfinden, ihr nicht den Platz räumen. Hier ist 
die Mitte des kirchlichen Verkündigungsauftrags betroffen, daß 
nämlich jene Barmherzigkeit, mit der Gott uns als Ferne und Fein-
de angenommen hat, auch Maßstab menschlichen 1 landelns sein 
soll. Im Rahmen dieser Verkündigung sind Grund, Zweck und 
Grenze nationaler Grenzziehungen neu zu definieren. d.h. parti-
kulär-staatliches Gemeinwohl nach Maßgabe von Gerechtigkeit 
und Billigkeit in den umfassenderen Kontext eines Menschheits-
gemeinwohls zu integrieren. 
Sehr wohl darf es dann nicht hei der Wortverkündigung 
bleiben. In „Gaudium et spes" steht als Forderung an die Kirche: 
„Es ist jedoch Sache des ganzen Volkes Gottes. wobei die Bischöfe 
mit Wort und Beispiel vorangehen müssen, die Nöte unserer Zeit 
nach Kräften zu lindern, und zwar nach alter Tradition der Kirche 
nicht nur aus dem Überfluß, sondern auch von der Substanz." 
(Nr. 88) Gewiß kann man über die Grenze zwischen „Substanz" 
und „Überfluß" streiten und rechten. Doch insgesamt bleibt es 
dabei, daß auch die Kirchen, wenn schon nicht von einem nationa-
len so doch von einem parochialen, diözesanen oder landeskirch-
lichen Egoismus bedroht sind. Gewiß bringen die Kirchen erheb-
liche Summen für entwicklungspolitische und weltkirchliche Auf-
gaben auf, doch geht es dabei wirklich bis an die „Substanz"? 
Kirche würde so zu einem eigenprofilierten Lebensraum. 
in dem Einstellungen erlernt und erprobt werden könnten, die für 
eine stabile übernationale Friedensordnung dienlich, gar unver-
zichtbar sind. In einer Kirche, die von der Substanz hilft, könnte 
erstmals ein großgesellschaftliches Experiment gelingen im Sinne 
der in kirchlichen Texten häufig beschworenen Kompensation des 
Weniger-I lahens durch das Mehr-Sein. 
Eine Studie von Meinhard Miegel u.a." vergleicht zwei 
ökonomisch weit auseinanderklaffende Regionen Deutschlands 
miteinander und zwar nach dem Kriterium „subjektive Zufrieden-
heit". Sie zeigt, daß in der ökonomisch stärkeren Region die 
Zufriedenheit über den beruflichen Erfolg höher liegt, die schwä- 
$4 Meinhard Miegel tt. a., Wirtschalts- und arbeitskulturelle Unterschiede in 
Deutschland. Zur Wirkung außerökonomischer Faktoren auf die lieschatii-
gung. Gütersloh 1991 
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chere Region hingegen in ihrer Zufriedenheit über „Familien-
glück" sowie „Liebe und Zuneigung" besser abschneidet. Abschlie-
ßend kommt die Studie zu dem Ergebnis, daß Wertprioritäten, 
Neigungen und Verhaltensweisen in unterschiedlichen Regionen 
stark divergieren können. Zugleich bedauert sie, daß — uni es mit 
eigenen Worten zu sagen — in Wirtschaft und Politik noch immer 
einseitig vom homo oeconomicus und seinen Prioritäten aus-
gegangen wird. Dies ergibt als Mahnung an die Europapolitik: 
„Namentlich das Postulat der Herstellung und Gewährleistung 
gleicher materieller Lebensbedingungen in den Regionen, Ländern, 
Wirtschaftsräumen wie der Europäischen Gemeinschaft und — 
idealiter — Europa oder sogar der ganzen Welt müßte neu bestimmt 
werden. Denn sollten regionale Wirtschafts- und Beschäftigungs-
lagen erheblich von Neigungen und Verhaltensweisen der je-
weiligen Bevölkerung abhängen. wäre nicht nur fraglich, oh das 
Postulat gleicher materieller Lebensbedingungen verwirklicht werden 
kann, sondern mehr noch, ob es überhaupt verwirklicht werden 
soll." (122) 
Die Art, wie der Kalte Krieg endete, hat zu dem Trug-
schluß getiihrt, das westliche Leistungs- und Konkurrenzmodell sei 
dem Menschen schlechthin natürlich. Berufserfolg, der sich an 
erster Stelle in finanzieller Entlohnung niederschlägt, erhält 
dadurch den Charakter einer naturalen Vorgegebenheit, die kultu-
rell nicht angetastet werden dürfe. Die Reduktion des Menschen 
auf ein und nur ein Grundstreben — sei es die Überlebenssiche-
rung, sei es den Berufsertölg — dekretiert somit Egozentrismus, 
der sich dann konsequenterweise als Staats- oder Regionalegois-
mus organisiert. Der so dargestellte Mensch aber kontrastiert ele-
mentar mit jenem Menschen, den eine stabile Friedensordnung 
voraussetzt. 
(2) Dies wird belangvoll, wenn man sich den Grund-
elementen einer übernationalen Friedensordnung zuwendet. 
„Gaudium et spes" (Nr. 82) sieht die Möglichkeit einer „absoluten 
Ächtung des Krieges" im Zusammenhang mit einer „von allen 
anerkannten öffentlichen Weltautorität ..., die über wirksame 
Macht verfügt, uni für alle Sicherheit, Wahrung der Gerechtigkeit 
und Achtung der Rechte zu gewährleisten". Hervorzuheben ist 
einmal die Universalität des „für alle" und sodann die drei Pfeiler, 
nämlich Sicherheit, Gerechtigkeit sowie Menschen- und Völker- 
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rechte. Eine Friedensordnung ist also ungleich umfassender als 
eine Sicherheitsordnung. Über dieses dreifache Ziel einer stabilen 
Friedensordnung besteht theoretisch Konsens — es steht in den ein-
schlägigen Dokumenten von der UNO-Charta bis zur Europa-
Charta von Paris. 
Zum Problem wird erst die Praxis und deren Ermögli-
chung. In der UNO-Charta ist das Teilziel „Sicherheit" ahundant 
abgedeckt. Nicht mir die Anwendung, sondern schon die Andro-
hung von Gewalt zur Lösung internationaler Konflikte ist verwor-
fen (vgl. Art. 2.4). Somit wird die absolute Kriegsächtung des Kel-
logg-Paktes weitergeführt. Die Rechtslage ist folglich klar. Sodann 
ist mit dem Sicherheitsrat eine Institution geschaffen, deren Kom-
petenz man geradezu mit der des Papstes in der mittelalterlichen 
Ordnung vergleichen könnte: Dieser Rat hat nach Art. 39 die nicht 
hinterfragbare Feststellungskompetenz, wer die Kriegsächtung ver-
letzt hat. Gegen diesen Delinquenten kann der Sicherheitsrat 
friedliche (Art. 41) und notfalls militärische Maßnahmen (Art. 42) 
beschließen. Insokrn ist der Sicherheitsrat das Paradestück der 
UNO-Ordnung: Im supranationalen Bereich liegt eine klare 
Rechtslage ebenso vor wie kompetente Rechtsanwendung und 
wenigstens im Prinzip — wenngleich hier Nachbesserungen erfor-
derlich sein werden — Mittel zur Rechtsdurchsetzung. Ähnliches 
kann man leider für die beiden anderen Ziele nicht wahrnehmen: 
Mit Ausrichtung auf die internationale Gerechtigkeit sieht die 
Charta zwar einen Wirtschatts- und Sozialrat vor. Doch falen ein-
sprechende Rechtsgrundlagen ebenso wie Kompetenz in der 
Anwendung, von Durchsetzungsmitteln ganz zu schweigen. Ähn-
lich dürftig verbleiben die Chancen, Verletzungen der Menschen-
rechte europa- oder weltweit zu ahnden. 
Nahezu dasselbe Problem stellt sich beim Verteidigungs-
recht der UNO-Charta nach Art. 51. Das Recht auf individuelle 
oder kollektive Selbstverteidigung gegen einen Angriffskrieg wird 
dem Opfer zugesprochen, bis die Völkergemeinschaft sich des Fal-
les annimmt. Schon hei der Erarbeitung der Charta hatte ein 
südamerikanischer Staat das Verteidigungsrecht nicht auf den Fall 
des Angriffskrieges beschränken wollen. In seinen Augen wäre die-
ses Recht auch dann zu gewähren, wenn ein Staat durch einen 
anderen wirtschaftlich oder politisch an der freien Selbstbestim-
mung gehindert würde. Diese Forderung nahmen dann später auch 
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immer wieder die sog. Nationalen Befreiungsbewegungen auf und 
legitimierten von daher ihren Kampf Doch die Väter der UNO-
Charta kamen diesem Wunsch nicht entgegen. Sie konnten es auch 
nicht, wäre dies doch ein Rückfall hinter die Kriegsächtung und 
mit ihrem eigenen Gewaltverbot nach Art. 2.4 unvereinbar gewe-
sen. 1 Litten Gerechtigkeitskonflikte wieder einen Krieg legitimiert, 
bedeutete dies eben ein Retour in die Lehre vom gerechten Krieg, 
in dem ja auch ein Angriffskrieg im Falle einer Gerechtigkeits-
verletzung erlaubt war, wenn nicht gar, da jeder Staat dann wieder 
Richter in eigener Sache wäre, in das freie Kriegsftihrunprecht. 
Die UNO-Charta ist ein Paradebeispiel dafür, daß eine 
supranationale Organisation das Gewaltmonopol im internationa-
len Bereich für sich reklamiert, vergleichbar dem staatlichen 
Gewaltmonopol im nationalen Bereich. Das überragende Interesse 
an der Kriegsverhinderung gibt dieser Regelung Sinn und Akzep-
tanz. Dies trifft wenigstens in der Theorie zu. Ganz anders stellt 
sich die Frage nach den praktischen Regelungsmöglichkeiten des 
Sicherheitsrates durch militärische Maßnahmen. Politisch ist ein 
Kriegsausbruch in der Regel die Eskalation eines langandauernden 
Konflikts. Die vorsichtigen Institutionalisierungen im KSZE-Pro-
zeß geben hier die richtige Richtung an. Ein Konflikt darf die Völ-
kergemeinschaft nicht erst aktiv werden lassen, wenn er kurz vor 
der gewaltsamen Explosion steht: Darum in der Pariser Charta das 
Konfliktverhütungzentrum in Wien, die Einrichtung des Rates der 
Außenminister, des Ausschusses hoher Beamter usw. Derartige 
Konflikte sind aber in aller Regel Gerechtigkeitskonflikte oder 
Konflikte über den menschengerechten Umgang eines Staates mit 
seinen Bürgern wie mit den Nachbarn. Schon darum lassen sich 
auch für die supranationalen Organisationen die Ziele Menschen-
rechte, Gerechtigkeit und Sicherheit nicht voneinander trennen. 
Denn es könnte der Fall eintreten, daß die Völkergemeinschaft 
nach Art. 43 der UNO-Charta gegen einen Staat vorgeht, dessen 
wirtschaftlichen Überlebenskampf sie zuvor unbeachtet ließ. Oh 
man dann mit „militärischen Maßnahmen" jenes Feuer löschen 
darf das man zuvor unter Kontrolle zu halten unterließ, ist wenn 
nicht juristisch so doch ethisch wie politisch eines der ganz schwie-
rigen Probleme. 
So sehr jede supraitationale Staatenverbindung der absolu-
ten Absage an Krieg und internationale Gewalt verpflichtet ist, so 
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bleibt deutlich, wie sehr sie in eben diesem Kontext gehalten ist, 
den Zielen Gerechtigkeit sowie Menschen- und Völkerrechte dien-
liche Rechtsgrundlagen zu schaffen und Institutionen einzurichten. 
1 her stehen wir verständlicherweise vor erheblichen Defiziten. 
Diese werden verständlich, sofern der Kalte Krieg Fortschritte in 
diese Richtung geradezu unmöglich gemacht hat, zu stark differier-
ten die jeweiligen Anschauungen über Gerechtigkeit und Men-
schenrechte. Nun ist jener große Gegenspieler von der politischen 
Bühne vorerst wenigstens abgetreten und es wird sich zeigen, oh 
das westliche Insistieren auf Gerechtigkeit und Menschenrechten 
kämpferische Keule oder politisch-moralische Eigenverpflichtung 
war und ist. 
Bei einigen Beispielen wird eine supranationale Regelung 
einschlägiger Probleme leichter, hei anderen schwieriger fallen: 
(3) Als Beispiel diene die Folter. Die Rechtslage ist klar: 
Nach Art. 4 des Paktes über bürgerliche und politische Rechte 
gehört das Folterverbot zu den „notstandsfesten" Menschen-
rechten, d.h. seine Geltung erstreckt sich selbst auf den „Fall eines 
öffentlichen Notstandes, der das Leben der Nation bedroht". 
Zugleich mit dem Pakt legte die UNO das „Fakultativprotokoll 
zu dem internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rech-
te" vor. Die Staaten, die dieses Protokoll unterzeichneten, gingen 
weitergehende Verpflichtungen ein, die selbst nicht mehr als die 
Ernsthaftigkeit dokumentierten, dem Folterverbot auch in nach-
prüfbarer Praxis gerecht zu werden. Erstens erklären sie den „Aus-
schuß für Menschenrechte" für zuständig, in Sachen Folter ihr 
1 landein zu prükn. Zweitens nehmen sie nicht nur Staatenklage, 
sondern die Klage jeder betroffenen Einzelperson entgegen. Dies 
sind wichtige Dammbrüche: Staaten unterwerfen sich überstaat-
licher Rechtssprechung und — vielleicht noch revolutionärer im 
Völkerrecht — sie erkennen Einzelpersonen als Akteure in diesem 
Rechtsgeschäft an. 
Nun ist dieses Fakultativprotokoll wie der Name sagt 
fakultativ. Ein Staat kann es unterzeichnen, kann dieses aber ebenso 
und folgenlos auch unterlassen wie seine Unterschrift zurückzie-
hen. Denn selbst Vertragsstaaten können nach Art. 12 das Protokoll 
mit einer Drei-Monatsfrist kündigen. Dabei ist nicht mehr vorge-
sehen, als daß der Ausschuß für Menschenrechte „seine Auf-
fassungen dem betroffenen Vertragsstaat und der Einzelperson mit- 
teilt" (Art. 5.4) und im Jahresbericht seine Tätigkeit protokolliert. 
Doch selbst dieses Wenige ist offensichtlich nicht jedem Staat 
zuzumuten. 
Die Apodiktik des Folterverbots kontrastiert so mit der 
Zaghaftigkeit des Fakultativprotokolls. Es wäre nicht nur an der 
Zeit, stieße wohl auch auf breite Bereitschaft all der Staaten, die es 
mit dem Folterverbot ernst nehmen, das Fakultativprotokoll in 
einen Vertrag höherer Verbindlichkeit zu verwandeln und zudem 
die Kontrollmöglichkeiten des „Ausschusses für Menschenrechte" 
zu erweitern. Hier eröffnete sich zugleich ein Lernfeld. um Chan-
cen und Probleme erweiterter Schiedsgerichtsbarkeit" auf anderen, 
vielleicht schwierigeren Gebieten zu prüfen. 
(4) Dabei stellt sich heraus, daß auf den ersten Blick noch 
so plausible Vorschläge sich hei näherem 1 linsehen als überaus 
ambivalent erweisen mögen. 
Ein Stück dieser Ambivalenz wurde bereits oben deutlich: 
Gegenüber dem Unterdrückungsrecht der Großmächte von 1815 
war das Verbot, sich in die inneren Angelegenheiten auch eines 
kleinen Staates einzumischen, ein Fortschritt. Doch gerade dieser 
Fortschritt kehrte sich ins Gegenteil, sobald es offenkundig wurde, 
daß Staatsführungen Pogrome begingen, fdterten und die Grund-
lagen aller Menschenrechte zur Disposition stellten. Die Ambiva-
lenz des Nichteinmischungsgebots liegt auf der 1 land. 
Die Völker- und Rechtsgemeinschaft kann Menschen-
rechtsverletzungen nicht dulden. So war es konsequent, die 
Menschenrechte nicht mehr nur den Staaten anzuvertrauen, sie 
vielmehr als Elemente einer supranationalen Ordnung auszugeben, 
85 Vgl. den Schweizer Vorschlag für ein Schiedsgericht im Rahmen der KSZE. 
der in Helsinki 1975 an vorgesehene Experteflirt-Bil verwiesen wurde. Die 
Treffen in Montreux und Athen standen noch unter dem Gegenwind des 
Kalten Krieges. Das Expertentredili in La Valletta blieb jedoch auch ohne 
sichtbaren Durchbruch. Offensichtlich fallt es auch demokratischen Staa-
ten nicht leicht. ihre internationalen Konflikte einem solchen Schieds-
gericht zu unterbreiten. Kritisch zum Schweizer Vorschlag: Bruno Simma 
und Dieter Schenk. Der Schwcucrische Entwurf eines Vertrages über ein 
europäisches System der Incdh, 1 icut Streitbeilegung, in: Bruno Sinuna und 
Edda Blenk-Knocke (I lrsg.). Zwischen Intervention und Zusammenarbeit. te
Interdisziplinäre Arbeitsergebnisse zu Grundfragen der KSZE, Berlin I979, 
363-41111 
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an die auch die Staatsregierungen gebunden sind. 1 Irrmann Jahr-
reiss' nennt den souveränen Statt in einer zunehmend aufein-
ander angewiesenen Staatenwelt zwar „befehls-". aber nicht „ord-
nungsunabhängig". Im Sinne einer bindenden Ordnung wären die 
Menschenrechte also dein Staat vorgegeben. Doch wie eine solche 
Ordnung ohne hinzukommende Betalsgewalt durchgesetzt wer-
den kann, bleibt offen und leitet die Aufmerksamkeit auf die Ei-
genart einer vor- oder überstaatlichen Ordnung. 
Auf den ersten Blick scheint es plausibel, die Friedensord-
nung mit der Errichtung einer Weltregierung zu identifizieren. 
Diese Vorstellung beruhte auf dein Analogieschluß. der Weltstaat 
sei imstande. im internationalen Bereich jene Sicherheit zu er-
bringen. die wir in der Regel im Inneren dem modernen Natio-
nalstaat verdanken; er könne international den Krieg verhindern 
wie ein intakter Staat Bürgerkrieg und Chaos. Die Formel Friede = 
Weltregierung entgeht jedoch nicht der Ambivalenz. Schon hei 
Rousseau begegnen ihr wenigstens zwei Einwänden: Ist die Weltre-
gierung zum einen erstrebenswert, verspricht sie auf Dauer die 
Friedensprobleme zu lösen oder zeugt sie nicht neue Probleme 
unvorhersehbaren Ausmaßes? Zum anderen fragt sich. oh sie 
machbar ist. Sie könnte ja nur von den Staaten errichtet werden. 
Und wie weit diese es für vertretbar halten und bereit sind, ihre 
Souveränität abzugehen, bleibt fraglich. 
Schon „Centesimus annus" macht auf ein grundlegendes 
Problem gesellschaftlicher Ordnung autinerksant: „Wenn Men-
schen meinen, sie verfügen über das Geheimnis einer voll-
kommenen Gesellschaftsordnung. die das Böse unmöglich macht. 
dann glauben sie auch, daß sie für deren Verwirklichung jedes Mit-
tel, auch Gewalt und Lüge, einsetzen dürfen." (Nr. 25) Wer glaubt. 
schon nur regional für Europa über die vollkommene Friedensord-
nung zu verfügen, und die Ambivalenzgefahr übersieht, bleibt die-
ser Gefahr in extremer Weise ausgesetzt. 
So wird die Friedensfrage zu einer Herausforderung der 
Klugheit, wenn nicht gar der Weisheit, Behutsamkeit und Beharr-
lichkeit heim Aufbau europäischer Institutionen zu paaren. Man- 
Mb 1 [ermann Jahrreiss. Die Souveränität der Staaten. Lin Wort mehrere 11c-
- viele Mißverständnisse. in: Die Entstehung des modernen souverä-
nen Staates t t  0., 35-51, 38 
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gelnde Behutsamkeit übersieht Gefahren und ger.ihrdet die Idee 
einer Friedensordnung im Bewußtsein der Europäer wie weltweit. 
Mangelnde Beharrlichkeit läßt Chancen, die vielleicht nie wieder-
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